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Verfügung steht. Für Mittelpunktfälle 
sollen die Aufwendungen damit (wie 
bisher) in voller Höhe abziehbar blei-
ben. Anstelle des Abzugs der tatsächli-
chen Aufwendungen soll aber ein pau-
schaler Abzug in Höhe von 1.260 EUR 
möglich sein. Bei dieser Jahrespau-
schale (Kürzung um 1/12 für jeden vol-

Daten für den Monat  
Februar 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.2.2023
• GewSt, GrundSt = 15.2.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.2.2023
• GewSt, GrundSt = 20.2.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 2/2023 = 24.2.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

11/21 4/22 7/22 11/22
+ 6,0 % + 7,8 %  + 8,5 % + 11,3 %

Für alle Steuerpflichtigen

Jahressteuergesetz 2022: Wichtige Neuregelungen  
durch den Bundestag verabschiedet
| Der Bundestag hat das Jahressteuergesetz (JStG) 2022 am 2.12.2022 verabschie-
det. Stimmt auch der Bundesrat in seiner Sitzung am 16.12.2022 zu (vgl. hierzu die 
Anmerkungen im Hinweis-Kasten am Ende des Beitrags), werden gerade bei der 
Einkommensteuer, der Umsatzsteuer und der Erbschaft-/Schenkungsteuer viele 
Änderungen zu berücksichtigen sein. Wichtige Neuerungen werden vorgestellt. |

Tätigkeiten im Arbeitszimmer  
und in der häuslichen Wohnung

Bislang sind Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer (z. B. Miete 
und Strom) wie folgt abzugsfähig:

 • Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für 
die betriebliche oder berufliche Tä-
tigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht,

 • ohne Höchstgrenze, wenn das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Betätigung bildet.

Sind diese Voraussetzungen nicht er-
füllt (z. B., weil die Tätigkeit im Wohn-
zimmer ausgeübt wird) oder verzichtet 
der Steuerpflichtige auf einen Abzug 
der Aufwendungen, kann ein Abzug für 
die betrieblich oder beruflich veran-
lassten Aufwendungen in pauschaler 

Form erfolgen. Diese im Zuge der Coro-
napandemie eingeführte Homeoffice-
Pauschale beträgt derzeit 5 EUR für je-
den Kalendertag, an dem der Steuer-
pflichtige seine gesamte Tätigkeit aus-
schließlich in der häuslichen Wohnung 
ausübt; maximal aber 600 EUR im Ka-
lenderjahr.

Der Abzug soll ab 2023 neu geregelt 
werden. Im Vergleich zur bisherigen 
Regelung und zum Regierungsentwurf 
für ein JStG 2022 sollen insbesondere 
folgende Aspekte geändert werden:

Soweit der Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betäti-
gung im häuslichen Arbeitszimmer 
liegt, sollen (abweichend vom Regie-
rungsentwurf) die Aufwendungen auch 
dann abziehbar sein, wenn für die Betä-
tigung ein anderer Arbeitsplatz zur 
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len Kalendermonat, in dem die Voraus-
setzungen nicht vorliegen) handelt es 
sich um einen personenbezogenen Be-
trag, weil er sich am Höchstbetrag der 
Tagespauschale (ab 2023: Erhöhung 
von 5 EUR auf 6 EUR) orientiert und 
Steuerpflichtige mit einem häuslichen 
Arbeitszimmer nicht schlechter gestellt 
sein sollen als solche, die nur die Ta-
gespauschale abziehen können.

MERKE | Liegt der Mittelpunkt der 
Betätigung nicht im häuslichen Ar-
beitszimmer, steht den Steuerpflichti-
gen aber kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung, sollen sie die Tagespau-
schale abziehen können. 

Nach der Gesetzesbegründung muss 
somit künftig nur noch im „Mittel-
punktfall“ der Typusbegriff des häusli-
chen Arbeitszimmers erfüllt sein.

Liegen die Voraussetzungen für den Ab-
zug der Aufwendungen für ein häusli-
ches Arbeitszimmer nicht im gesamten 
Kalenderjahr vor und wird die Jahres-
pauschale gekürzt („1/12“; vgl. oben), 
kann für diesen Kürzungszeitraum die 
Tagespauschale zu gewähren sein.

Die Tagespauschale in Höhe von 6 EUR 
soll auf einen jährlichen Höchstbetrag 
von 1.260 EUR gedeckelt werden (also 
maximal 210 Tage im Jahr).

MERKE | Der Abzug der Tagespau-
schale ist neben dem Abzug von Fahrt-
kosten für die Fahrten zwischen Woh-
nung und Betriebsstätte oder regelmä-
ßiger Arbeitsstätte nur zulässig, wenn 
für die Betätigung dauerhaft kein ande-
rer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 

Ein Abzug ist zulässig, wenn zusätzlich 
zu einer Auswärtstätigkeit die überwie-
gende Arbeitszeit in der häuslichen 
Wohnung verrichtet wird.

Kleine Photovoltaikanlagen

Bei der Einkommensteuer gewährt die 
Finanzverwaltung für kleine Photovol-
taikanlagen (PV-Anlagen) mit einer ins-
tallierten Leistung von bis zu 10 kW seit 
geraumer Zeit ein Wahlrecht (= steuer-
lich unbeachtliche Liebhaberei auf An-
trag des Steuerpflichtigen). Dieses 
Wahlrecht soll durch eine Steuerbe-
freiung (§ 3 Nr. 72 Einkommensteuer-
gesetz (EStG)) ersetzt werden. 

Bei der Steuerfreiheit der Einnahmen 
und Entnahmen im Zusammenhang mit 

dem Betrieb von PV-Anlagen sind gewisse 
Höchstgrenzen zu beachten, wobei hier 
auf die installierte Bruttoleistung laut 
Marktstammdatenregister abgestellt 
wird. Vereinfacht sollen gelten: 

 • 30 kW (peak) für auf, an oder in Ein-
familienhäusern (einschließlich 
Nebengebäuden) oder nicht Wohn-
zwecken dienenden Gebäuden vor-
handene PV-Anlagen und

 • 15 kW (peak) je Wohn- oder Ge-
werbeeinheit für auf, an oder in 
sonstigen Gebäuden vorhandene 
PV-Anlagen.

MERKE | Die Steuerbefreiung soll  
– unabhängig vom Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme der PV-Anlage – bereits für 
Einnahmen und Entnahmen gelten, die 
nach dem 31.12.2021 erzielt oder getä-
tigt werden. Im Vergleich zum Regie-
rungsentwurf soll die Steuerfreiheit 
somit um ein Jahr vorgezogen werden.

Nach § 12 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) soll für die Lieferung, den inner-
gemeinschaftlichen Erwerb, die Einfuhr 
und die Installation von PV-Anlagen 
und Stromspeichern ein Steuersatz 
von 0 % (Nullsteuersatz) gelten, soweit

 • es sich um eine Leistung an den Be-
treiber der PV-Anlage handelt und

 • die Anlage auf oder in der Nähe von 
Privatwohnungen, Wohnungen so-
wie öffentlichen und anderen Ge-
bäuden, die für dem Gemeinwohl 
dienende Tätigkeiten genutzt wer-
den, installiert wird. Diese Voraus-
setzungen gelten als erfüllt, wenn 
die installierte Bruttoleistung der 
PV-Anlage laut Marktstammdaten-
register nicht mehr als 30 kW 
(peak) beträgt.

Beachten Sie | Da Betreiber von PV-
Anlagen bei der Anschaffung der Anlage 
nicht mehr mit Umsatzsteuer belastet 
werden, erübrigen sich auch etwaige 
Fragen zum Vorsteuerabzug.

MERKE | §  12 Abs.  3 UStG soll am 
1.1.2023 in Kraft treten. Entscheidend 
ist hier die Leistungserbringung, also 
regelmäßig die Abnahme der Anlage.

Übertragung von Immobilien

Für die Erbschaft-/Schenkungsteuer 
drohen im Einzelfall höhere Werte, weil 
die Regelungen der Grundbesitzbewer-
tung an die ImmoWertV vom 14.7.2021 

(BGBl I 2021, S. 2805) angepasst werden 
sollen (geplantes Inkrafttreten: Bewer-
tungsstichtage nach dem 31.12.2022).

Weitere Aspekte

Die lineare Gebäude-Abschreibung soll 
für neue Wohngebäude, die nach dem 
31.12.2022 fertiggestellt werden, auf 3 % 
erhöht werden. Die Regelung, wonach 
die Abschreibung in Ausnahmefällen 
nach einer begründeten tatsächlich 
kürzeren Nutzungsdauer bemessen 
werden kann, soll (im Gegensatz zum 
Regierungsentwurf) beibehalten werden.

Ebenfalls positiv: Die Prolongation der 
Sonderabschreibung für den Mietwoh-
nungsneubau (§ 7b EStG).

Kapitalvermögen: Der Sparer-Pausch-
betrag soll ab 2023 von 801 EUR auf 
1.000 EUR erhöht werden (bei Ehegatten 
von 1.602 EUR auf 2.000 EUR).

Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag für 
Werbungskosten soll ab 2023 um 30 EUR 
auf 1.230 EUR erhöht werden.

Der Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende (§ 24b EStG) soll um 252 EUR an-
gehoben werden (2023 = 4.260 EUR).

Der bisher ab 2025 vorgesehene voll-
ständige Sonderausgabenabzug für Al-
tersvorsorgeaufwendungen soll auf 
2023 vorgezogen werden. 

Und auch hierauf ist hinzuweisen:
 • Ausbildungsfreibetrag: Anhebung 

ab 2023 von 924 EUR auf 1.200 EUR,
 • Klarstellung des Anwendungsbe-

reichs des steuerfreien Corona-
Pflegebonus nach § 3 Nr. 11b EStG,

 • Bilanzierungswahlrecht bei Rech-
nungsabgrenzungsposten,

 • Regelungen zur Steuerpflicht der 
Energiepreispauschale für Ren-
ten- und Versorgungsbeziehende.

HINWEIS | Die unionsgeführten Län-
der wollen u. a. wegen der geplanten 
partiellen Besteuerung der Entlas-
tungsbeträge aus dem Erdgas-Wärme-
Soforthilfegesetz den Vermittlungsaus-
schuss anrufen (FinMin Hessen, PM 
vom 5.12.2022). Die zuvor vorgestellten 
Neuregelungen dürften indes unkritisch 
sein. Sofern sich hier und/oder bei dem 
Datum des Inkrafttretens noch Ände-
rungen ergeben sollten, werden diese in 
der nächsten Ausgabe vorgestellt.   

Quelle | JStG 2022 i. d. F. vom 30.11.2022, BT-Drs. 
20/4729; Verabschiedung Bundestag: 2.12.2022
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Für Arbeitgeber

Bezahlte Kennzeichenwerbung ist (oft) Arbeitslohn

| Nach Meinung des Bundesfinanzhofs ist ein von einem Arbeitgeber an seine Arbeit-
nehmer gezahltes Entgelt für Werbung des Arbeitgebers auf dem Kennzeichenhal-
ter des privaten Pkw des Arbeitnehmers Arbeitslohn, wenn dem abgeschlossenen 
„Werbemietvertrag“ kein eigenständiger wirtschaftlicher Gehalt zukommt. |

Hintergrund: Nicht jede Zahlung eines 
Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer 
stellt Arbeitslohn dar. Vielmehr kann 
ein Arbeitgeber mit seinem Arbeitneh-
mer neben dem Arbeitsvertrag weitere 
eigenständige Verträge abschließen. 
Kommt einem gesondert abgeschlos-
senen Vertrag allerdings kein eigen-
ständiger wirtschaftlicher Gehalt zu, 
kann es sich insoweit um eine weitere 
Arbeitslohnzahlung handeln.

 ◼ Sachverhalt 

Ein Arbeitgeber hatte mit einem Teil 
seiner Arbeitnehmer „Werbemietver-
träge“ geschlossen. Danach verpflich-
teten sich diese, mit Werbung des Ar-
beitgebers versehene Kennzeichen-
halter an ihren privaten Pkw anzu-
bringen. Dafür erhielten sie jährlich 
255 EUR. Der Arbeitgeber behandelte 
das „Werbeentgelt“ als sonstige Ein-
künfte gemäß § 22 Nr. 3 Einkommen-
steuergesetz (EStG) und behielt daher 
keine Lohnsteuer ein. Dies war auch 
für die Arbeitnehmer vorteilhaft, da 
solche Einkünfte unterhalb eines Be-
trags von 256 EUR jährlich steuerfrei 
sind. 

Das Finanzamt ging demgegenüber 
von einer Lohnzahlung aus und nahm 
den Arbeitgeber für die nicht einbehal-
tene und abgeführte Lohnsteuer in 
Haftung – und zwar zu Recht, wie das 
Finanzgericht Münster und nun auch 
der Bundesfinanzhof in der Revision 
entschieden.

Die Zahlungen gehören zu den Einkünf-
ten aus nichtselbstständiger Arbeit, weil 

sie durch das Arbeitsverhältnis veran-
lasst sind und nicht auf einem Sonder-
rechtsverhältnis „Mietvertrag Werbe-
fläche“ beruhen, da diesem kein eige-
ner wirtschaftlicher Gehalt zukommt.

Der Bundesfinanzhof erachtete insbe-
sondere die folgenden Würdigungen 
der Vorinstanz nicht nur als möglich, 
sondern als naheliegend:

 • Dem gesondert abgeschlossenen 
„Mietvertrag Werbefläche“ kam 
unter Berücksichtigung der am 
Markt befindlichen Angebote 
schon aufgrund seiner Ausgestal-
tung kein eigener wirtschaftlicher 
Gehalt zu. Denn die Erzielung ei-
ner Werbewirkung war nicht si-
chergestellt und die Bemessung 
des Entgelts war offensichtlich an 
der in § 22 Nr. 3 EStG geregelten 
Freigrenze orientiert. 

 • Der Werbeeffekt war nicht – wie im 
wirtschaftlichen Geschäftsverkehr 
üblich – ausschlaggebendes Krite-
rium für die Bemessung des Ent-
gelts gewesen. 

 • Das Finanzgericht berücksichtigte 
zudem, dass Verträge ausschließ-
lich mit Mitarbeitern abgeschlos-
sen wurden und die Laufzeit der 
Verträge an das Bestehen des Ar-
beitsverhältnisses geknüpft war.

Quelle | BFH, Beschluss vom 21.6.2022, Az. VI 
R 20/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232092; 
BFH, PM Nr. 51/22 vom 3.11.2022

Für Unternehmer

Bundesfinanzhof urteilt 
zur Umsatzsteuerpflicht  
bei eBay-Verkäufen

| Veräußert ein Verkäufer auf jährlich 
mehreren hundert Auktionen Waren 
über die Internetplattform „eBay“, 
liegt eine nachhaltige und damit um-
satzsteuerrechtlich unternehmerische 
Tätigkeit vor. Dies hat aktuell der Bun-
desfinanzhof entschieden. |

Ob die Umsätze eines „privaten“ eBay-
Verkäufers der Umsatzsteuer unterlie-
gen, ist mitunter schwierig zu beurteilen 
und hängt vom Gesamtbild der Verhält-
nisse ab. Im Streitfall erwarb die Steuer-
pflichtige bei Haushaltsauflösungen Ge-
genstände und verkaufte diese über ei-
nen Zeitraum von fünf Jahren auf „eBay“ 
in ca. 3.000 Versteigerungen und erzielte 
Einnahmen von ca. 380.000 EUR. Dies 
beurteilte der Bundesfinanzhof als nach-
haltige Tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 
Umsatzsteuergesetz (UStG).

Differenzbesteuerung möglich

Der Bundesfinanzhof hat den Streitfall 
aber an die Vorinstanz zurückverwie-
sen. Diese muss nun (bisher fehlende) 
Feststellungen zur Differenzbesteue-
rung nach § 25a UStG nachholen. 

Hintergrund: Unter gewissen Voraus-
setzungen können Unternehmer die 
Differenzbesteuerung anwenden. Diese 
betrifft typischerweise Waren, die ein 
Wiederverkäufer von Nicht- oder Klein-
unternehmern und damit ohne Umsatz-
steuerausweis erworben hat. Die Um-
satzbesteuerung ist hier auf die Marge, 
d. h., auf die Differenz zwischen dem 
Ein- und Verkaufspreis, beschränkt.

MERKE | Interessant ist an der Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs vor 
allem, dass die Aufzeichnungspflichten 
gemäß § 25a Abs. 6 S. 1 UStG (insbe-
sondere Verkaufs- und Einkaufspreise) 
nicht zu den materiellen Vorausset-
zungen der Differenzbesteuerung ge-
hören. Ein Verstoß gegen die Aufzeich-
nungspflichten führt deshalb nicht 
grundsätzlich zur Versagung der Dif-
ferenzbesteuerung. Es ist dann viel-
mehr – ggf. zulasten des Wiederver-
käufers – zu schätzen.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.5.2022, Az. V R 
19/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232216; 
BFH, PM Nr. 54/22 vom 10.11.2022

Für Arbeitgeber

Neue Rechengrößen in der Sozialversicherung für 2023

| Der Bundesrat hat der Sozialversicherungsrechengrößen-Verordnung 2023 zu-
gestimmt (BR-Drs. 509/22 (B) vom 25.11.2022). Nachfolgend sind einige Rechen-
größen bzw. Beitragsbemessungsgrenzen für 2023 aufgeführt: |

Allgemeine Rentenversicherung:
alte Bundesländer = 87.600 EUR (monat-
lich = 7.300 EUR); neue Bundesländer  
= 85.200 EUR (monatlich = 7.100 EUR)

Kranken- und Pflegeversicherung:
bundeseinheitlich = 59.850 EUR (monat-
lich = 4.987,50 EUR)
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Inflationsausgleichsgesetz in „trockenen Tüchern“

| Der Bundesrat hat dem Inflationsausgleichsgesetz am 25.11.2022 zugestimmt. 
Angesichts der hohen Inflation wurden insbesondere das Kindergeld (für das erste, 
zweite und dritte Kind) und der Grundfreibetrag noch weiter angehoben als ur-
sprünglich geplant. |

Grundfreibetrag und  
Unterhaltshöchstbetrag

Der steuerliche Grundfreibetrag, bis zu 
dessen Höhe keine Einkommensteuer 
gezahlt werden muss, steigt zum 
1.1.2023 von derzeit 10.347 EUR auf 
10.908 EUR. Für das Jahr 2024 erfolgt 
dann eine Anhebung auf 11.604 EUR.

Der Unterhaltshöchstbetrag entspricht 
ab dem Jahr 2022 dem Grundfreibe-
trag. Dies bedeutet für 2022 eine nach-
trägliche Erhöhung von 9.984 EUR auf 
10.347 EUR.

Kalte Progression

Durch folgende Anpassungen sollen 
höhere Einkommen – trotz steigender 
Inflation – auch tatsächlich bei den Bür-
gern ankommen. Der Effekt der kalten 
Progression soll ausgeglichen werden.

Die Tarifeckwerte wurden entsprechend 
der erwarteten Inflation nach rechts ver-
schoben. Das bedeutet: Der Spitzen-
steuersatz „greift“ 2023 bei 62.810 EUR 
statt bisher bei 58.597 EUR. 2024 wird er 
dann ab 66.761 EUR beginnen.

Sehr hohe Einkommen (Reichensteuer-
satz) ab 277.826 EUR werden von der 
Anpassung indes ausgenommen.

Familien und Solidaritätszuschlag

Die Kinderfreibeträge wurden schritt-
weise von 2022 bis 2024 erhöht (1.1.2022: 
8.548 EUR; 1.1.2023: 8.952 EUR; 1.1.2024: 
9.312 EUR). 

Das Kindergeld wird ab 2023 um monat-
lich 31 EUR für das erste und zweite 
Kind erhöht; für das dritte Kind erfolgt 
eine Erhöhung um 25 EUR. Damit be-
trägt das Kindergeld dann einheitlich 
250 EUR im Monat. Da für das vierte und 
jedes weitere Kind keine Erhöhung er-
folgen wird, bleibt es hier bei 250 EUR.

Beachten Sie | Um „ein Hineinwach-
sen“ in den Solidaritätszuschlag zu ver-
hindern, wurde die Freigrenze ab 2023 
und 2024 angehoben. Es sollen weiter 
ca. 90 % der Steuerzahler vollständig 
vom Solidaritätszuschlag entlastet sein.

Quelle | Inflationsausgleichsgesetz, BR-Drs. 
576/22 (B) vom 25.11.2022; Die Bundesregie-
rung: „Inflationsausgleich für 48 Millionen 
Menschen“ vom 10.11.2022

Für Arbeitnehmer

Fahrten zwischen  
Wohnung und Arbeits-
platz: Abzug von Taxi-
kosten nur in Höhe der 
Entfernungspauschale
| Der Bundesfinanzhof hat aktuell ent-
schieden, dass ein Arbeitnehmer für 
seine Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte (zumeist dessen 
üblicher Arbeitsplatz) auch bei Nutzung 
eines Taxis lediglich Aufwendungen in 
Höhe der Entfernungspauschale als 
Werbungskosten absetzen kann. |

Aufwendungen eines Arbeitnehmers 
für Wege zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte sind grundsätzlich pau-
schal in Höhe von 0,30 EUR für jeden 
Entfernungskilometer (ab dem 21. Kilo-
meter: 0,38 EUR) anzusetzen – und zwar 
unabhängig davon, welches Verkehrs-
mittel genutzt wird.

Beachten Sie | Eine Ausnahme gilt 
nach § 9 Abs. 2 S. 2 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) jedoch bei der Benutzung 
von öffentlichen Verkehrsmitteln. Auf-
wendungen hierfür können angesetzt 
werden, soweit sie den im Kalenderjahr 
insgesamt als Entfernungspauschale 
abziehbaren Betrag übersteigen.

Der Bundesfinanzhof stellt bei seiner 
Entscheidung darauf ab, dass der Ge-
setzgeber bei Einführung der Ausnah-
meregelung eine Nutzung von öffentli-
chen Verkehrsmitteln im Linienverkehr 
(insbesondere Bus und Bahn) und damit 
ein enges Verständnis des Begriffs des 
öffentlichen Verkehrsmittels vor Augen 
hatte. Ein im Gelegenheitsverkehr ge-
nutztes Taxi zählt nach Meinung des 
Bundesfinanzhofs nicht zu den „öffentli-
chen Verkehrsmitteln“ im Sinne des § 9 
Abs. 2 S. 2 EStG, sodass die Ausnahme-
regelung hier nicht greift.

Quelle | BFH-Urteil vom 9.6.2022, Az. VI R 
26/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232091; 
BFH, PM Nr. 50/22 vom 3.11.2022

Für Unternehmer

Hinweise zur Abschaffung der bilanzsteuerlichen 
Abzinsung von Verbindlichkeiten

| Bislang mussten bilanzierende Unternehmen unverzinsliche Verbindlichkeiten 
mit einer Restlaufzeit von mindestens zwölf Monaten unter Berücksichtigung eines 
Zinssatzes von 5,5 % abzinsen. Durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz sind Ver-
bindlichkeiten nun nicht mehr abzuzinsen. Das Landesamt für Steuern und Finan-
zen Sachsen hat zu der Neuregelung nun u. a. wie folgt Stellung genommen: |

Die Neuregelung ist erstmals in nach 
dem 31.12.2022 endenden Wirtschafts-
jahren anzuwenden. Auf formlosen An-
trag kann vom Abzinsungsgebot aber 
bereits für frühere Wirtschaftsjahre ab-
gesehen werden, soweit die Veranlagun-
gen noch nicht bestandskräftig sind. 

Beachten Sie | Als Antrag gilt auch ein 
entsprechender Ansatz in der Steuer-
bilanz.

Wurde eine Verbindlichkeit bisher unter 
Beachtung des Abzinsungsgebots pas-
siviert, ergibt sich im ersten Wirt-
schaftsjahr ohne Abzinsung eine Ge-
winnminderung in Höhe des letzten 
Abzinsungsvolumens.

Quelle | Landesamt für Steuern und Finan-
zen Sachsen vom 22.6.2022, Az. 211-S 2175/15/1-
2022/36534; Viertes Corona-Steuerhilfegesetz, 
BGBl I 2022, S. 911
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Daten für den Monat  
März 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.3.2023
• ESt, KSt = 10.3.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.3.2023
• ESt, KSt = 13.3.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/2023 = 29.3.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/21 5/22 8/22 12/22
+ 5,7 % + 8,7 % + 8,8 % + 9,6 %

Für alle Steuerpflichtigen

Energiepreispauschale für Studierende und  
Fachschüler: 200 EUR auf Antrag

| Studierende und Fachschüler erhalten für die gestiegenen Energiekosten eine Ein-
malzahlung in Höhe von 200 EUR. Dies wurde im Studierenden-Energiepreispau-
schalengesetz geregelt. Die wichtigsten Fragen und Antworten im Überblick: |

Nach den Ausführungen der Bundesre-
gierung können von der Energiepreis-
pauschale knapp drei Millionen Studie-
rende und 450.000 Schüler in Fach-
schulklassen und Berufsfachschul-
klassen profitieren. 

Für die Auszahlung der Pauschale ist es 
erforderlich, dass die jeweilige Person 
am 1.12.2022 an einer Hochschule in 
Deutschland immatrikuliert bzw. an ei-
ner Berufsfachschule angemeldet war. 
Einen Anspruch haben:

 • Studierende,
 • Schüler in Fachschulklassen, de-

ren Besuch eine berufsqualifizie-
rende Berufsausbildung voraus-
setzt,

 • Schüler in Berufsfachschulklas-
sen und Fachschulklassen, die in 
einem mindestens zweijährigen 
Ausbildungsgang einen berufsqua-
lifizierenden Abschluss vermitteln 
sowie

 • Schüler in vergleichbaren Bil-
dungsgängen. 

MERKE | Die Energiepreispauschale 
unterliegt nicht der Besteuerung. Sie 
wird weder bei einkommensabhängi-
gen Leistungen und Sozialleistungen 
noch bei Sozialversicherungsbeiträgen 
berücksichtigt.

Weil die für eine unmittelbare Auszah-
lung notwendigen Daten (zum Beispiel 
die Bankverbindungen) nicht vorliegen, 
muss die Energiepreispauschale von 
den Studierenden bzw. den Fachschü-
lern beantragt werden. 

Beachten Sie | Die Auszahlung der 
Pauschale soll über eine digitale An-
tragsplattform beantragt werden kön-
nen, die derzeit gemeinsam von Bund 
und Ländern entwickelt wird. Nach § 2 des 
Studierenden-Energiepreispauschalen-

gesetzes muss die Energiepreispau-
schale bis spätestens zum 30.9.2023 
beantragt werden.  

Quelle | Studierenden-Energiepreispauschalen-
gesetz, BGBl I 2022, S. 2357; Die Bundesregie-
rung: „Energiepreispauschale für Studierende“ 
vom 16.12.2022
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Für Unternehmer

Neue Verwaltungsanweisung zur Vorsteuer-
aufteilung bei gemischt genutzten Grundstücken

| Die Rechtsprechung hat sich in den vergangenen Jahren oft mit der Vorsteuerauf-
teilung bei gemischt genutzten Grundstücken und der Wahl eines geeigneten Auftei-
lungsmaßstabs nach § 15 Abs. 4 Umsatzsteuergesetz beschäftigt. Nun hat sich auch 
das Bundesfinanzministerium positioniert und die Rechtsprechung umgesetzt. |

Hintergrund und Grundsätzliches

Verwendet ein Unternehmer ein Grund-
stück des Unternehmensvermögens 
sowohl für Umsätze, die zum Vorsteu-
erabzug berechtigen, als auch für Um-
sätze, die den Vorsteuerabzug ausschlie-
ßen, muss er die Vorsteuerbeträge in 
einen abziehbaren und einen nicht ab-
ziehbaren Teil aufteilen. Hierbei erfolgt 
zunächst folgende Differenzierung:

 • Bei Eingangsleistungen für die 
Nutzung, Erhaltung und Unterhal-
tung sind die Leistungen nach den 
allgemeinen Grundsätzen zunächst 
(soweit möglich) direkt den zum 
Vorsteuerabzug berechtigenden 
bzw. diesen ausschließenden Aus-
gangsumsätzen zuzuordnen. Ver-
bleibende Vorsteuerbeträge sind 
sachgerecht aufzuteilen.

 • Dagegen sind die gesamten auf die 
Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten des Gebäudes entfallenden 
Vorsteuerbeträge einheitlich in ei-
nen abziehbaren und in einen nicht 
abziehbaren Teil aufzuteilen (keine 
vorherige direkte Zuordnung).

Aufteilungsmaßstäbe

Die Aufteilung muss nach einem sach-
gerechten Aufteilungsschlüssel erfol-
gen. Kommen neben dem Gesamtum-
satzschlüssel andere Aufteilungs-
schlüssel in Betracht, ist ein anderer 
Aufteilungsschlüssel anzuwenden, wenn 
er ein präziseres Ergebnis liefert. In Be-
tracht kommen insbesondere ein (ob-
jektbezogener) Flächenschlüssel, ein 
objektbezogener Umsatzschlüssel oder 
ein Schlüssel nach dem umbauten 
Raum. Auch weitere Aufteilungsschlüs-
sel können im Einzelfall sachgerecht 
sein.

Beachten Sie | Kommen neben dem 
Gesamtumsatzschlüssel mehrere an-
dere präzisere Aufteilungsschlüssel in 
Betracht, ist nicht zwingend die präzi-
seste Methode anzuwenden. Die Aus-

wahl obliegt in diesen Fällen dem Un-
ternehmer. Das Finanzamt kann jedoch 
überprüfen, ob sie sachgerecht ist.

Grundsätzlich erfolgt die Vorsteuerauf-
teilung nach dem Verhältnis der Nutz-
flächen des Gebäudes (objektbezoge-
ner Flächenschlüssel). Denn nach An-
sicht des Bundesfinanzministeriums ist 
dies regelmäßig die wirtschaftlich prä-
zisere Aufteilungsmethode im Ver-
gleich zum Gesamtumsatzschlüssel.

MERKE | Die Finanzverwaltung weist 
in den Rz. 15 ff. des Schreibens darauf 
hin, wie die Flächenberechnung zu er-
folgen hat. Interessant ist hier insbe-
sondere, dass eine Flächenberechnung 
nach DIN 277 oder der Wohnflächen-
verordnung auch für die Vorsteuerauf-
teilung angewandt werden kann, wenn 
die Methode bereits für andere (z. B. 
mietvertragliche) Zwecke angewandt 
wird, die Flächenberechnung für das 
gesamte Gebäude einheitlich erfolgt 
und das Ergebnis sachgerecht ist.

Weicht die Ausstattung der unter-
schiedlich genutzten Räume erheblich 
(hierzu macht das Bundesfinanzminis-
terium in den Rz. 21 und 22 detaillierte 
Ausführungen) voneinander ab, führt 
eine Aufteilung nach dem Flächen-
schlüssel nicht zu einem sachgerech-
ten Ergebnis und der objektbezogene 
Umsatzschlüssel kann die wirtschaft-
lich präzisere Aufteilung gegenüber 
dem Gesamtumsatzschlüssel ermögli-
chen. Nur ausnahmsweise kommt eine 
Aufteilung nach dem Gesamtumsatz-
schlüssel zur Anwendung.

Bei erheblichen Abweichungen in der 
Geschosshöhe kommt eine Aufteilung 
nach dem umbauten Raum in Betracht, 
wenn dies eine präzisere Zurechnung 
der Vorsteuerbeträge ermöglicht. Hier-
von kann ausgegangen werden, wenn 
Gebäudeteile mit unterschiedlichen Ge-
schosshöhen, aber ohne erhebliche Un-
terschiede in der Ausstattung vorliegen.
Quelle | BMF-Schreiben vom 20.10.2022, Az. 
III C 2 - S 7306/19/10001 :003, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 232631

Für alle Steuerpflichtigen

Jahressteuergesetz 2022 
verkündet
| Das Jahressteuergesetz 2022 wurde 
nach der Zustimmung des Bundesrats 
am 20.12.2022 im Bundesgesetzblatt 
(BGBl I 2022, S. 2294) verkündet. Da-
durch sind viele steuerliche Änderun-
gen in Kraft getreten. |

Für alle Steuerpflichtigen

Vereine zur Förderung 
der Freizeitgestaltung: 
Kein Abzug von  
Mitgliedsbeiträgen

| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass Mitgliedsbeiträge an Vereine, die in 
erster Linie der Freizeitgestaltung die-
nen, nicht bei der Einkommensteuer ab-
gezogen werden können. |

Beachten Sie | Spenden und Mitglieds-
beiträge sind grundsätzlich als Sonder-
ausgaben abzugsfähig. § 10b Abs. 1 S. 8 
Einkommensteuergesetz schließt aber 
u. a. bei Vereinen den Abzug von Mit-
gliedsbeiträgen aus, die kulturelle Betä-
tigungen fördern, die in erster Linie der 
Freizeitgestaltung dienen. Dasselbe gilt 
für Sportvereine. Spenden an solche 
Vereine sind aber abziehbar.

 ◼ Sachverhalt 

Das Finanzamt untersagte einem ge-
meinnützigen Verein, der ein Blasor-
chester für Erwachsene und eines für 
Jugendliche unterhält, Spendenbe-
scheinigungen über die Mitgliedsbei-
träge auszustellen. Demgegenüber 
hielt das Finanzgericht Köln die darge-
stellte gesetzliche Einschränkung für 
Mitgliedsbeiträge nicht für anwendbar, 
weil der Verein auch die Erziehung und 
Ausbildung Jugendlicher fördere.

Der Bundesfinanzhof hat das Urteil auf-
gehoben. Nach dem Wortlaut der ge-
setzlichen Regelung sind Mitgliedsbei-
träge schon dann nicht abziehbar, wenn 
der Verein auch kulturelle Betätigungen 
fördert, die in erster Linie der Freizeitge-
staltung dienen. In einem solchen Fall ist 
es irrelevant, ob der Verein daneben 
auch noch andere Zwecke fördert.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.9.2022, Az. X R 
7/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232942; 
BFH, PM vom 22.12.2022
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Für GmbH-Gesellschafter

Steuerliche Behandlung 
eines inkongruenten 
Vorabgewinnaus-
schüttungsbeschlusses

| Der Bundesfinanzhof hat der Finanz-
verwaltung widersprochen: Ein punktu-
ell satzungsdurchbrechender Beschluss 
über eine inkongruente Vorabausschüt-
tung, der von der Gesellschafterver-
sammlung einstimmig gefasst worden 
ist und von keinem Gesellschafter ange-
fochten werden kann, unterliegt als zi-
vilrechtlich wirksamer Ausschüttungs-
beschluss der Besteuerung. |

Beachten Sie | Wird nach einem sol-
chen Beschluss an einen Gesellschaf-
ter kein Gewinn verteilt, erzielt dieser 
keine Einkünfte aus Kapitalvermögen 
nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 Einkommen-
steuergesetz (EStG).

 ◼ Sachverhalt 

Der Steuerpflichtige A war in den 
Streitjahren 2012 bis 2015 zu 50 % an 
einer GmbH 1 beteiligt. Weiterer Gesell-
schafter zu 50 % war eine GmbH 2, de-
ren alleiniger Gesellschafter der A war. 
Die Gesellschafter der GmbH 1 fassten 
in den Streitjahren einstimmig Vorab-
ausschüttungsbeschlüsse, mit denen 
die Vorabgewinne nur an die GmbH 2 
verteilt wurden. Der Gesellschaftsver-
trag der GmbH 1 enthielt keine Rege-
lungen zur Gewinnverteilung. Die Ge-
winne waren daher entsprechend der 
Beteiligungsverhältnisse zu verteilen.

Das Finanzamt sah die Ausschüttungs-
beschlüsse wegen der inkongruenten 
Verteilung als zivilrechtlich nichtig an 
und unterwarf die hälftigen Ausschüt-
tungsbeträge bei A (als Einkünfte aus 
verdeckten Gewinnausschüttungen ge-
mäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 EStG) der Be-
steuerung – jedoch zu Unrecht, wie das 
Finanzgericht Münster und nun auch 
der Bundesfinanzhof entschieden.

Die Ausschüttungsbeschlüsse unterlie-
gen als zivilrechtlich wirksame Ge-
winnverwendungs- und -verteilungs-
beschlüsse der Besteuerung. Eine Zu-
rechnung der hälftigen Ausschüttungs-
beträge bei A wegen eines Gestaltungs-
missbrauchs gemäß § 42 der Abgaben-
ordnung lehnte der Bundesfinanzhof ab.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.9.2022, Az. VIII R 
20/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232830; 
BFH, PM vom 15.12.2022; BMF-Schreiben vom 
17.12.2013, Az. IV C 2 - S 2750 a/11/10001

Für Unternehmer

Abzug von Bewirtungsaufwendungen:  
Neue Anforderungen seit 2023
| Damit Bewirtungskosten aus geschäftlichem Anlass als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig sind, müssen Nachweise erbracht und (weitere) formale Voraussetzun-
gen erfüllt werden. Die steuerlichen Spielregeln wurden durch das Bundesfinanz-
ministerium bereits mit Schreiben vom 30.6.2021 angepasst. Allerdings gewährte 
die Finanzverwaltung eine Übergangsregelung, die am 31.12.2022 auslief. |

Für bis zum 31.12.2022 ausgestellte 
Belege über Bewirtungsaufwendungen 
war der Betriebsausgabenabzug unab-
hängig von den nach der Kassensiche-
rungsverordnung (KassenSichV) gefor-
derten Angaben zulässig.

Nach §  6 KassenSichV werden jedoch 
weitere Anforderungen an einen ge-
schäftlich veranlassten Bewirtungsbe-
leg gestellt, wenn der Bewirtungsbe-
trieb ein elektronisches Aufzeichnungs-
system mit Kassenfunktion i. S. des  
§ 146a Abs. 1 Abgabenordnung (AO) ver-
wendet. Danach muss die maschinell 
erstellte und elektronisch aufgezeichnete 
sowie mithilfe einer zertifizierten tech-
nischen Sicherheitseinrichtung abgesi-
cherte Rechnung auch enthalten:

 • den Zeitpunkt des Vorgangbeginns 
und der Vorgangsbeendigung,

 • die Transaktionsnummer und
 • die Seriennummer des elektroni-

schen Aufzeichnungssystems oder 
des Sicherheitsmoduls.

Diese Angaben müssen sich für ge-
schäftlich veranlasste Bewirtungen ab 
1.1.2023 zwingend aus dem Bewirtungs-
beleg ergeben. Werden diese Anforde-
rungen nicht erfüllt, obwohl der Bewir-
tungsbetrieb ein elektronisches Auf-

zeichnungssystem mit Kassenfunktion 
verwendet, ist ein Betriebsausgabenab-
zug ausgeschlossen.

MERKE | Der Bewirtende kann 
grundsätzlich darauf vertrauen, dass 
die ihm erteilte Rechnung vom Bewir-
tungsbetrieb maschinell ordnungsge-
mäß erstellt und aufgezeichnet worden 
ist, wenn der von dem elektronischen 
Aufzeichnungssystem mit Kassenfunk-
tion ausgestellte Beleg mit einer 
Transaktionsnummer, der Seriennum-
mer des elektronischen Aufzeich-
nungssystems oder des Sicherheits-
moduls versehen wurde. Diese Anga-
ben können auch in Form eines QR-
Codes dargestellt werden.

Abseits von diesen Neuerungen werden 
„herkömmliche“ Bewirtungsbelege (z. B. 
rein maschinell oder handschriftlich er-
stellte Rechnungen) ab dem 1.1.2023 
nur noch dann anerkannt, wenn der Be-
wirtungsbetrieb kein elektronisches 
Aufzeichnungssystem mit Kassenfunk-
tion verwenden sollte. Das ist z. B. der 
Fall, wenn der Bewirtungsbetrieb eine 
offene Ladenkasse nutzt. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 30.6.2021, Az. IV 
C 6 - S 2145/19/10003 :003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 223336

Für Unternehmer

Abzugsverbot von Schuldzinsen bei Überentnahmen: 
Auch Avalprovisionen gehören dazu

| Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs zählen Provisionen und Gebühren für ein Aval 
(eine Bürgschaft) jedenfalls dann zu den Schuldzinsen i. S. von § 4 Abs. 4a S. 1 Ein-
kommensteuergesetz, wenn hierdurch die Rückzahlung von Fremdkapital, das dem 
Schuldner zeitweise zur Nutzung überlassen wurde, gesichert wird. |

Hintergrund: Bei Überentnahmen ist ein 
Teil der betrieblichen Schuldzinsen nicht 
als Betriebsausgaben abziehbar. 6 % 
dieser Überentnahmen sind als nicht 
abziehbare Betriebsausgaben zu behan-
deln. Überentnahmen der Vorjahre wer-
den zu den laufenden Überentnahmen 
addiert. Unterentnahmen der Vorjahre 
werden von den laufenden Überentnah-

men abgezogen. Zinsen bis zu 2.050 EUR 
sind uneingeschränkt abziehbar.

Beachten Sie | Ausgenommen sind 
Schuldzinsen, die aus Darlehen zur Fi-
nanzierung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens resultieren.

Quelle | BFH-Urteil vom 31.8.2022, Az. X R 
15/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232686
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Neue Größenklassen  
als Anhaltspunkt  
für die Häufigkeit  
einer Betriebsprüfung

| Nach Verwaltungsmeinung sind grö-
ßere Unternehmen prüfungswürdiger 
als kleinere. Also kommt es für die 
Wahrscheinlichkeit einer Betriebsprü-
fung nicht zuletzt darauf an, ob ein Un-
ternehmen als Kleinst-, Klein-, Mittel- 
oder Großbetrieb eingestuft wird. Die 
neuen Abgrenzungsmerkmale zum 
1.1.2024 hat das Bundesfinanzministe-
rium nun veröffentlicht. |

Die Einordnung in Größenklassen ge-
mäß § 3 BpO 2000 erfolgt nach der Be-
triebsart (z. B. Handelsbetriebe und 
Fertigungsbetriebe), dem Umsatz und 
dem steuerlichen Gewinn. Regelmäßig 
werden neue Abgrenzungsmerkmale 
festgelegt, aktuell für den 24. Prüfungs-
turnus (1.1.2024). 

Für Handelsbetriebe gilt z. B. die nach-
folgende Klassifizierung. Dabei reicht 
es aus, dass eine der beiden Grenzen 
überschritten wird. Zum besseren Ver-
gleich sind auch die Umsatz- und Ge-
winngrößen für den 23. Prüfungsturnus 
(1.1.2019) aufgeführt:

Klassifizierung für Handelsbetriebe
Größenklasse Umsatz  

(in EUR)
über

Gewinn  
(in EUR)
über

Großbetrieb
1.1.2019
1.1.2024

8.600.000
14.000.000

335.000
800.000

Mittelbetrieb
1.1.2019
1.1.2024 

1.100.000
8.600.000

68.000
335.000

Kleinbetrieb
1.1.2019
1.1.2024

210.000
1.100.000

44.000
68.000

Quelle | BMF-Schreiben vom 15.12.2022, Az. 
IV A 8 - S 1450/19/10001 :003, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 233070

Für Arbeitgeber

Erleichterter Zugang zum Kurzarbeitergeld  
bis 30.6.2023 verlängert

| Der erleichterte Zugang zum Kurzarbeitergeld geht in die nächste Runde. Das 
Bundeskabinett hat die Sonderregelung nun per Verordnung um weitere sechs Mo-
nate bis Ende Juni 2023 verlängert. |

Die Verordnung über den erweiterten 
Zugang zum Kurzarbeitergeld regelt:

 • Kurzarbeitergeld kann gezahlt 
werden, wenn mindestens 10 % 
(regulär ein Drittel) der Beschäftig-
ten von einem Entgeltausfall be-
troffen sind.

 • Beschäftigte müssen keine Minus-
stunden vor dem Bezug von Kurz-
arbeitergeld aufbauen.

Beachten Sie | Auch Leiharbeitneh-
mern wird der Bezug von Kurzarbeiter-
geld weiterhin ermöglicht. Dies gilt 
ebenfalls befristet bis zum 30.6.2023.

Quelle | Verordnung über den erweiterten 
Zugang zum Kurzarbeitergeld vom 19.12.2022, 
BAnz AT 21.12.2022 V3; Die Bundesregierung: 
„Kurzarbeitergeld: Erleichterter Zugang ver-
längert“ vom 14.12.2022

Für Vermieter

Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für  
eine Mietimmobilie nach der ImmoWertV möglich

| Wurde für die Anschaffung einer Mietimmobilie ein Gesamtkaufpreis gezahlt, 
muss dieser aufgeteilt werden. Denn die Anschaffungskosten für den Grund und Bo-
den sind nicht abschreibungsfähig, die Kosten für den Gebäudeanteil allerdings 
schon. Der Bundesfinanzhof hat nun entschieden, dass für die Aufteilung grundsätz-
lich die Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV vom 14.7.2021, BGBl I 
2021, S. 2805) herangezogen werden kann. |

Die ImmoWertV enthält anerkannte 
Grundsätze für die Schätzung von Ver-
kehrswerten von Grundstücken. Dabei 
stehen die – nach den tatsächlichen Ge-
gebenheiten des jeweiligen Einzelfalls 
zu wählenden – Wertermittlungsverfah-

ren (Ertragswert-, Sachwert- und Ver-
gleichswertverfahren) einander gleich-
wertig gegenüber.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.9.2022, Az. IX R 
12/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232813

Für alle Steuerpflichtigen

Energetische Gebäudesanierung: Gasheizungen 
werden ab 2023 steuerlich nicht mehr gefördert

| Steuerpflichtige, die ihre Immobilie zu eigenen Wohnzwecken nutzen, können eine 
Steuerermäßigung für durchgeführte energetische Maßnahmen (§ 35c Einkommen-
steuergesetz (EStG)) im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung beantragen. 
Durch die „Zweite Verordnung zur Änderung der Energetische Sanierungsmaßnah-
men-Verordnung“ werden gasbetriebene Wärmepumpen, Gasbrennwerttechnik 
und Gas-Hybridheizungen ab 2023 nicht mehr gefördert. |

Hintergrund: Die Steuerermäßigung 
setzt u. a. voraus, dass das Objekt bei 
Durchführung der Maßnahme älter als 
zehn Jahre ist; maßgebend ist der Her-
stellungsbeginn.

Begünstigte Maßnahmen sind u. a. die 
Wärmedämmung von Wänden, Dachflä-
chen und Geschossdecken sowie die 

Erneuerung der Fenster, Außentüren 
oder der Heizungsanlage. Welche Min-
destanforderungen für die energeti-
schen Maßnahmen gelten, wurde in der 
„Energetische Sanierungsmaßnahmen-
Verordnung“ geregelt.

Quelle | Zweite Verordnung zur Änderung 
der Energetische Sanierungsmaßnahmen-
Verordnung, BGBl I 2022, S. 2414



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 03 | 2023

Daten für den Monat  
April 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.4.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.4.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 4/2023 = 26.4.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

1/22 6/22 9/22 1/23
+ 5,1 % + 8,2 % + 10,9 % + 9,2 %

Für alle Steuerpflichtigen

Positive Steueränderungen für Alleinerziehende
| Seit 2023 beträgt der Grundentlastungsbetrag für Alleinerziehende mit einem Kind 
pauschal 4.260 EUR pro Jahr (davor waren es 4.008 EUR). Dieser Betrag erhöht sich 
für jedes weitere Kind, für das ebenfalls die Voraussetzungen des § 24b Einkommen-
steuergesetz (EStG) erfüllt werden, um jeweils 240 EUR. Zudem hat das Bundes-
finanzministerium umfangreich zum Entlastungsbetrag Stellung bezogen und dabei 
die positive Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs aus 2021 umgesetzt, wonach der 
Entlastungsbetrag auch im Jahr der Eheschließung oder Trennung zeitanteilig be-
ansprucht werden kann, sofern die übrigen Voraussetzungen erfüllt werden. |

Bislang hat die Finanzverwaltung den 
Entlastungsbetrag im Jahr der Ehe-
schließung oder Trennung infolge der 
möglichen Zusammenveranlagung nicht 
anerkannt. Nunmehr ist wie folgt zu un-
terscheiden: 

In dem Veranlagungszeitraum, in dem 
sich die Ehegatten trennen, ist eine zeit-
anteilige Inanspruchnahme möglich, so-
fern die übrigen Voraussetzungen des  
§ 24b EStG erfüllt sind. Bei dauerndem 
Getrenntleben kann der Entlastungsbe-
trag zeitanteilig ab dem Monat der Tren-
nung beansprucht werden.

Der Steuerpflichtige kann den Entlas-
tungsbetrag im Jahr der Eheschlie-
ßung zeitanteilig in Anspruch nehmen, 
sofern er die übrigen Voraussetzungen 
des § 24b EStG erfüllt, insbesondere 

nicht bereits in einer Haushaltsge-
meinschaft mit dem späteren Ehegat-
ten gelebt hat.

 ◼ Beispiel 

M ist alleinstehend und lebt mit ihrer 
minderjährigen Tochter in einem ge-
meinsamen Haushalt. Am 15. August 
zieht der neue Partner P in die Woh-
nung ein. M und P heiraten am 12. De-
zember und wählen für diesen Veran-
lagungszeitraum die Zusammenver-
anlagung. Bis einschließlich August 
kann M den Entlastungsbetrag zeitan-
teilig (= 8/12) in Anspruch nehmen.

Beachten Sie | In dem Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums finden sich 
auch viele Ausführungen, wann eine 
Haushaltsgemeinschaft mit einer ande-
ren volljährigen Person vorliegt, die den 

Entlastungsbetrag ausschließt. Ist der 
Partner nur vorübergehend abwesend 
(z. B. Krankenhausaufenthalt oder Aus-
landsreise), liegt weiter eine Haushalts-
gemeinschaft vor. Ist die Abwesenheit 
aber nicht nur vorübergehend (z. B. Aus-
zug aus der gemeinsamen Wohnung 
oder Meldung als vermisst), entfällt die 
Haushaltsgemeinschaft.

Quelle | BMF-Schreiben vom 23.11.2022, Az. IV 
C 8 - S 2265-a/22/10001 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 232553
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Für alle Steuerpflichtigen

Privates Veräußerungsgeschäft:  
Vorherige teilweise Vermietung als Steuerfalle
| Wird eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte Immobilie innerhalb der Spekulati-
onsfrist (10 Jahre) verkauft, ist der Gewinn insoweit nicht von der Besteuerung aus-
genommen, als er auf tageweise an Dritte vermietete Räume entfällt. Diese steuer-
zahlerunfreundliche Entscheidung stammt vom Bundesfinanzhof. |

Zum Hintergrund: Die Besteuerung des 
Veräußerungsgewinns eines innerhalb 
des Zehnjahreszeitraums veräußerten 
Grundstücks wird vermieden, wenn das 
Wirtschaftsgut im Zeitraum zwischen 
Anschaffung oder Fertigstellung und Ver-
äußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken oder im Jahr der Veräuße-
rung und in den beiden vorangegangenen 
Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt 
wurde. Dies regelt § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
Einkommensteuergesetz (EStG).

 ◼ Sachverhalt

Ehegatten kauften 2011 ein Reihenhaus 
(ca. 150 qm Wohnfläche), das sie mit ih-
ren Kindern bewohnten. 2012 bis 2017 
vermieteten sie einzelne Zimmer im 
Dachgeschoss tageweise (konkret zwi-
schen 12 und 25 Tagen pro Jahr) an 
Messegäste und erzielten daraus Ver-
mietungseinkünfte.

2017 verkauften die Eheleute die Im-
mobilie. Das Finanzamt unterwarf den 
Gewinn wegen der zeitweise erfolgten 
Vermietung einzelner Zimmer teilweise 
der Besteuerung. Das Finanzgericht 
Niedersachsen teilte diese Sichtweise 
jedoch nicht. Beurteilungsobjekt sei 
das gesamte Gebäude als Wirtschafts-
gut. Die zeitweise Vermietung des 
Dachgeschosses führe nicht dazu, dass 
hinsichtlich des Dachgeschosses in-
nerhalb des Gebäudes ein selbstständi-
ges Wirtschaftsgut entstehe, das ge-
sondert zu betrachten wäre. Die Freude 
der Eheleute währte (leider) nicht lange. 
Denn der Bundesfinanzhof hob die Ent-
scheidung des Finanzgerichts auf. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ist 
der Gewinn aus der Veräußerung inso-
weit nicht von der Einkommensbesteu-
erung ausgenommen, als er auf tage-
weise an Dritte vermietete Räume ent-
fällt. Denn eine räumliche oder zeitli-
che Bagatellgrenze für eine unschädli-
che Nutzungsüberlassung an Dritte 
besteht nicht. 

Beachten Sie | Maßstab für die Er-
mittlung des anteilig steuerbaren Ver-
äußerungsgewinns ist das Verhältnis 
der Wohnflächen zueinander (durch-
gängig zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzte Wohnfläche zu vorübergehend 
zu fremden Wohnzwecken überlasse-
ner Wohnfläche). In diesem Zusam-
menhang ist auf die Wohn- und nicht 
auf die Nutzflächen abzustellen, weil  
§ 23 EStG die Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken privilegiert. 

MERKE | Deutlich positiver ist die 
Sichtweise beim häuslichen Arbeits-
zimmer. Denn wird eine zu eigenen 
Wohnzwecken genutzte Immobilie in-
nerhalb der Spekulationsfrist veräu-
ßert, ist der Veräußerungsgewinn 
auch insoweit von der Besteuerung 
ausgenommen, als er auf ein zur Erzie-
lung von Überschusseinkünften ge-
nutztes häusliches Arbeitszimmer ent-
fällt. Dies hat der Bundesfinanzhof in 
2021 entschieden.

Quelle | BFH-Urteil vom 19.7.2022, Az. IX R 
20/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233193; 
BFH-Urteil vom 1.3.2021, Az. IX R 27/19

Für alle Steuerpflichtigen

Grunderwerbsteuer: Anstieg in Hamburg und Sachsen 
| In zwei Bundesländern wird der Immobilienerwerb teurer. Denn Hamburg (von 
4,5 % auf 5,5 %) und Sachsen (von 3,5 % auf 5,5 %) haben die Grunderwerbsteuer 
zum 1.1.2023 erhöht. |

Nach dem Grunderwerbsteuergesetz 
beträgt der Steuersatz 3,5 %. Die Bun-
desländer haben jedoch die Möglich-
keit, den Steuersatz selbst festzulegen.  
Nach der Erhöhung in Sachsen liegt 

der Steuersatz nur noch in Bayern bei 
3,5 %. „Spitzenreiter“ mit jeweils 6,5 % 
sind Brandenburg, Nordrhein-Westfa-
len, das Saarland, Schleswig-Holstein 
und Thüringen.

Für Vermieter

Mieterabfindungen: 
Bundesfinanzhof  
beschränkt den  
Anwendungsbereich  
der anschaffungsnahen 
Herstellungskosten

| Eine Abfindung, die der Steuerpflichtige 
für die vorzeitige Kündigung des Miet-
vertrags und die Räumung der Wohnung 
an seinen Mieter zahlt, um das Gebäude 
umfangreich renovieren zu können, ge-
hört nicht zu den anschaffungsnahen 
(fiktiven) Herstellungskosten. Die Auf-
wendungen sind nach der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs somit sofort als 
Werbungskosten abzugsfähig. |

Hintergrund 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a Einkommensteu-
ergesetz (EStG) können Investitionen 
innerhalb von drei Jahren nach der An-
schaffung nicht mehr als sofort abzieh-
bare Werbungskosten berücksichtigt 
werden, wenn sie 15 % der Anschaf-
fungskosten des Gebäudes überstei-
gen. Die Aufwendungen wirken sich 
dann „lediglich“ über die langjährige 
Gebäude-Abschreibung aus.

Entscheidung 

Zu den Aufwendungen im Sinne des § 6 
Abs. 1 Nr. 1a S. 1 EStG gehören sämtli-
che Aufwendungen für bauliche Maß-
nahmen, die im Rahmen einer im Zu-
sammenhang mit der Anschaffung des 
Gebäudes vorgenommenen Instandset-
zung und Modernisierung anfallen. Ge-
setzlich ausgenommen sind: Aufwen-
dungen für Erhaltungsarbeiten, die 
jährlich üblicherweise anfallen und 
Aufwendungen für Erweiterungen.

Im Gegensatz zur Vorinstanz ist der Bun-
desfinanzhof der Ansicht, dass § 6 Abs. 1 
Nr. 1a EStG auf Aufwendungen für bauli-
che Maßnahmen beschränkt ist – und da 
Mieterabfindungen keine baulichen 
Maßnahmen sind, sind sie grundsätzlich 
sofort abzugsfähig.

Beachten Sie | Mieterabfindungen sind 
jedoch (originäre) Herstellungskosten, 
wenn sie dazu dienen, die bis dahin ver-
mieteten Gebäude abzubrechen und ein 
neues Gebäude errichten zu können.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.9.2022, Az. IX R 
29/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233183
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Für alle Steuerpflichtigen

Solidaritätszuschlag in 2020 und 2021 noch  
nicht verfassungswidrig
| Für den Bundesfinanzhof war die Erhebung des Solidaritätszuschlags (Soli) in den 
Jahren 2020 und 2021 noch nicht verfassungswidrig. |

Bei seiner Einführung im Jahr 1995  
sollte der Soli der Abdeckung der im 
Zusammenhang mit der deutschen 
Wiedervereinigung entstandenen finan-
ziellen Lasten dienen. Mit dem Auslau-
fen des Solidarpakts II und der Neurege-
lung des Länderfinanzausgleichs zum 
Jahresende 2019 hat der Soli seine 
Rechtfertigung als Ergänzungsabgabe 
aber nicht verloren.

Nach der Urteilsbegründung kann sich 
ein vorübergehender Mehrbedarf des 
Bundes auf sehr lange Zeiträume er-
strecken. Dies kann bei einer „Genera-
tionenaufgabe“, wie der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
den alten und neuen Bundesländern, 
ein Zeitraum von bis zu 30 Jahren sein 
– und dieser Zeitraum ist beim Soli je-
denfalls 26 bzw. 27 Jahre nach seiner 
Einführung noch nicht abgelaufen.

Seit 2021 werden wegen der erhöhten 
Freigrenzen nur noch Bezieher höherer 
Einkommen mit dem Soli belastet (vgl. 
das „Gesetz zur Rückführung des Soli-

daritätszuschlags 1995“). Nach Auffas-
sung des Bundesfinanzhofs ist die Staf-
felung des Soli mit Blick auf das Sozial-
staatsprinzip des Grundgesetzes ge-
rechtfertigt.

Beachten Sie | Auf den Soli, den Kapi-
talgesellschaften auf die Körperschaft-
steuer zahlen müssen, hat die Rückfüh-
rung des Soli keine Auswirkungen. Auch 
auf Einkünfte aus Kapitalvermögen, die 
der Abgeltungsteuer unterliegen, wird 
weiterhin der volle Soli fällig. 

Wie geht es nun weiter? Da der Bun-
desfinanzhof nicht von der Verfas-
sungswidrigkeit des Soli überzeugt ist, 
kommt eine Vorlage an das Bundesver-
fassungsgericht nicht in Betracht. Die 
Steuerpflichtigen haben aber nun die 
Möglichkeit, Verfassungsbeschwerde 
einzureichen.

Quelle | BFH-Urteil vom 17.1.2023, Az. IX R 
15/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233465; 
BFH, PM Nr. 7/23 vom 30.1.2023; Gesetz zur 
Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995, 
BGBl I 2019, S. 2115

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Keine Steuerschuld für überhöhten 
Steuerausweis an Endverbraucher

| Weist ein Unternehmer in der Rechnung einen höheren als den gesetzlich geschul-
deten Umsatzsteuerbetrag aus (z. B. 19 % anstatt 7 %), schuldet er auch den überhöh-
ten Betrag. § 14c Abs. 1 S. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) erlaubt zwar die Korrektur des 
überhöhten Ausweises per Rechnungsberichtigung. Doch gerade bei vielen Kleinbe-
tragsrechnungen an Endverbraucher ist dies problematisch bzw. faktisch unmöglich, 
weil die Kontaktdaten der Personen oft nicht bekannt sind. Zu der Thematik „über-
höhter Steuerausweis“ erging nun ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs in einem 
österreichischen Verfahren, welches der deutschen Handhabung entgegensteht. |

Der Europäische Gerichtshof hat Fol-
gendes entschieden: Hat ein Steuer-
pflichtiger eine Dienstleistung erbracht 
und in seiner Rechnung einen Mehr-
wertsteuerbetrag ausgewiesen, der auf 
der Grundlage eines falschen Steuer-
satzes berechnet wurde, schuldet er 
den zu Unrecht in Rechnung gestellten 
Teil der Mehrwertsteuer nicht, wenn 
keine Gefährdung des Steueraufkom-
mens vorliegt, weil diese Dienstleistung 
ausschließlich an Endverbraucher er-

bracht wurde, die nicht zum Vorsteuer-
abzug berechtigt sind. Somit kam es auf 
die zweite Frage, die sich mit der Be-
richtigung der Rechnungen befasste, 
nicht mehr an.

Beachten Sie | Die Regelungen zur An-
wendung des § 14c Abs. 1 UStG werden 
nun geändert bzw. unionskonform aus-
gestaltet werden müssen. 

Quelle | EuGH, Urteil vom 8.12.2022, Rs. 
C-378/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233527

Für Unternehmer

Betriebsaufgabegewinn 
eines Architekten:  
Keine Einbeziehung 
eines anteiligen Kauf-
preises für einen Garten

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Münster ist ein auf den Garten 
eines gemischt genutzten Grundstücks 
entfallender anteiliger Kaufpreis nicht in 
den Aufgabegewinn eines Architekten-
betriebs einzubeziehen. |

 ◼ Sachverhalt

Das Büro eines Architekten befand sich 
in seinem ansonsten zu Wohnzwecken 
genutzten Einfamilienhaus und um-
fasste 22,62 % der Wohnfläche. Zum 
Grundstück gehörte ein ca. 150 qm 
großer, aufwendig gestalteter Garten. 
Im Streitjahr 2014 wurde das Grund-
stück für 850.000 EUR veräußert und 
kurze Zeit später die Betriebsaufgabe 
erklärt. Nach dem notariellen Vertrag 
sollten vom Kaufpreis 70.000 EUR auf 
den Grund und Boden, 680.000 EUR 
auf das Gebäude und 100.000 EUR auf 
den Garten entfallen. 

Entgegen der Einkommensteuer-Er-
klärung, in der der Garten nicht in die 
Ermittlung einbezogen wurde, bezog 
das Finanzamt 22,62 % des Gesamt-
kaufpreises in den Aufgabegewinn ein. 
Das Finanzgericht Münster sah das 
jedoch anders.

Die Gartenanlage ist steuerlich als 
selbstständiges Wirtschaftsgut anzuse-
hen, auch wenn sie zivilrechtlich mit dem 
Grund und Boden und dem Gebäude eine 
Einheit bildet. Der Garten weist keinen 
Zusammenhang zu den dem Betriebs-
vermögen des Architekten zugeordneten 
Büroflächen auf. Er ist von den im Dach-
geschoss befindlichen Büroflächen aus 
nicht zugänglich gewesen und wurde 
ausschließlich privat genutzt. Wegen 
der besonders aufwendigen Herstel-
lung bzw. umfangreichen Umgestaltung 
war der Garten vom „nackten“ Grund 
und Boden zu unterscheiden. 

Für das Finanzgericht bestanden keine 
Anhaltspunkte dafür, dass die Kauf-
preisaufteilung nur zum Schein getrof-
fen wurde. Der dem Garten zugewiesene 
Anteil erschien wirtschaftlich vertretbar.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 18.10.2022, 
Az. 2 K 3203/19 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
232809
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Photovoltaikanlagen: Finanzverwaltung äußert  
sich zum neuen Nullsteuersatz 

| Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde ein Nullsteuersatz für Umsätze im 
Zusammenhang mit bestimmten Photovoltaikanlagen eingeführt. Geregelt ist dies 
in dem neuen § 12 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG), der am 1.1.2023 in Kraft 
getreten ist. Entscheidend ist hier die Leistungserbringung, also regelmäßig die 
Abnahme der Anlage. In einem Entwurfsschreiben hat sich die Finanzverwaltung 
nun insbesondere mit Fragen zur unentgeltlichen Wertabgabe befasst. | 

Neuregelung

Nach § 12 Abs. 3 UStG gilt für die Liefe-
rung, den innergemeinschaftlichen Er-
werb, die Einfuhr und die Installation 
von Photovoltaikanlagen und Strom-
speichern ein Steuersatz von 0 % (Null-
steuersatz), soweit

 • es sich um eine Leistung an den Be-
treiber der Photovoltaikanlage han-
delt und

 • die Anlage auf oder in der Nähe von 
Privatwohnungen, Wohnungen so-
wie öffentlichen und anderen Ge-
bäuden, die für dem Gemeinwohl 
dienende Tätigkeiten genutzt wer-
den, installiert wird. Diese Voraus-
setzungen gelten als erfüllt, wenn 
die installierte Bruttoleistung der 
Photovoltaikanlage laut Markt-
stammdatenregister nicht mehr als 
30 kW (peak) beträgt.

Unentgeltliche Wertabgabe

Altfälle: Ein Unternehmer konnte eine 
vor dem 1.1.2023 angeschaffte Photo-
voltaikanlage voll seinem Unterneh-
men zuordnen. Wenn er auf die Anwen-
dung der Kleinunternehmerregelung  
(§ 19 UStG) verzichtet hat, ist er zum 
vollen Vorsteuerabzug aus der Anschaf-
fung berechtigt. Der dezentral (privat) 
verbrauchte Strom unterliegt dann der 
Wertabgabenbesteuerung, wodurch der 
zunächst zulässige Vorsteuerabzug 
nachgelagert ausgeglichen wird. Auch 

nach dem 31.12.2022 ist in diesen Fäl-
len wie bisher weiterhin grundsätzlich 
eine unentgeltliche Wertabgabe zu be-
steuern. 

Neufälle: Erwirbt ein Unternehmer ab 
dem 1.1.2023 eine Photovoltaikanlage 
unter Anwendung des Nullsteuersat-
zes, erübrigen sich auch die Fragen 
zum Vorsteuerabzug (kein Steueranfall). 
Anders als bisher erfolgt in diesen Fäl-
len daher keine Versteuerung einer un-
entgeltlichen Wertabgabe. Auch die 
Entnahme oder unentgeltliche Zuwen-
dung einer Photovoltaikanlage, die ab 
dem 1.1.2023 unter Anwendung des 
Nullsteuersatzes erworben wurde, stellt 
keine unentgeltliche Wertabgabe dar. 

Beachten Sie | Die Entnahme oder un-
entgeltliche Zuwendung einer Photo-
voltaikanlage, die vor dem 1.1.2023 er-
worben wurde und die zum vollen oder 
teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt 
hat, unterliegt nach § 3 Abs. 1b UStG als 
unentgeltliche Wertabgabe der Um-
satzsteuer. Eine Entnahme ist nur mög-
lich, wenn mindestens 90 % des er-
zeugten Stroms für nichtunternehme-
rische Zwecke verwendet werden. Un-
ter den übrigen Voraussetzungen des  
§ 12 Abs. 3 UStG unterliegt diese un-
entgeltliche Wertabgabe dem Null-
steuersatz. 

Quelle | BMF-Schreiben (Entwurf) mit Stand 
vom 26.1.2023, Az. III C 2 - S 7220/22/10002 :010, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233479

Für Arbeitgeber

Pauschbeträge für berufliche Auslandsreisen ab 2023

| Das Bundesfinanzministerium hat mit Datum vom 23.11.2022 (Az. IV C 5 - S 
2353/19/10010 :004) aktualisierte Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwen-
dungen und Übernachtungskosten bei beruflich und betrieblich veranlassten Aus-
landsreisen veröffentlicht. Sie gelten ab dem 1.1.2023. Die Pauschbeträge für 
Übernachtungskosten sind ausschließlich in den Fällen der Arbeitgebererstat-
tung anwendbar. Für den Werbungskostenabzug sind nur die tatsächlichen Über-
nachtungskosten maßgebend; dies gilt entsprechend für den Betriebsausgaben-
abzug. | 

Für Arbeitgeber

Mutterschaftszuschuss 
aufgrund Tarifvertrag 
nicht steuerfrei

| Nach § 3 Nr. 1 Buchst. d Einkommen-
steuergesetz (EStG) sind insbesondere 
das Mutterschaftsgeld nach dem Mut-
terschutzgesetz (MuSchG) und der Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld nach 
dem MuSchG steuerfrei. Tarifvertragli-
che Zuschüsse einer Rundfunkanstalt 
an eine selbstständige Journalistin an-
lässlich ihrer Schwangerschaft und 
Mutterschaft fallen nach einer Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs aber nicht 
darunter. Es handelt sich vielmehr um 
steuerbare Einnahmen aus der freibe-
ruflichen Tätigkeit als Journalistin. |

Zwar orientierten sich die tarifvertragli-
chen Zuschüsse an die Steuerpflichtige 
im Jahr 2014 an den Zuschüssen zum 
Mutterschaftsgeld nach dem MuSchG, 
die Arbeitnehmerinnen von ihrem Ar-
beitgeber erhalten. Die Voraussetzun-
gen des § 3 Nr. 1 Buchst. d EStG sind bei 
tarifvertraglichen Zuschüssen jedoch 
nicht erfüllt. Während Arbeitnehmerin-
nen Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld, 
die der Arbeitgeber an sie entrichtet, 
steuerfrei erhalten, sieht das Gesetz 
eine Steuerbefreiung für Zuschüsse an 
selbstständige Frauen nicht vor.

Beachten Sie | Durch die seit 2018 
geltende Neufassung des MuSchG ist  
§ 19 Abs. 1 MuSchG (Mutterschaftsgeld 
für Mitglieder einer gesetzlichen Kran-
kenkasse) auf Frauen anwendbar, die 
wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst-
ständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Person anzusehen sind. Nicht in den 
gesetzlichen Mutterschutz für arbeit-
nehmerähnliche Frauen einbezogen 
sind aber nach wie vor die Zuschüsse 
zum Mutterschaftsgeld.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.9.2022, Az. VIII R 
39/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233305
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Für Arbeitgeber

Arbeitgeber kauft das Handy des Arbeitnehmers  
für 1 EUR: Privatnutzung ist dennoch steuerfrei

| Der Bundesfinanzhof hat folgende Gestaltung zugelassen: Die Erstattung von Tele-
fonkosten für einen vom Arbeitnehmer abgeschlossenen Mobilfunkvertrag durch 
den Arbeitgeber ist auch steuerfrei, wenn der Arbeitgeber das Mobiltelefon von dem 
Arbeitnehmer zu einem unter dem Marktwert liegenden Preis erworben hat und es 
dem Arbeitnehmer unmittelbar danach wieder zur privaten Nutzung überlässt. |

Daten für den Monat  
 Mai 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.5.2023
• GewSt, GrundSt = 15.5.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.5.2023
• GewSt, GrundSt = 19.5.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 5/2023 = 26.5.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

2/22 7/22 10/22 2/23
+ 5,5 %  + 8,5 % + 11,6 % + 9,3 %

Hintergrund

Die private Nutzung betrieblicher Da-
tenverarbeitungs- und Telekommuni-
kationsgeräte (z.  B. Smartphone und 
Tablet) durch den Arbeitnehmer ist un-
abhängig vom Verhältnis der beruflichen 
zur privaten Nutzung steuerfrei. Gere-
gelt ist dies in § 3 Nr. 45 Einkommen-
steuergesetz (EStG). Die Steuerfreiheit 
umfasst auch die Nutzung von Zubehör 
(z. B. Schutzhülle, Ladekabel) und Soft-
ware sowie die vom Arbeitgeber getra-
genen Verbindungsentgelte.

Beachten Sie | Die Steuerbefreiung 
führt zudem zur Beitragsfreiheit in der 
Sozialversicherung.

Profitieren können alle Arbeitnehmer. 
Es spielt keine Rolle, ob es sich um 
Voll- oder Teilzeitkräfte, Aushilfen oder 

Azubis handelt. Selbst Minijobber kön-
nen ein steuer- und beitragsfreies 
Smartphone erhalten – ohne Anrech-
nung auf die 520 EUR-Grenze.

Voraussetzung für die Steuer- und Bei-
tragsfreiheit ist, dass der Arbeitgeber 
seinem Arbeitnehmer ein entsprechen-
des Gerät überlässt. Das Eigentum 
muss also beim Arbeitgeber liegen.

Die Gestaltung

 ◼ Beispiel

Der Arbeitgeber kauft das Handy des 
Arbeitnehmers zu einem nicht 
marktüblichen Preis (z. B. 1 EUR) und 
stellt es dem Arbeitnehmer anschlie-
ßend zur privaten Nutzung zur Verfü-
gung. Die Verbindungsentgelte des 
Arbeitnehmers werden nach dem 
Kauf vom Arbeitgeber übernommen.

Bei diesen Sachverhalten gewährte die 
Finanzverwaltung bisher keine Steuer-
befreiung nach § 3 Nr. 45 EStG. Die Be-
gründung: Der Kaufvertrag würde ei-
nem Fremdvergleich nicht standhalten. 
Somit würde es sich bei der Zurverfü-
gungstellung des Mobiltelefons nicht 
um ein betriebliches Telekommunika-
tionsgerät des Arbeitgebers handeln.
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Der Bundesfinanzhof hat dies aber nun 
anders beurteilt. Danach liegt weder 
ein Scheingeschäft (§ 41 Abs. 2 der Ab-
gabenordnung (AO)) noch ein Miss-
brauch von rechtlichen Gestaltungs-
möglichkeiten im Sinne von § 42 AO vor. 

Auch nach Fremdvergleichsgrundsät-
zen ist die Gestaltung nicht zu versa-
gen. Denn neben dem vereinbarten 

Kaufpreis erlangt der Arbeitnehmer 
den Vorteil, dass der Arbeitgeber ihm 
die Kosten des jeweiligen Mobilfunk-
vertrags erstattet und das Risiko bei 
Reparaturen, Beschädigungen oder 
Zerstörung der Geräte trägt.

Quelle | BFH-Urteile vom 23.11.2022, Az. VI R 
49/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233801; Az. VI 
R 50/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233796; Az. 
VI R 51/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233842

Für Arbeitnehmer

Doppelte Haushaltsführung: Bei einem Hauptwohnsitz 
im Ausland ist eine Kostenbeteiligung nachzuweisen
| Die für eine doppelte Haushaltsführung erforderliche finanzielle Beteiligung an 
den Kosten der Lebensführung muss bei Fällen mit Auslandsbezug nicht unter-
stellt werden, nur weil der Arbeitnehmer verheiratet ist. So lautet eine aktuelle 
Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen. |

Hintergrund

Bei einer doppelten Haushaltsführung 
muss der Arbeitnehmer außerhalb des 
Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte ei-
nen eigenen Haushalt unterhalten 
(Hauptwohnung) und auch am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte wohnen (Zweit-
wohnung). 

Ein eigener Hausstand setzt das Inne-
haben einer Wohnung sowie eine finan-
zielle Beteiligung an den Kosten der 
Lebensführung voraus. Bei Ehegatten 
oder Lebenspartnern mit den Steuer-
klassen III, IV oder V kann nach Ansicht 
der Finanzverwaltung eine finanzielle 
Beteiligung an den Kosten der Lebens-
führung auch ohne einen entsprechen-
den Nachweis unterstellt werden.

Sichtweise des Finanzgerichts 

Eine Einreihung in die genannten Steu-
erklassen kommt nur in Betracht, wenn 
die Steuerpflichtigen eine Zusammen-
veranlagung wählen können. In diesen 
Fällen besteht für das Finanzamt be-

reits vor der Prüfung der finanziellen 
Kostenbeteiligung im Zuge einer dop-
pelten Haushaltsführung die Möglich-
keit, die Voraussetzungen für eine Zu-
sammenveranlagung zu überprüfen. 
Dies setzt eine bestehende Lebens- 
und Wirtschaftsgemeinschaft der Ehe-
gatten voraus. Deshalb mag aus Sicht 
der Finanzverwaltung eine weiterge-
hende Prüfung der finanziellen Beteili-
gung entbehrlich erscheinen.

Ist aber einer der Ehegatten nicht unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig, ist 
keine Zusammenveranlagung möglich. 
Dies hat zur Folge, dass die Prüfung des 
Fehlens eines dauernden Getrenntle-
bens und des Bestehens einer Lebens- 
und Wirtschaftsgemeinschaft unter-
bleibt. Vor diesem Hintergrund ist in die-
sen Fällen eine finanzielle Beteiligung 
an den Kosten der Lebensführung von 
dem Steuerpflichtigen nachzuweisen.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
21.9.2022, Az. 9 K 309/20, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 231987; BMF-Schreiben vom 
25.11.2020, Az. IV C 5 - S 2353/19/10011 :006, Rz. 
101 und 113

Für alle Steuerpflichtigen

Bis Ende Februar wurden 78 % aller Grundsteuer-
Erklärungen abgegeben
| Nach Informationen der Bundesregierung (hib, Nr. 148/2023 vom 1.3.2023) wurden 
77,68 % aller Grundsteuer-Erklärungen bis Ende Februar 2023 abgegeben. |

Die Frist zur Abgabe der Grundsteuer-
Erklärung war bereits Ende Januar ab-
gelaufen; nur in Bayern wurde eine 
dreimonatige Verlängerung gewährt. 

Nach Angaben der Bundesregierung 
werden nun die Grundeigentümer, die 
bisher keine Erklärung abgegeben ha-
ben, zur Abgabe aufgefordert.

Für alle Steuerpflichtigen

Behindertengerechter 
Gartenumbau ist  
keine außergewöhnliche 
Belastung
| Nach einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs sind Aufwendungen für 
einen behindertengerechten Umbau 
des zum selbst bewohnten Einfamilien-
haus gehörenden Gartens keine außer-
gewöhnlichen Belastungen. |

 ◼ Sachverhalt

Eheleute bewohnen ein in ihrem Eigen-
tum stehendes Einfamilienhaus mit 
Garten. Die Ehefrau leidet an einem 
Post-Polio-Syndrom, weshalb für sie 
ein Grad der Behinderung von 70 mit 
den Merkzeichen G und aG festgestellt 
wurde. Auf der Rückseite des Einfami-
lienhauses befindet sich eine Terrasse, 
die mit einem Rollstuhl erreicht wer-
den kann. Auf der Vorderseite befan-
den sich ursprünglich Beete, die nur 
durch einen schmalen Fußweg zu er-
reichen waren. Diesen Weg ließen die 
Eheleute in eine gepflasterte Fläche 
umbauen und legten dort Hochbeete an. 

Die Kosten machten sie als außerge-
wöhnliche Belastungen geltend, da die 
Maßnahme medizinisch notwendig ge-
wesen sei. Zudem gehöre der Garten 
zum existenznotwendigen Wohnbedarf. 
Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Münster versagten jedoch den Abzug, 
was der Bundesfinanzhof bestätigte.

Bei außergewöhnlichen Belastungen 
müssen dem Steuerpflichtigen die 
Aufwendungen zwangsläufig erwach-
sen. Daher sind z. B. Krankheitskosten 
und Aufwendungen zur Befriedigung 
des existenznotwendigen Wohnbedarfs 
grundsätzlich anzuerkennen. Obwohl 
die Umbaumaßnahme eine Folge der 
Verschlechterung des Gesundheitszu-
stands gewesen ist, sind die Aufwendun-
gen nicht zwangsläufig entstanden. 
Denn sie sind nicht vornehmlich der 
Krankheit oder Behinderung geschul-
det, sondern in erster Linie Folge eines 
frei gewählten Freizeitverhaltens.

Beachten Sie | Ganz leer gingen die 
Ehegatten aber nicht aus. Denn ihnen 
stand die Steuerermäßigung für Hand-
werkerleistungen zu (20 % der Lohn-
kosten, maximal 1.200 EUR).

Quelle | BFH-Urteil vom 26.10.2022, Az. VI R 
25/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233920; 
BFH, PM Nr. 10/23 vom 23.2.2023
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Für Kapitalanleger

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne  
sind steuerpflichtig
| Erzielt ein Steuerpflichtiger innerhalb eines Jahres aus dem Verkauf oder dem 
Tausch von Kryptowährungen (wie Bitcoin, Ethereum und Monero) Veräußerungs-
gewinne, dann sind diese als privates Veräußerungsgeschäft zu versteuern. Dies 
hat aktuell der Bundesfinanzhof entschieden. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger hatte Kryptowäh-
rungen erworben, getauscht und wie-
der veräußert. Hierbei handelte es sich 
um private Geschäfte mit Bitcoins, 
Ethereum und Monero. Im Streitjahr 
2017 erzielte er daraus einen Gewinn in 
Höhe von insgesamt 3,4 Millionen EUR.

Mit dem Finanzamt kam es zum Streit, 
ob der Gewinn der Einkommensteuer 
unterliegt. Die vom Steuerpflichtigen 
beim Finanzgericht Köln erhobene 
Klage war überwiegend erfolglos – und 
auch der Bundesfinanzhof bejahte nun 
die Steuerpflicht.

Bei Kryptowährungen handelt es sich 
um Wirtschaftsgüter, die bei einer An-
schaffung und Veräußerung innerhalb 
eines Jahres der Besteuerung als pri-
vates Veräußerungsgeschäft unterlie-
gen. Denn virtuelle Währungen (Cur-
rency Token, Payment Token) stellen 
nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
ein „anderes Wirtschaftsgut“ im Sinne 
des § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) dar.

Beachten Sie | Der Begriff des Wirt-
schaftsguts ist weit zu fassen. Er um-
fasst neben Sachen und Rechten auch 
tatsächliche Zustände sowie konkrete 
Möglichkeiten und Vorteile, deren Erlan-
gung sich ein Steuerpflichtiger etwas 
kosten lässt und die nach der Verkehrs-
auffassung einer gesonderten selbst-
ständigen Bewertung zugänglich sind. 

Diese Voraussetzungen sind bei virtuel-
len Währungen gegeben. Bitcoin, Ethe-

reum und Monero sind wirtschaftlich 
betrachtet als Zahlungsmittel anzuse-
hen. Sie werden auf Handelsplattformen 
und Börsen gehandelt, haben einen 
Kurswert und können für direkt zwi-
schen Beteiligten abzuwickelnde Zah-
lungsvorgänge Verwendung finden. 
Technische Details virtueller Währun-
gen sind für die Eigenschaft als Wirt-
schaftsgut nicht von Bedeutung. 

MERKE | Erfolgen Anschaffung und 
Verkauf oder Tausch der Token inner-
halb eines Jahres, unterliegen daraus 
erzielte Gewinne oder Verluste der Be-
steuerung. Gewinne bleiben aber steu-
erfrei, wenn der aus den privaten Ver-
äußerungsgeschäften erzielte Gesamt-
gewinn im Jahr weniger als 600 EUR 
beträgt (§ 23 Abs. 3 S. 5 EStG).

Ein strukturelles Vollzugsdefizit, das ei-
ner Besteuerung entgegensteht, liegt 
nicht vor: Denn für den Bundesfinanz-
hof sind keine gegenläufigen Erhe-
bungsregelungen vorhanden, die einer 
Besteuerung entgegenstehen und es 
liegen auch keine Anhaltspunkte vor, 
dass seitens der Finanzverwaltung Ge-
winne und Verluste nicht ermittelt und 
erfasst werden können. 

Beachten Sie | Dass es trotz aller Er-
mittlungsmaßnahmen der Finanzbe-
hörden (z. B. Sammelauskunftsersu-
che) in Einzelfällen gelingen kann, sich 
der Besteuerung zu entziehen, begrün-
det kein strukturelles Vollzugsdefizit.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.2.2023, Az. IX R 
3/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234091; 
BFH, PM Nr. 13/23 vom 28.2.2023

Für Arbeitgeber

Steuerfreie Aufmerksamkeiten an Angehörige des 
Arbeitnehmers nur noch bei Haushaltszugehörigkeit
| Sachzuwendungen (z. B. ein Blumenstrauß) können Arbeitnehmer oder deren 
Angehörige aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses (z. B. Geburts-
tag) bis zu einem Höchstbetrag von 60 EUR je Anlass steuer- und beitragsfrei er-
halten. Durch die neuen Lohnsteuerrichtlinien (R 19.6 Abs. 1 S. 2 LStR 2023) ist hier 
eine Änderung bzw. eine Einschränkung zu beachten. Danach gilt die Begünstigung 
nur noch, wenn die Angehörigen zum Haushalt des Arbeitnehmers gehören. |

Für GmbH-Gesellschafter

Anteilsrotation unter 
Wert ist steuerlich  
nicht anzuerkennen
| Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass durch eine Anteilsrotation 
von zwei GmbH-Gesellschaftern un-
tereinander kein Steuersparpotenzial 
generiert werden kann, wenn die Kauf-
preise die realen Wertverhältnisse in 
krasser Weise verfehlen. |

 ◼ Sachverhalt

Der Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs lag ein Sachverhalt zugrunde, in 
dem zwei – zu jeweils 50 Prozent an ei-
ner GmbH beteiligte – Gesellschafter 
ihre Anteile im Wege einer Anteilsrota-
tion gegenseitig zu einem Kaufpreis von 
12.500 EUR veräußerten. Die Anschaf-
fungskosten der GmbH-Anteile belie-
fen sich auf 500.000 EUR, sodass sich 
ein steuerlicher „Verlust“ vor Anwen-
dung des Teileinkünfteverfahrens von 
487.500 EUR ergab. Der gemeine Wert 
der GmbH belief sich entsprechend 
einer Wertermittlung nach dem ver-
einfachten Ertragswertverfahren auf 
ca. 1,5 Mio. EUR. 

Das Finanzamt, das Finanzgericht 
Sachsen und auch der Bundesfinanz-
hof sahen hierin einen Gestaltungs-
missbrauch im Sinne des § 42 der Ab-
gabenordnung (AO).

Entsteht ein „Verlust“ im Sinne des § 17 
Einkommensteuergesetz (EStG) im Zuge 
einer Anteilsrotation aufgrund eines 
Kaufpreises, der den echten Wert des 
veräußerten GmbH-Anteils widerspie-
gelt, dann ist dieser Verlust auch für 
steuerliche Zwecke zu berücksichtigen. 
Gestaltungsmissbrauch im Sinne des  
§ 42 AO liegt nicht vor. Denn es steht 
dem Gesellschafter frei, ob, wann und 
an wen er seine Anteile veräußert. Das 
gilt grundsätzlich auch dann, wenn die 
Veräußerung zu einem Verlust führt.

Beachten Sie | Entsteht der Verlust 
hingegen im Zuge einer Anteilsrotation, 
weil der Kaufpreis den Wert des veräu-
ßerten GmbH-Anteils krass verfehlt, 
führt dies zu einem gesetzlich nicht 
vorgesehenen Steuervorteil. Folglich 
ist die Anteilsrotation als Missbrauch 
von Gestaltungsmöglichkeiten anzuse-
hen und der Veräußerungsverlust wird 
nicht anerkannt.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.9.2022, Az. IX R 
18/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233429
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Photovoltaikanlagen: 
Finales Schreiben der 
Finanzverwaltung zum 
neuen Nullsteuersatz

| Für Umsätze im Zusammenhang mit 
bestimmten Photovoltaikanlagen wurde 
durch das Jahressteuergesetz 2022 ein 
umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz ein-
geführt (§ 12 Abs. 3 Umsatzsteuerge-
setz (UStG)), der am 1.1.2023 in Kraft 
getreten ist. Hier kommt es auf die 
Leistungserbringung, also regelmäßig 
die Abnahme der Anlage an. Nur einen 
Monat nach dem Entwurfsschreiben hat 
das Bundesfinanzministerium jetzt die 
finale Fassung veröffentlicht. |

Zum Beispiel haben sich bei den Fragen 
zur unentgeltlichen Wertabgabe bei Alt-
anlagen (Anschaffung/Abnahme bis 
zum 31.12.2022) Anpassungen ergeben. 
Hier wurde nun u. a. wie folgt formuliert:

Die Entnahme oder unentgeltliche Zu-
wendung einer Photovoltaikanlage, die 
vor dem 1.1.2023 erworben wurde und 
die zum vollen oder teilweisen Vorsteu-
erabzug berechtigt hat, unterliegt nach 
§ 3 Abs. 1b UStG als unentgeltliche 
Wertabgabe der Umsatzsteuer. 

Eine Entnahme des gesamten Gegen-
stands ist nur möglich, wenn künftig vor-
aussichtlich mehr als 90 % des erzeug-
ten Stroms für nichtunternehmerische 
Zwecke verwendet werden. Hiervon ist 
auszugehen, wenn der Betreiber beab-
sichtigt, zukünftig mehr als 90 % des mit 
der Anlage erzeugten Stroms für unter-
nehmensfremde Zwecke zu verwenden. 
Dies ist aus Vereinfachungsgründen 
insbesondere anzunehmen, wenn ein 
Teil des erzeugten Stroms z. B. in einer 
Batterie gespeichert wird. Es reicht auch 
aus, wenn eine Rentabilitätsrechnung 
eine Nutzung für unternehmensfremde 
Zwecke von über 90 % nahelegt.

Quelle | BMF-Schreiben vom 27.2.2023, Az. III 
C 2 - S 7220/22/10002 :010, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr.  234002

Für alle Steuerpflichtigen

Prämien aus der Treibhausgasminderungs-Quote:  
Alles Wichtige zur Besteuerung! 
| Halter von privaten und betrieblichen Elektrofahrzeugen können am Emissions-
handel teilnehmen und Treibhausgasminderungs-Quoten (kurz THG-Quoten) ver-
kaufen. Je Elektrofahrzeug winken jährlich Einnahmen von rund 250 bis 400 EUR. 
In der Praxis stellt sich daher oft die Frage, wie die Erlöse aus dem Prämienhandel 
zu versteuern sind. |

Hintergrund

Die Mineralölkonzerne wurden dazu 
verpflichtet, die klimaschädlichen 
Treibhausgase zu reduzieren. Schaffen 
Konzerne die Einsparung an CO2 nicht 
selbst, können sie die CO2-Ersparnisse 
anderer Unternehmen erwerben und 
diese auf ihre eigene Quote anrechnen. 
Aber auch Privatpersonen können die 
Ersparnisse an CO2 aus dem Betrieb ei-
nes Elektrofahrzeugs verkaufen. 

Üblicherweise beantragt nicht jeder 
Fahrzeughalter selbst das notwendige 
Emissionszertifikat beim Umweltbun-
desamt und nimmt auch nicht selbst den 
Verkauf vor. Dies übernimmt regelmäßig 
ein Dienstleister, der für alle Fahrzeuge 
gebündelt die Emissionszertifikate be-
antragt. Im Anschluss verkauft er die 
Zertifikate gebündelt an die entspre-
chenden Konzerne. Von dem Erlös be-
hält er einen Teil als Provision ein.

Beachten Sie | Berechtigt für die Teil-
nahme am Quotenhandel sind Elektro-
autos, aber auch Elektroroller und Elek-
tromotorräder. Anspruchsberechtigt ist 
der im Fahrzeugschein eingetragene 
Halter. Unerheblich ist, ob das Fahrzeug 
gekauft oder geleast wurde. 

Steuerpflicht

Die Frage nach der ertragsteuerlichen 
Einordnung (Einkommen-, Körper-
schaft- und Gewerbesteuer) hat das 
Bundesfinanzministerium auf seiner 
Homepage zuletzt mit Stand vom 
28.10.2022 beantwortet:

Fahrzeug des Betriebsvermögens: Der 
Erlös aus dem Verkauf der THG-Quote 
ist als Betriebseinnahme zu erfassen 
und unterliegt damit der Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer und ggf. auch 
der Gewerbesteuer.

Fahrzeug des Privatvermögens: Die Ein-
nahmen aus der THG-Quote können kei-
ner Einkunftsart zugerechnet werden 
und unterliegen nicht der Besteuerung. 

Dienstwagen: Erhält der Arbeitgeber 
als Halter die Prämie, so liegt bei die-
sem eine steuerpflichtige Betriebsein-
nahme vor. Erhält hingegen der Arbeit-
nehmer die Prämie, so handelt es sich 
hierbei für den Arbeitnehmer um steu-
erpflichtigen Arbeitslohn.

PRAXISTIPP | Viele Unternehmer und 
Arbeitnehmer wenden für einen Fir-
men- oder Dienstwagen die Fahrten-
buchmethode an oder berufen sich bei 
Anwendung der pauschalen 1  %-Me-
thode auf die sogenannte Kostende-
ckelung. Wird parallel aus dem Verkauf 
der THG-Quote ein Erlös erzielt, min-
dert diese Prämie die Gesamtkosten 
des genutzten Elektrofahrzeugs. Da-
durch reduziert sich dann auch der 
steuerpflichtige Nutzungsvorteil aus 
der Fahrzeugüberlassung und die zu 
versteuernde Entnahme bzw. der geld-
werte Vorteil mindern sich.

Bei der Umsatzsteuer ist nach den 
Ausführungen des Finanzministeriums 
Schles wig-Holstein zu unterscheiden, 
ob der Verkauf der THG-Quote durch 
einen Unternehmer oder eine Privat-
person erfolgt:

Privatperson: Da der Verkauf der THG-
Quote keine nachhaltige Tätigkeit ist, 
wird alleine durch den Verkauf der THG-
Quote keine Unternehmereigenschaft 
begründet. Das gilt auch, wenn die THG-
Quote mehrere Jahre in Folge übertra-
gen wird. Umsatzsteuer auf den Verkauf 
der THG-Quote fällt damit nicht an.

Unternehmer: Überträgt jedoch ein Un-
ternehmer das Emissionszertifikat ei-
nes seinem Unternehmen zugeordne-
ten Fahrzeugs gegen Entgelt an einen 
Dritten, so findet ein Leistungsaus-
tausch statt. Die Prämie unterliegt da-
mit der Umsatzsteuer von 19 %. Die Um-
satzsteuer ist aus dem Bruttobetrag der 
Prämie herauszurechnen.

Quelle | Ertragsteuern: vgl. BMF unter: www.
iww.de/s6461; Umsatzsteuer: FinMin Schles-
wig-Holstein, USt-Kurzinformation vom 11.5.2022, 
Az. VI 358 - S 7279 -033
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Daten für den Monat  
 Juni 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 12.6.2023
• ESt, KSt = 12.6.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.6.2023
• ESt, KSt = 15.6.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 6/2023 = 28.6.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/22 8/22 11/22 3/23
+ 7,6 % + 8,8 % + 11,3 % + 7,8 %

Für alle Steuerpflichtigen

Energiepreispauschale für Studierende und  
Fachschüler: Antrag ist endlich möglich
| Studierende und Fachschüler können aufatmen: Denn seit dem 15.3.2023 kann 
die einmalige Energiepreispauschale (EPP) in Höhe von 200 EUR (endlich) bean-
tragt werden. |

Voraussetzungen

Knapp drei Millionen Studierende und 
450.000 Schüler in Fachschulklassen 
und Berufsfachschulklassen können von 
der EPP profitieren. Für die Auszahlung 
ist es erforderlich, dass die jeweilige 
Person am 1.12.2022 an einer Hoch-
schule in Deutschland immatrikuliert 
bzw. an einer Berufsfachschule ange-
meldet war. Einen Anspruch haben:

 • Studierende,
 • Schüler in Fachschulklassen, de-

ren Besuch eine berufsqualifizie-
rende Berufsausbildung voraus-
setzt,

 • Schüler in Berufsfachschulklas-
sen und Fachschulklassen, die in 
einem mindestens zweijährigen 
Ausbildungsgang einen berufsqua-
lifizierenden Abschluss vermitteln 
sowie

 • Schüler in vergleichbaren Bil-
dungsgängen. 

MERKE | Die EPP unterliegt nicht der 
Besteuerung. Sie wird weder bei ein-
kommensabhängigen Leistungen und 
Sozialleistungen noch bei Sozialversi-
cherungsbeiträgen berücksichtigt.

Antragstellung

Ursprünglich sollte das Antrags- und 
Auszahlungsverfahren noch im Winter 
2022/2023 beginnen. Doch die Schaffung 
neuer Strukturen dauerte länger als ge-
dacht. Seit dem 15.3.2023 ist ein Antrag 
nun aber endlich möglich. Die EPP muss 
nach § 2 des Studierenden-Energiepreis-
pauschalengesetzes bis spätestens zum 
30.9.2023 beantragt werden.

Die EPP kann über eine eigens entwi-
ckelte Onlineplattform beantragt werden 
(www.einmalzahlung200.de/eppsg-de). 
Hier erhalten Studenten und Fachschü-
ler auch zahlreiche Informationen, ins-
besondere zur Antragstellung.

Antragsteller benötigen einen Zu-
gangscode, den sie von ihrer Ausbil-
dungsstätte erhalten. Zur Anmeldung 
benötigen sie dann ein BundID-Konto. 
Um hiermit die Identität nachzuweisen, 
gibt es verschiedene Möglichkeiten:

 • den Online-Ausweis, wozu z. B. der 
Personalausweis genutzt werden 
kann, oder
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 • das persönliche ELSTER-Zertifikat, 
das ggf. vorher bei der Finanzver-
waltung beantragt werden muss.

MERKE | Für die Online-Ausweis-
funktion benötigt man ein aktuelles 
Smartphone und eine Identifizierungs-
App (z. B. die AusweisApp2).

Wer weder den Online-Ausweis noch 
ELSTER nutzen kann, erhält von der 
Ausbildungsstätte eine PIN zum Zu-
gangscode, die im Antrag einzugeben 
ist. Für die Variante mit PIN wird eben-
falls ein BundID-Konto benötigt, wobei

 

hier die Basisregistrierung für das 
BundID-Konto mit Benutzername und 
Passwort genügt.

Darüber hinaus ist bei der Antragstel-
lung eine Kontoverbindung anzugeben. 

Beachten Sie | Nach Informationen der 
Bundesregierung erfolgt die Auszahlung 
zügig: Das Geld ist meist innerhalb von 
zwei Werktagen auf dem Konto.

Quelle | Studierenden-Energiepreispauschalen-
gesetz, BGBl I 2022, S. 2357; Die Bundesregie-
rung: „Energiepreispauschale für Studierende“ 
mit Stand vom 29.3.2023

Für alle Steuerpflichtigen

Zuwendungsnießbrauch zugunsten minderjähriger 
Kinder kann Gestaltungsmissbrauch sein 

| Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat folgender Gestaltung eine Absage er-
teilt: Bestellung eines zeitlich befristeten Nießbrauchs an einem langfristig an 
eine elterliche GmbH vermieteten Grundstück durch Eltern zugunsten ihrer bei 
Nießbrauchsbestellung noch minderjährigen Kinder. Da die Eltern die Revision 
eingelegt haben, muss nun der Bundesfinanzhof entscheiden. |

Hintergrund

Die Bestellung eines (zugewendeten) 
Nießbrauchs an einem Mietgrundstück 
zugunsten eines nahen Angehörigen 
wird steuerlich grundsätzlich anerkannt, 
wenn der Nießbrauch wie zwischen 
fremden Dritten vereinbart und so auch 
tatsächlich durchgeführt wird. 

Außerdem muss der Nießbraucher ge-
genüber den Mietern in die Rechtsstel-
lung eines Vermieters eintreten. Wer-
den diese Voraussetzungen erfüllt, sind 
die Vermietungseinkünfte nicht mehr 
dem Eigentümer, sondern dem Nieß-
braucher zuzurechnen.

Vor allem bei Nießbrauchsvereinbarun-
gen zwischen Eltern und ihren (minder-
jährigen) Kindern kommt es hinsichtlich 
der steuerlichen Anerkennung oft zum 
Streit mit dem Finanzamt, wenn dieses 
einen Gestaltungsmissbrauch i. S. des  
§ 42 Abgabenordnung (AO) unterstellt. 

 ◼ Vereinfachter Sachverhalt

Eltern hatten ihren minderjährigen un-
terhaltsberechtigten Kindern zeitlich 
befristet einen Nießbrauch an einem 
Grundstück bestellt, das langfristig bis 
zur Beendigung des Nießbrauchs an 
eine von den Eltern beherrschte GmbH 
vermietet ist.

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
hat sich in seiner Urteilsbegründung 
ausführlich mit der bisherigen höchst-
richterlichen Rechtsprechung auseinan-
dergesetzt und die vorliegende Gestal-
tung abgelehnt. Im Kern ergibt sich die 
Nichtanerkennung des Nießbrauchs da-
raus, dass bei der Prüfung der jeweili-
gen Kriterien die von den Eltern (im 
Wechsel der Elternteile) beherrschte 
GmbH nicht wie eine fremde dritte Per-
son mit von den Eltern unabhängiger 
Willensbildung angesehen werden kann.

Zudem führte das Finanzgericht aus: Die 
zeitlich befristete Übertragung eines 
zeitlich identisch unkündbaren Mietver-
trags zwischen Eltern und GmbH auf die 
minderjährigen Kinder erscheint un-
wirtschaftlich, umständlich, gekünstelt 
sowie überflüssig und erweist sich nur 
als formale Maßnahme zur Steuerer-
sparnis (Ausnutzung der Grundfreibe-
träge der Kinder und des Progressions-
gefälles zwischen Eltern und Kindern).

Beachten Sie | Allein das Motiv, Steu-
ern zu sparen, macht eine Gestaltung 
noch nicht unangemessen. Die Unan-
gemessenheit einer Rechtsgestaltung 
tritt aber zutage, wenn diese keinem 
wirtschaftlichen Zweck dient.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
21.3.2022, Az. 16 K 4112/20, Rev. BFH Az. IX R 
8/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232561

Für Kapitalanleger

Finanzkonten- 
Informationsaustausch-
gesetz: Voraussichtliche 
Staatenaustauschliste 
für 2023
| Nach den Vorgaben des Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetzes werden 
Informationen über Finanzkonten in 
Steuersachen zwischen dem Bundes-
zentralamt für Steuern und der zustän-
digen Behörde des jeweils anderen 
Staates automatisch ausgetauscht. 
Das Bundesfinanzministerium hat nun 
die Staaten bekanntgegeben, mit denen 
voraussichtlich der automatische Da-
tenaustausch zum 30.9.2023 erfolgt. |

Beachten Sie | Weiterführende Infor-
mationen zum Informationsaustausch 
über Finanzkonten erhalten Sie u. a. auf 
der Webseite des Bundeszentralamts 
für Steuern (unter www.iww.de/s2991).

Quelle | BMF-Schreiben vom 23.2.2023, Az. 
IV B 6 - S 1315/19/10030 :051, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234644

Für alle Steuerpflichtigen

Energiepreispauschale 
für Rentner: Keine  
Eintragungen in der 
Steuererklärung 2022

| Die mit dem Rentenbeziehende-Ener-
giepreispauschalengesetz geregelte 
Einmalzahlung von 300 EUR (EPP II) un-
terliegt der Einkommensteuer. In der 
Einkommensteuererklärung für 2022 
ist sie dennoch nicht anzugeben. |

Eine an Rentenbeziehende ausgezahlte 
EPP II war von den Trägern der gesetzli-
chen Rentenversicherung und der land-
wirtschaftlichen Alterskasse in einer ge-
sonderten Rentenbezugsmitteilung bis 
zum 28.2.2023 an die Finanzverwaltung 
zu übermitteln. Daher fließt der Betrag 
automatisch in die Veranlagung ein.

Der Grund für dieses kurios anmutende 
Prozedere ist einfach: Der zeitliche 
Vorlauf war zu knapp, um in den Vor-
drucken für die Einkommensteuerer-
klärung 2022 eine entsprechende Ein-
tragungsmöglichkeit vorzusehen.

Quelle | FinMin Schleswig-Holstein, ESt-
Kurzinformation Nr. 2023/2 vom 3.2.2023
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Für Unternehmer

Rückstellung für Mitarbeiterboni auch  
ohne Rechtsanspruch möglich

| Eine (steuermindernde) Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten setzt u. a. 
voraus, dass mehr Gründe für als gegen eine Inanspruchnahme sprechen. Nach 
einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster kann sich eine hinreichende 
Wahrscheinlichkeit für die Entstehung einer Verbindlichkeit auch aus der seit Jah-
ren bestehenden ständigen Übung ergeben, Mitarbeiterboni ohne rechtliche Ver-
pflichtung auszuzahlen. Die Revision wurde nicht zugelassen. |

 ◼ Sachverhalt

Die A-GmbH zahlte ihren Mitarbeitern 
Boni, ohne dass hierüber schriftliche 
Verträge gefasst wurden. Neue Mitar-
beiter erhielten bei der Einstellung u. a. 
folgende Informationen: „Für Jahre mit 
gutem Geschäftsverlauf und guter Per-
spektive zahlt A im Frühjahr des fol-
genden Kalenderjahrs einen Bonus an 
die Mitarbeiter. Beim Bonus handelt es 
sich um eine freiwillige Leistung ohne 
Rechtsanspruch.“

Tatsächlich zahlte die A-GmbH in den 
Vorjahren, im Streitjahr 2014 und in den 
Folgejahren Mitarbeiterboni. Im Streit-
jahr erfolgte eine Zuführung zur Rück-
stellung in Höhe von ca. 300.000 EUR. 
Das Finanzamt erkannte die Rückstel-
lung aber nicht an. Begründung: Die 
Arbeitnehmer hätten keinen Rechts-
anspruch auf die Auszahlung der Boni. 
Zudem würden sich die freiwilligen 
Bonusleistungen nicht nur am Be-
triebsergebnis des abgelaufenen Wirt-
schaftsjahrs, sondern auch an der zu-
künftigen Ertragslage orientieren.

In der Folge argumentierte die A-
GmbH, dass die Zahlung der Mitarbei-
terboni auch nach außen kommuniziert 
werde. Auf ihrer Homepage werde die 
verbindliche Regelung von anlassbezo-
genen Zuwendungen und von Boni er-
läutert. Der Freiwilligkeitsvorbehalt 
bedeute lediglich, dass in einem Ver-
lustjahr kein Bonus gezahlt werde.

Das Finanzgericht Münster erkannte 
die Rückstellung an.

Nach § 249 Abs. 1 S. 1 Handelsgesetz-
buch (HGB) kann eine Rückstellung 
nicht nur dann gebildet werden, 

 • wenn eine Verbindlichkeit am Bi-
lanzstichtag mit Sicherheit besteht 
und nur ihre Höhe ungewiss ist,

 • sondern auch dann, wenn mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit eine 
Verbindlichkeit dem Grunde nach 
künftig entsteht, wobei zudem de-
ren Höhe ungewiss sein kann. 

In seiner Urteilsbegründung beschäf-
tigte sich das Finanzgericht dann insbe-
sondere mit dem Tatbestandsmerkmal 
der „Wahrscheinlichkeit des künftigen 
Entstehens einer Verbindlichkeit dem 
Grunde nach“, wobei es bereits aus-
reicht, dass die Verpflichtung überwie-
gend wahrscheinlich ist („51 %“).

Eine hinreichende Wahrscheinlichkeit 
für die Entstehung einer Verbindlichkeit 
auf Auszahlung der Mitarbeiterboni er-
gab sich im Streitfall insbesondere aus 
der jahrelangen ständigen Übung der 
A-GmbH, Mitarbeiterboni ohne rechtli-
che Verpflichtung an die Mitarbeiter 
auszuzahlen. Äußerlich erkennbare An-
haltspunkte dafür, dass die A-GmbH im 
Streitjahr beabsichtigte, von dieser 
ständigen Übung Abstand zu nehmen, 
waren nicht ersichtlich.

Zudem hatte die künftig entstehende 
Verbindlichkeit ihre wirtschaftliche Ver-
ursachung in der Zeit vor dem Bilanz-
stichtag 31.12.2014. Denn der rechtliche 
und wirtschaftliche Bezugspunkt der 
Verpflichtung lag in der Vergangenheit.

MERKE | Das Finanzamt hatte in der 
mündlichen Verhandlung auf den 
Doppelcharakter der Mitarbeiterboni 
(Abgeltung der im abgelaufenen Ge-
schäftsjahr erbrachten Leistung sowie 
künftige Bindung an das Unterneh-
men) hingewiesen. Nach Ansicht des 
Finanzgerichts Münster löst dieser 
Doppelcharakter aber keinen Automa-
tismus in dem Sinne aus, dass wegen 
eines bestehenden Zukunftsbezugs 
keine wirtschaftliche Verursachung 
vor dem Bilanzstichtag mehr vorliegen 
kann. Vielmehr sind die unterschiedli-
chen Anknüpfungspunkte und Zielset-
zungen der Mitarbeiterboni zu gewich-
ten – und hier war der Aspekt der Mit-
arbeiterbindung lediglich ein positiver 
Nebeneffekt.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 16.11.2022, 
Az. 13 K 3467/19 F, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 233626

Für Unternehmer

Pensionszusagen:  
Keine Rückstellung bei 
schädlichen Vorbehalten

| Enthält eine Pensionszusage den Vor-
behalt einer Änderung – im Streitfall 
konnte der Arbeitgeber die Transforma-
tionstabelle und den Zinssatz nach frei-
em Ermessen ändern – sind die Voraus-
setzungen für eine Rückstellung im 
Sinne des § 6a Einkommensteuergesetz 
(EStG) nicht erfüllt. Dies hat der Bun-
desfinanzhof entschieden. |

Hintergrund: Für eine Pensionsrück-
stellung müssen nach § 6a EStG einige 
Spielregeln eingehalten werden. Bei-
spielsweise muss die Pensionszusage 
schriftlich erteilt werden und eindeutige 
Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen 
und Höhe der in Aussicht gestellten 
künftigen Leistungen enthalten. Sie darf 
darüber hinaus keinen Vorbehalt ent-
halten, dass die Pensionsanwartschaft 
oder die Pensionsleistung gemindert 
oder entzogen werden kann.

Nach der aktuellen Entscheidung ist eine 
Pensionsrückstellung steuerlich nur zu-
lässig, wenn der Vorbehalt ausdrücklich 
einen nach der arbeitsgerichtlichen 
Rechtsprechung anerkannten, eng be-
grenzten Tatbestand normiert, der nur 
ausnahmsweise eine Minderung oder 
einen Entzug der Pensionsanwartschaft 
oder Pensionsleistung gestattet. Dem-
gegenüber sind uneingeschränkte Wi-
derrufsvorbehalte, deren arbeitsrechtli-
che Gültigkeit oder Reichweite zweifel-
haft oder ungeklärt ist, schädlich. So 
war es auch im Streitfall, da der Vorbe-
halt eine Änderung der Pensionszusage 
in das Belieben des Arbeitgebers stellte.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.12.2022, Az. IV R 
21/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234249; 
BFH, PM Nr. 18/23 vom 16.3.2023

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Merkblatt 
für Unternehmer in  
der Bauwirtschaft
| Die Finanzverwaltung (BMF-Schreiben 
vom 27.1.2023, Az. III C 2 - S 7270/20/10002 
:001) hat ein Merkblatt für Unternehmer 
in der Bauwirtschaft veröffentlicht, das 
wichtige Grundsätze zur Umsatzbesteu-
erung von Bauleistungen enthält (abruf-
bar unter: www.iww.de/s7879). |
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für GmbH-Geschäftsführer

Handelsregister:  
Geschäftsführer müssen 
die Einsehbarkeit 
ihrer Daten hinnehmen

| Das Handelsregister soll allen Inter-
essierten die Möglichkeit geben, sich 
über die Verhältnisse einer (Handels-)
Gesellschaft zu informieren. Zu diesem 
Zweck sieht § 43 der Handelsregister-
verordnung (HRV) u. a. vor, dass neben 
dem Namen eines Geschäftsführers 
auch dessen Geburtsdatum und Wohn-
ort in das Register aufzunehmen sind. 
Hiergegen wandte sich der Geschäfts-
führer einer GmbH, der um seine Si-
cherheit fürchtete: Da er beruflich mit 
Sprengstoff umgehe, sah er die Gefahr, 
Opfer einer Entführung oder eines Rau-
bes zu werden. |

Das Oberlandesgericht Celle hat nun 
entschieden, dass der Geschäftsführer 
die Veröffentlichung dieser Daten hin-
nehmen muss. Funktionsfähige und ver-
lässliche öffentliche Register sind für die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Rechts-
verkehrs unerlässlich. Geschäftspart-
ner sollen sich zuverlässig informieren 
können. Auch datenschutzrechtliche Wi-
derspruchsrechte gegen die Aufnahme 
der Daten bestehen nicht.

Das Oberlandesgericht hat offengelas-
sen, ob eine Löschung der Angaben bei 
einer tatsächlichen erheblichen Ge-
fährdung eines Geschäftsführers in 
Betracht komme. Im vorliegenden Ver-
fahren hatte der Geschäftsführer eine 
solche Gefährdung aber nicht näher 
konkretisiert. Zudem ist in dem Regis-
ter ohnehin keine genaue Anschrift, 
sondern nur der Wohnort angegeben.

Beachten Sie | Gegen den Beschluss 
wurde Rechtsbeschwerde beim Bun-
desgerichtshof eingelegt.

Quelle | OLG Celle, Beschluss vom 24.2.2023, 
Az. 9 W 16/23, Rechtsbeschwerde beim BGH un-
ter Az. II ZB 7/23; OLG Celle, PM vom 16.3.2023 
„Persönliche Daten im Handelsregister“

Für Unternehmer

Umsatzsteuerliche Organschaft:  
Neues zur finanziellen Eingliederung 
| Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung zur finanziellen Eingliederung bei 
einer umsatzsteuerlichen Organschaft geändert. Durch ein weiteres Vorabentschei-
dungsersuchen an den Europäischen Gerichtshof soll geklärt werden, ob an der bis-
herigen Annahme festzuhalten ist, dass Innenumsätze nicht steuerbar sind. |

Hintergrund

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 Umsatzsteuerge-
setz (UStG) wird die gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit nicht selbstständig 
ausgeübt, wenn eine juristische Person 
nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich 
und organisatorisch in das Unterneh-
men des Organträgers eingegliedert ist 
(Organschaft). Die Wirkungen der Or-
ganschaft sind auf Innenleistungen zwi-
schen den im Inland gelegenen Unter-
nehmensteilen beschränkt. Diese Un-
ternehmensteile sind als ein Unterneh-
men zu behandeln. 

Durch die Organschaft werden also meh-
rere Unternehmen zu einem Steuer-
pflichtigen zusammengefasst. Leis-
tungsbeziehungen zwischen diesen Un-
ternehmen werden nicht besteuert. 

Der Organträger ist Steuerschuldner 
auch für die Umsätze, die andere ein-
gegliederte Organgesellschaften ge-
genüber Dritten ausführen.

Steuerschuldner und finanzielle 
Eingliederung

Nach der Vorabentscheidung durch 
den Europäischen Gerichtshof sieht 
der Bundesfinanzhof die sich aus § 2 
Abs. 2 Nr. 2 UStG ergebende Steuer-
schuldnerschaft des Organträgers für 
die Umsätze der Organschaft (entgegen 
früheren Zweifeln) weiter als unions-
rechtskonform an. Die vom Europäi-
schen Gerichtshof hierfür genannten 
Bedingungen (Willensdurchsetzung und 
keine Gefahr von Steuerausfällen) wer-

den gewährleistet. Denn der Bundes-
finanzhof hat schon bisher die Möglich-
keit der Willensdurchsetzung verlangt 
und die Organgesellschaft haftet nach 
§ 73 der Abgabenordnung für die Um-
satzsteuer des Organträgers.

MERKE | Im Hinblick auf das Kriterium 
der Willensdurchsetzung hat der Bun-
desfinanzhof seine Rechtsprechung 
zur finanziellen Eingliederung aller-
dings geändert. Es ist zwar weiterhin 
im Grundsatz erforderlich, dass dem 
Organträger die Mehrheit der Stimm-
rechte an der Organgesellschaft zu-
steht. Die finanzielle Eingliederung 
liegt nun aber auch dann vor, wenn der 
Gesellschafter zwar nur über 50 % der 
Stimmrechte verfügt, die erforderliche 
Willensdurchsetzung bei der Organge-
sellschaft aber dadurch gesichert ist, 
dass er eine Mehrheitsbeteiligung am 
Kapital der Organgesellschaft hält und 
er den einzigen Geschäftsführer der 
Organgesellschaft stellt.

Innenumsätze

Weiterhin ungewiss ist, ob die deutsche 
Handhabung Bestand haben wird, dass 
innerorganschaftliche Innenumsätze 
umsatzsteuerlich unbesteuert bleiben. 
Denn mit Beschluss vom 26.1.2023 hat 
der Bundesfinanzhof in dieser Sache 
bereits ein zweites Vorabentschei-
dungsersuchen an den Europäischen 
Gerichtshof gerichtet.

Quelle | BFH-Urteil vom 18.1.2023, Az. XI R 
29/22 (XI R 16/18), unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
234366; BFH, Beschluss vom 26.1.2023, Az. V R 
20/22 (V R 40/19), unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
234377; BFH, PM Nr. 19/23 vom 23.3.2023

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre: Steuertipps für Menschen mit Renten- 
und Pensionseinkünften
| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine 16-seitige Broschüre 
„Steuertipps für Menschen mit Renten- und Pensionseinkünften“ aktualisiert 
(Stand: März 2023; unter www.iww.de/s7881). Die Broschüre beinhaltet Informa-
tionen für Menschen, die im Ruhestand Renten- oder Pensionseinkünfte (und 
ggf. weitere Einkünfte) beziehen. |



Für alle Steuerpflichtigen

Veräußerung der Haushälfte nach Ehescheidung 
mitunter zu versteuern
| Da in Deutschland rund jede dritte Ehe wieder geschieden wird, hat folgende Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs eine gewisse Breitenwirkung: Veräußert der ge-
schiedene Ehegatte im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung anlässlich der 
Ehescheidung seinen Miteigentumsanteil an dem gemeinsamen Einfamilienhaus 
an den früheren Ehepartner, kann der Verkauf als privates Veräußerungsgeschäft 
der Besteuerung unterliegen. |

Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 06 | 2023

Hintergrund

Private Veräußerungsgeschäfte mit 
Grundstücken, bei denen der Zeitraum 
zwischen Anschaffung und Veräuße-
rung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, 
unterliegen der Spekulationsbesteue-
rung. Ausgenommen sind aber Wirt-
schaftsgüter, die

 • im Zeitraum zwischen Anschaffung 
und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken (1. Alterna-
tive) oder

 • im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu 
eigenen Wohnzwecken (2. Alterna-
tive) genutzt wurden.

Der Ausdruck „Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken“ setzt in beiden Alterna-
tiven voraus, dass eine Immobilie zum 
Bewohnen dauerhaft geeignet ist und 

vom Steuerpflichtigen auch bewohnt 
wird. Der Steuerpflichtige muss das Ge-
bäude zumindest auch selbst nutzen; 
unschädlich ist, wenn er es gemeinsam 
mit seinen Familienangehörigen oder 
einem Dritten bewohnt. 

Ein Gebäude wird auch dann zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt, wenn es der 
Steuerpflichtige nur zeitweilig be-
wohnt, sofern es ihm in der übrigen 
Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. 
Denn eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken setzt keine Nutzung als Haupt-
wohnung voraus. Zudem muss sich dort 
nicht der Schwerpunkt der persönli-
chen und familiären Lebensverhältnisse 
befinden.

Beachten Sie | Eine Nutzung zu eige-
nen Wohnzwecken liegt hingegen nicht 
vor, wenn der Steuerpflichtige die Woh-

nung entgeltlich oder unentgeltlich an 
einen Dritten überlässt, ohne sie zu-
gleich selbst zu bewohnen.

 ◼ Sachverhalt 

Der Ehemann (EM) zog im August 2015 
aus dem im Miteigentum der Eheleute 
stehenden Einfamilienhaus (Kaufver-
trag: Dezember 2008) aus. Die Ehe, aus 
der ein in 2007 geborener Sohn hervor-
ging, wurde im Juni 2017 geschieden.

Daten für den Monat  
Juli 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.7.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.7.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 7/2023 = 27.7.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

4/22 9/22 12/22 4/23
+ 7,8 % + 10,9 % + 9,6 % + 7,6 %
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In der Folge drohte die Ehefrau (EF) 
dem EM die Zwangsversteigerung des 
Hauses an, sollte er seinen Miteigen-
tumsanteil nicht an sie veräußern. Mit 
Scheidungsfolgenvereinbarung (August 
2017) veräußerte EM schließlich seinen 
Miteigentumsanteil an EF.

Das Finanzamt unterwarf den Gewinn 
aus dem Verkauf des Miteigentums-
anteils der Einkommensteuer. Dies 
bestätigten sowohl das Finanzgericht 
München als nun auch der Bundesfi-
nanzhof.

Keine Zwangslage  
im Streitfall

Eine ein privates Veräußerungsge-
schäft ausschließende Zwangslage 
(wie z. B. bei einer Enteignung oder ei-
ner Zwangsversteigerung) lag nicht vor. 
Zwar hatte die geschiedene Ehefrau 
ihren Ex-Partner erheblich unter Druck 
gesetzt. Letztlich hat dieser seinen An-
teil an dem Einfamilienhaus aber frei-
willig veräußert.

Beachten Sie | Der Steuerpflichtige 
hat seinen Miteigentumsanteil im Rah-
men der Scheidungsfolgenvereinba-
rung willentlich veräußert. Ob er sich 
in einer wirtschaftlichen oder emotio-
nalen Zwangssituation befand, ist 
grundsätzlich ohne Bedeutung. Der 
Motivlage kommt – abgesehen von den 
Fällen, in denen der Verlust des Eigen-

tums (wegen eines Hoheitsakts) der 
freien Willensentschließung des Steu-
erpflichtigen entzogen ist – regelmäßig 
keine Relevanz zu.

Keine Nutzung zu  
eigenen Wohnzwecken

Im Streitfall erfolgte keine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken. Denn ein in 
Scheidung befindlicher Ehegatte nutzt 
das in seinem Miteigentum stehende 
Immobilienobjekt nicht mehr zu eige-
nen Wohnzwecken, wenn er ausgezo-
gen ist und nur noch sein geschiede-
ner Ehegatte und das gemeinsame 
Kind weiterhin dort wohnen.

MERKE | In seiner Urteilsbegrün-
dung stellte der Bundesfinanzhof he-
raus: Eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken liegt nur vor, wenn unter-
haltsberechtigte Personen (wie Kin-
der) typischerweise zur Lebens- oder 
Wirtschaftsgemeinschaft des Steuer-
pflichtigen gehören. Dies ist bei dau-
ernd getrennt lebenden Ehegatten, die 
nicht mehr Teil einer Lebens- und 
Wirtschaftsgemeinschaft sind, jedoch 
nicht der Fall. Damit erfolgte im Streit-
fall eine schädliche Mitbenutzung des 
Einfamilienhauses durch die geschie-
dene Ehefrau.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.2.2023, Az. IX R 
11/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234682; 
BFH, PM Nr. 23/2023 vom 13.4.2023

Für GmbH-Gesellschafter

Keine Verrechnung vororganschaftlicher Verluste  
im Organkreis
| Während des Bestehens der Organschaft können laufende Verluste der Organge-
sellschaft nicht zu einem Verlustvortrag auf Ebene der Organgesellschaft führen. 
Ebenso können vorvertragliche Verluste der Organgesellschaft nicht auf den Organ-
träger übertragen werden und somit in den Organkreis einfließen. Demzufolge blei-
ben vororganschaftliche Verluste der Organgesellschaft während des Organschafts-
verhältnisses ungenutzt. So lautet die Sichtweise der Finanzverwaltung. |

Zum Hintergrund: Verpflichtet sich eine 
Organgesellschaft durch einen Gewinn-
abführungsvertrag, ihren Gewinn an ein 
einziges anderes gewerbliches Unter-
nehmen (Organträger) abzuführen, ist 
das Einkommen der Organgesellschaft 
unter gewissen Voraussetzungen dem 
Organträger zuzurechnen (§ 14 Abs. 1 
Körperschaftsteuergesetz).

Mit dem aktuellen Schreiben nimmt das 
Bundesfinanzministerium zu einem Ur-

teil des Bundesfinanzhofs aus 2021 
Stellung. Dieser hatte in seiner Begrün-
dung ausgeführt, dass eine Umwand-
lung auch zu einem Wert oberhalb des 
Buchwerts und bis zum gemeinen Wert 
vorgenommen werden könnte, um so 
bei der Organgesellschaft bestehende 
vororganschaftliche Verluste zu nutzen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 10.2.2023, Az. IV 
C 2 - S 2770/19/10006 :008, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234947; BFH-Urteil vom 11.8.2021, 
Az. I R 27/18, Rz. 25 

Für Unternehmer

Schriftsteller, Künstler  
und Co.: Erhöhte  
Betriebsausgaben-
pauschalen
| Unternehmer können ihre tatsächli-
chen Betriebsausgaben von ihren Be-
triebseinnahmen absetzen und so den 
steuerpflichtigen Gewinn reduzieren. 
Manche Unternehmer können aber 
auch pauschale Betriebsausgaben gel-
tend machen – und diese Pauschalen 
wurden durch das Bundesfinanzminis-
terium nun mit Wirkung ab 2023 deut-
lich angehoben. |

Die Höhe der Pauschale ist von der je-
weiligen Berufsgruppe und der Höhe 
der jährlichen Betriebseinnahmen ab-
hängig. Es gibt folgende Pauschalen:

 ◼ 1. Fallgruppe 

Hauptberufliche selbstständige schrift-
stellerische oder journalistische Tätig-
keit:
• Betriebsausgabenpauschale in Pro-

zent der Einnahmen: 30 % 
• jährlicher Höchstbetrag: 3.600 EUR 

(zuvor: 2.455 EUR)

 ◼ 2. Fallgruppe 

Wissenschaftliche, künstlerische oder 
schriftstellerische Nebentätigkeit 
(auch Vortrags- oder nebenberufliche 
Lehr- und Prüfungstätigkeit), soweit es 
sich nicht um eine Tätigkeit i. S. des  
§ 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz 
(„Übungsleiterfreibetrag: 3.000 EUR“) 
handelt:
• Betriebsausgabenpauschale in Pro-

zent der Einnahmen: 25 % 
• jährlicher Höchstbetrag: 900 EUR 

(zuvor: 614 EUR); wird für alle Ne-
bentätigkeiten, die unter die Verein-
fachungsregelung fallen, nur einmal 
gewährt

Beachten Sie | Selbstverständlich ha-
ben die Steuerpflichtigen auch die Mög-
lichkeit, etwaige höhere Betriebsaus-
gaben nachzuweisen.

MERKE | Mit Schreiben vom gleichen 
Tag wurden auch die Pauschalen bei 
der Kindertagespflege nach § 22 Sozial-
gesetzbuch VIII erhöht.

Quelle | BMF-Schreiben vom 6.4.2023, Az. IV 
C 6 - S 2246/20/10002 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234665; BMF-Schreiben vom 6.4.2023, 
Az. IV C 6 - S 2246/19/10004 :004, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 234649
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Für Personengesellschaften

„Untreuer Gesellschafter“: Einkünftezurechnung  
bei unrechtmäßigem Betriebsausgabenabzug
| Grundsätzlich ergibt sich der für die Verteilung der Einkünfte relevante Gewinn-
verteilungsschlüssel einer Mitunternehmerschaft entweder aus dem Gesetz oder 
aus den gesellschaftsrechtlichen Vereinbarungen. Bisher war strittig, wie mit der 
Zurechnung von Mehrgewinnen umzugehen ist, die durch einen Gesellschafter auf-
grund einer unberechtigten Entnahme entstanden sind („untreuer Gesellschaf-
ter“). Mit folgendem Sachverhalt hat sich der Bundesfinanzhof jüngst befasst: |

 ◼ Sachverhalt 

An der AB-GbR (Ingenieurbüro) waren 
A und B hälftig beteiligt. Der Gewinn 
wurde durch Einnahmen-Überschuss-
rechnung ermittelt. B hatte eine Viel-
zahl privater Aufwendungen (insge-
samt 14.500 EUR) ohne Zustimmung 
des A aus Gesellschaftsmitteln begli-
chen (u. a. Reisen und Erwerb privater 
Gegenstände). Daher kündigte A das 
Gesellschaftsverhältnis fristlos und 
schied aus der GbR aus. Sein Anteil 
wuchs B zu, der das Ingenieurbüro als 
Einzelunternehmer fortführte.

Nach Überprüfung der Gewinnermitt-
lung sah das Finanzamt den Betrag von 
14.500 EUR als nicht betrieblich veran-
lasst an und erhöhte den Gesamtge-
winn der GbR auf 69.000 EUR. Den 
Mehrgewinn rechnete das Finanzamt 
den Gesellschaftern A und B jeweils 
hälftig zu. 

Gesellschafter A begehrte allerdings, 
den Mehrgewinn i. H. von 14.500 EUR 
allein seinem ehemaligen Mitgesell-
schafter zuzurechnen und nur den 
restlichen laufenden Gesamthandsge-
winn hälftig zu verteilen. Weil das Fi-
nanzgericht Berlin-Brandenburg die 
Klage als unbegründet abwies, wandte 
sich A an den Bundesfinanzhof – und 
hier war er schließlich erfolgreich. 

Für GmbH-Gesellschafter

Ertragsteuerliche Behandlung von Genussrechtskapital

| Das Bundesfinanzministerium hat sich zur ertragsteuerlichen Behandlung von 
Kapital geäußert, das vor allem Kapitalgesellschaften durch die Einräumung von 
Genussrechten erhalten. |

In dem Schreiben der Finanzverwaltung 
geht es insbesondere um diese Aspekte: 

 • Abgrenzung von Genussrechtska-
pital zu anderen Kapitalüberlas-
sungen,

 • Steuerbilanzrechtliche Abgrenzung 
von Fremd- und Eigenkapital,

 • Ansatz einer Verbindlichkeit in der 
Bilanz und

 • Zahlungen auf Genussrechtskapital 
bei der Einkommensermittlung.

Quelle | BMF-Schreiben vom 11.4.2023, Az. IV 
C 6 - S 2133/19/10004 :002, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234948

Ein Mehrgewinn, der aus der Korrektur 
nicht betrieblich veranlasster Betriebs-
ausgaben stammt und im laufenden Ge-
samthandsgewinn enthalten ist, ist bei 
der Gewinnermittlung durch Einnah-
men-Überschussrechnung abweichend 
vom allgemeinen Gewinnverteilungs-
schlüssel zuzurechnen, wenn die Auf-
wendungen ausschließlich einem Mit-
unternehmer zugutegekommen sind.

Beachten Sie | Bei der Einnahmen-
Überschussrechnung ist es unerheb-
lich, ob ein Ersatzanspruch der GbR 
gegen den untreuen Gesellschafter 
durchsetzbar und werthaltig ist. Da bei 
dieser Art der Gewinnermittlung das 
Zu- und Abflussprinzip gilt, kommt es 
zu keinem aktivierbaren Ausgleichsan-
spruch. Ein etwaiger Ersatzanspruch 
der Gesellschaft ist erst zu berücksich-
tigen, wenn er erfüllt wird.

MERKE | Demgegenüber ist bei der 
Gewinnermittlung durch Betriebsver-
mögensvergleich („Bilanzierung“) zu 
prüfen, ob ein werthaltiger Ersatzan-
spruch besteht, der zu aktivieren ist.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.9.2022, Az. VIII R 
6/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232573

Für Arbeitgeber

Pflegeversicherung: 
Neue Beitragssätze ab 
1.7.2023 in der Pipeline

| Es ist mit dem Grundgesetz unverein-
bar, dass beitragspflichtige Eltern in der 
sozialen Pflegeversicherung unabhän-
gig von der Zahl der von ihnen betreuten 
und erzogenen Kinder mit gleichen Bei-
trägen belastet werden. Dies hat das 
Bundesverfassungsgericht 2022 ent-
schieden und den Gesetzgeber aufge-
fordert, eine Neuregelung zu treffen. 
Ein Gesetzentwurf liegt nun vor. |

Derzeit gelten in der Pflegeversiche-
rung folgende Beitragssätze (unterteilt 
nach Arbeitgeber (AG) und Arbeitneh-
mer (AN)):

 • Allgemein: 3,05 %  
(AG: 1,525 %; AN: 1,525 %)

 • Kinderlose: 3,40 %  
(AG: 1,525 %; AN: 1,875 %)

 • Allgemein Sachsen: 3,05 %  
(AG: 1,025 %; AN: 2,025 %)

 • Kinderlose Sachsen: 3,40 %  
(AG: 1,025 %; AN: 2,375 %)

Ab Juli 2023 ist Folgendes geplant: Bei 
kinderlosen Mitgliedern soll ein Bei-
tragssatz von 4 % gelten. Bei Mitgliedern 
mit einem Kind sind 3,4 % vorgesehen. 
Ab zwei Kindern soll der Beitrag wäh-
rend der Erziehungsphase um 0,25 % je 
Kind bis zum fünften Kind weiter abge-
senkt werden (max. also 1 %). Der Ab-
schlag soll aber nur bis zum Ablauf des 
Monats gelten, in dem das jeweilige Kind 
das 25. Lebensjahr vollendet hat. Das 
heißt für Mitglieder

 • ohne Kinder: 4 %  
(AG: 1,7 %; AN: 2,3 %)

 • mit einem Kind: 3,40 % (lebens-
lang: AG: 1,7 %; AN: 1,7 %)

 • mit zwei Kindern: 3,15 %  
(AG: 1,7 %; AN: 1,45 %)

 • mit drei Kindern: 2,90 %  
(AG: 1,7 %; AN: 1,2 %)

 • mit vier Kindern: 2,65 %  
(AG: 1,7 %; AN: 0,95 %)

 • ab fünf Kindern: 2,4 %  
(AG: 1,7 %; AN: 0,7 %)

In Sachsen sollen AG 1,2 % zahlen. Zieht 
man vom jeweiligen Gesamtbeitrag den 
AG-Anteil ab, ergibt sich der jeweilige 
AN-Anteil, z. B. für Mitglieder ohne Kin-
der: 4 % (AG: 1,2 %; AN: 2,8 %).

Quelle | Gesetz zur Unterstützung und Ent-
lastung in der Pflege, Regierungsentwurf vom 
5.4.2023
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Personengesellschaften

Betriebsaufspaltung: Geänderte Rechtsprechung 
zur personellen Verflechtung greift erst ab 2024

| Auch eine nur mittelbar über eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an 
einer Besitzpersonengesellschaft kann die Voraussetzung der personellen Ver-
flechtung erfüllen und damit eine Betriebsaufspaltung begründen. Dies hat der 
Bundesfinanzhof 2021 entschieden und damit seine Rechtsprechung geändert. Das 
Bundesfinanzministerium hat nun mitgeteilt, dass die neue Sichtweise aus Vertrau-
ensschutzgründen erst ab dem Veranlagungszeitraum 2024  zu berücksichtigen ist. |

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre „Vereine & Steuern“ neu aufgelegt

| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat die Broschüre „Vereine & Steu-
ern“ neu aufgelegt (Stand: Februar 2023). Der Ratgeber wendet sich an Vereins-
vorstände (insbesondere an Kassenwarte) und behandelt von der Gemeinnützig-
keit bis zur Zuwendungsbestätigung wichtige Themen. Die Broschüre ist auf der 
Webseite des Finanzministeriums Nordrhein-Westfalen (unter www.iww.de/s7908) 
verfügbar. |

Hintergrund

Die Vermietung oder Verpachtung eines 
Grundstücks des Privatvermögens führt 
grundsätzlich zu Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung. Anders ver-
hält es sich bei einer Betriebsaufspal-
tung. Diese hat zur Folge, dass die Ver-
pachtung auf der gewerblichen Ebene 
erfolgt und das Grundstück Betriebs-
vermögen wird. 

Eine Betriebsaufspaltung kann Vor- 
und Nachteile mit sich bringen:

 • Einerseits birgt eine unerkannte 
Betriebsaufspaltung die Gefahr der 
ungewollten Aufdeckung stiller 
Reserven, wenn die sachliche oder 
personelle Verflechtung endet. 

 • Andererseits kann die Betriebsauf-
spaltung aber auch als Gestal-
tungselement bewusst eingesetzt 
werden, um z. B. die Haftung zu 
beschränken. 

Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn

 • ein Unternehmen (Besitzunterneh-
men) eine wesentliche Betriebs-
grundlage an eine gewerblich tätige 
Personen- oder Kapitalgesellschaft 
(Betriebsunternehmen) zur Nut-
zung überlässt (sachliche Verflech-
tung) und 

 • eine Person oder mehrere Perso-
nen zusammen (Personengruppe) 
sowohl das Besitzunternehmen als 

auch das Betriebsunternehmen in 
dem Sinne beherrschen, dass sie in 
der Lage sind, in beiden Unterneh-
men einen einheitlichen geschäftli-
chen Betätigungswillen durchzu-
setzen (personelle Verflechtung).

Geänderte Sichtweise

Nach bisheriger Rechtsprechung konnte 
eine Beteiligung der an der Betriebsge-
sellschaft beteiligten Gesellschafter an 
der Besitzgesellschaft, die nur mittel-
bar über eine Kapitalgesellschaft be-
steht, nicht zu einer personellen Ver-
flechtung führen. 

Nach der neuen Sichtweise des 4. Se-
nats des Bundesfinanzhofs kann die 
Herrschaft über die Besitzpersonenge-
sellschaft auch über eine mittelbare Be-
teiligung an einer Kapitalgesellschaft 
ausgeübt werden und eine personelle 
Verflechtung begründen. Entscheidend 
ist, ob eine Person oder eine Personen-
gruppe ihren Willen in der Betriebs- 
und Besitzgesellschaft durchsetzen 
kann – und dies ist auch bei einer mit-
telbaren Beherrschung möglich.

MERKE | Der vom Bundesfinanzmi-
nisterium gewährte Vertrauensschutz 
ist zu begrüßen. Etwaige Umstruktu-
rierungsmaßnahmen zur Vermeidung 
einer Betriebsaufspaltung müssen 
aber bis Ende 2023 abgeschlossen sein.

Quelle | BMF-Schreiben vom 21.11.2022, Az. 
IV C 6 - S 2240/20/10006 :002, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 234822

Für Arbeitnehmer

Keine Werbungskosten: 
Umschulungskosten 
nach Erwerbstätigkeit 
ohne Berufsausbildung

| Aufwendungen für eine Berufsausbil-
dung sind ohne den vorherigen Ab-
schluss einer Erstausbildung nicht als 
Werbungskosten abzugsfähig. Dies gilt 
selbst dann, wenn der Steuerpflichtige 
zuvor langjährig Einkünfte aus einer ge-
werblichen Tätigkeit erzielt hat. Der 
Bundesfinanzhof hat diese Entscheidung 
mit dem eindeutigen Wortlaut des § 9 
Abs. 6 Einkommensteuergesetz (EStG) 
begründet. |

Hintergrund

Nach § 9 Abs. 6 EStG sind Aufwendun-
gen des Steuerpflichtigen für seine Be-
rufsausbildung oder für sein Studium 
nur dann Werbungskosten, wenn dieser 
zuvor bereits eine Erstausbildung (Be-
rufsausbildung oder Studium) abge-
schlossen hat oder wenn die Berufsaus-
bildung oder das Studium im Rahmen 
eines Dienstverhältnisses stattfindet. 

Beachten Sie | Scheidet ein Abzug als 
Werbungskosten aus, bleibt nur der be-
schränkte Sonderausgabenabzug bis zu 
6.000 EUR im Kalenderjahr.

MERKE | Da während einer Umschu-
lung oft keine bzw. nur geringe Einnah-
men erzielt werden, führen Werbungs-
kosten regelmäßig zu einem vortrags-
fähigen Verlust, der sich dann in den 
Jahren der Berufsausübung steuer-
mindernd auswirkt. Demgegenüber 
bleiben Sonderausgaben bei fehlenden 
Einkünften in demselben Jahr wir-
kungslos. Denn hier ist keine jahres-
übergreifende Verrechnung möglich.

Quelle | BFH-Urteil vom 15.2.2023, Az. VI R 
22/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234824



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 07 | 2023

Daten für den Monat  
 August 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.8.2023
GewSt, GrundSt = 15.8.2023 (16.8.2023*)

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 14.8.2023
GewSt, GrundSt = 18.8.2023 (21.8.2023*)

*  Gilt für Bundesländer, in denen der 15.8.2023  
 (Mariä Himmelfahrt) ein Feiertag ist.

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 8/2023 = 29.8.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

5/22 10/22 1/23 5/23
+ 8,7 % + 11,6 % + 9,2 % + 6,3 %

Für alle Steuerpflichtigen

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Hausnotrufsystem 
ohne Sofort-Hilfe nicht begünstigt

| Für haushaltsnahe Dienstleistungen gewährt der Fiskus im Zuge der Steuerer-
klärung eine Steuerermäßigung, die jedoch von einigen Voraussetzungen abhängt. 
So müssen die Dienstleistungen u. a. im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht 
werden. Nach einer aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs kann die Steuer-
ermäßigung für ein Hausnotrufsystem nicht in Anspruch genommen werden, wenn 
dieses im Notfall nur den Kontakt zu einer 24 Stunden-Servicezentrale herstellt. |

Hintergrund 

Für haushaltsnahe Beschäftigungsver-
hältnisse, haushaltsnahe Dienstleistun-
gen und Handwerkerleistungen können 
Steuerpflichtige eine Steuerermäßigung 
in Höhe von 20 % der Aufwendungen 
geltend machen. Im Einzelnen gelten 
folgende Höchstbeträge:

 • 4.000 EUR für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse, haus-
haltsnahe Dienstleistungen sowie 
Pflege- und Betreuungsleistungen,

 • 510 EUR für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse bei ge-
ringfügig Beschäftigten sowie

 • 1.200 EUR für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen (Lohn-
kosten, kein Material). 

 ◼ Sachverhalt 

Eine Steuerpflichtige hatte ihre Woh-
nung mit einem Hausnotrufsystem 
ausgestattet. Dabei nutzte sie das Pa-
ket Standard mit Gerätebereitstellung 
und 24 Stunden-Servicezentrale. Nicht 
gebucht hatte sie u. a. den Sofort-Hel-
fer-Einsatz an ihrer Wohnadresse so-
wie die Pflege- und Grundversorgung.

Das Finanzamt berücksichtigte die 
geltend gemachten Aufwendungen für 
das Hausnotrufsystem mangels Haus-
haltsbezug nicht als haushaltsnahe 
Dienstleistung. Nach erfolglosem Ein-
spruch gab das Finanzgericht Sach-
sen der Klage statt. Die Freude der 
Steuerpflichtigen währte allerdings 
nicht lange, denn der Bundesfinanz-
hof hob die Entscheidung des Finanz-
gerichts im Revisionsverfahren auf.

Der Bundesfinanzhof führte aus, dass 
die Steuerermäßigung nach § 35a Ein-
kommensteuergesetz (EStG) nur für 
haushaltsnahe Dienstleistungen in An-
spruch genommen werden kann, die 
im Haushalt des Steuerpflichtigen er-
bracht werden. Diese Voraussetzung 
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lag jedoch im Streitfall nicht vor. Denn 
die Steuerpflichtige zahlte im Wesentli-
chen für die vom Anbieter des Hausnot-
rufsystems eingerichtete Rufbereit-
schaft sowie für die Entgegennahme 
eines eventuellen Notrufs. 

Die Rufbereitschaft und die Entgegen-
nahme von eingehenden Notrufen in der 
Servicezentrale sowie gegebenenfalls 
die Verständigung Dritter, damit diese 
vor Ort Hilfe leisten, erfolgten jedoch au-
ßerhalb der Wohnung der Steuerpflich-
tigen und damit nicht in deren Haushalt. 
Und nach dem eindeutigen Wortlaut des 
§ 35a Abs. 4 S. 1 EStG sind Leistungen, 
die außerhalb des Haushalts erbracht 
werden, nicht begünstigt, auch wenn sie 
für den Haushalt erbracht werden.

MERKE | Demgegenüber können Auf-
wendungen für ein Notrufsystem in ei-
ner Seniorenresidenz nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs aus 
2015 begünstigt sein. Im dortigen 
Streitfall hatten die im Bereich des Be-
treuten Wohnens beschäftigten Pfleger 
jeweils einen Piepser bei sich, der den 
Notruf sofort an sie weiterleitete. Ge-
schuldet war dort auch die Notfall-So-
forthilfe im Haushalt durch das auf 
diese Weise verständigte Pflegeperso-
nal, sodass die Steuerermäßigung in 
Anspruch genommen werden konnte.

Quelle | BFH-Urteil vom 15.2.2023, Az. VI R 
7/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235064; 
BFH, PM Nr. 27/2023 vom 4.5.2023; BFH-Urteil 
vom 3.9.2015, Az. VI R 18/14

Für Arbeitgeber

Reform des Arbeitszeitgesetzes: Elektronische 
Zeiterfassung für Beschäftigte in der Pipeline

| Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat einen Referentenentwurf 
für ein „Gesetz zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes und anderer Vorschriften“ 
vorgelegt. Der Entwurf enthält Vorgaben zur elektronischen Aufzeichnung der 
Arbeitszeit der Arbeitnehmer. |

Hintergrund 

Der Entwurf stellt ein sehr frühes Sta-
dium im Gesetzgebungsverfahren dar 
und ist eine Reaktion auf die Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs und des 
Bundesarbeitsgerichts. 

Das Bundesarbeitsgericht hat 2022 
entschieden, dass die gesamte Arbeits-
zeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen 
ist. Dabei bezieht sich das Bundesar-
beitsgericht auf ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs aus 2019, das die 
Auslegung der Arbeitszeitrichtlinie so-
wie der Arbeitsschutz-Rahmenrichtli-
nie betrifft. Der Arbeitgeber ist bei uni-
onsrechtskonformer Auslegung von § 3 
Abs. 2 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
verpflichtet, ein System einzuführen 
und zu nutzen, mit dem die geleistete 
Arbeitszeit erfasst werden kann.

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen im 
Arbeitszeitgesetz (ArbZG) und im Ju-
gendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 
Regelungen für die Aufzeichnung der 
Arbeitszeit geschaffen werden.

Beachten Sie | Fragen und Antworten 
zur Arbeitszeiterfassung finden Sie u. a. 

auf der Webseite des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales (Stand: 
3.5.2023, unter www.iww.de/s8131).

Referentenentwurf

Nach dem Referentenentwurf sollen 
Arbeitgeber verpflichtet werden, Be-
ginn, Ende und Dauer der täglichen Ar-
beitszeit der Arbeitnehmer jeweils am 
Tag der Arbeitsleistung elektronisch 
aufzuzeichnen (§ 16 Abs. 2 ArbZG-Ent-
wurf). Der Arbeitgeber ist verantwort-
lich für die Arbeitszeiterfassung. Es gibt 
aber die Möglichkeit der Aufzeichnung 
der Arbeitszeit durch den Arbeitneh-
mer oder einen Dritten (§ 16 Abs. 3 
ArbZG-Entwurf).

Der Referentenentwurf enthält in § 16 
Abs. 8 ArbZG-Entwurf eine nach der An-
zahl der Arbeitnehmer gestaffelte Über-
gangsregelung für die Einführung eines 
elektronischen Systems, die bisher zeit-
lich noch unbestimmt ist. Zudem sollen 
Arbeitgeber mit bis zu zehn Arbeitneh-
mern die Arbeitszeit in nichtelektroni-
scher Form aufzeichnen dürfen.

Quelle | Referentenentwurf für ein Gesetz zur 
Änderung des Arbeitszeitgesetzes und anderer 
Vorschriften (Stand: April 2023)

Für Unternehmer

Vorsteuervergütungs-
verfahren: Anträge  
bis 30.9.2023 stellen 

| Die EU-Mitgliedstaaten erstatten in-
ländischen Unternehmern unter be-
stimmten Bedingungen die dort gezahlte 
Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im 
Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke 
nicht registriert, kann er die Beträge 
durch das Vorsteuervergütungsverfah-
ren geltend machen. Die Anträge für 
2022 sind bis zum 30.9.2023 über das 
Online-Portal des Bundeszentralamts 
für Steuern zu stellen. Weitere Einzel-
heiten erfahren Sie unter www.iww.de/
s3640. |

Für Vermieter

DSGVO: Darf das Finanz-
amt Unterlagen mit 
personenbezogenen 
Daten anfordern?

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Nürnberg darf das Finanzamt 
einen Steuerpflichtigen auch unter Be-
rücksichtigung der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) zur Vorlage der 
Mietverträge und der Schreiben über 
Mietänderungen zum Zwecke der Prü-
fung der in der Steuererklärung ge-
machten Angaben auffordern. |

Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch eine Finanzbehörde ist zu-
lässig, wenn sie zur Erfüllung der ihr 
obliegenden Aufgabe oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt, die ihr übertragen 
wurde, erforderlich ist. Bei der Prüfung 
der Verhältnismäßigkeit und Zumutbar-
keit der Auskunftserteilung ist der hohe 
Stellenwert des Interesses der Allge-
meinheit an einer möglichst lückenlo-
sen Verhinderung von Steuerverkür-
zungen zu berücksichtigen.

Beachten Sie | Da gegen die Entschei-
dung die Revision anhängig ist, wird sich 
nun der Bundesfinanzhof damit beschäf-
tigen müssen, ob die gesetzlichen Mit-
wirkungspflichten des Steuerpflichtigen 
im steuerlichen Ermittlungsverfahren 
durch die Datenschutz-Grundverord-
nung eine Einschränkung erfahren.

Quelle | FG Nürnberg, Urteil vom 1.2.2023, 
Az. 3 K 596/22, Rev. BFH Az. IX R 6/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 235485
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerliche Grenzwerte: Unterscheidung zwischen 
Brutto- und Nettowert

| Es gibt viele steuerliche Grenzwerte, beispielsweise 35 EUR bei Geschenken an 
Geschäftsfreunde, 60 EUR bei Aufmerksamkeiten, 50 EUR bei Sachbezügen, 800 EUR 
für geringwertige Wirtschaftsgüter (z. B. einen Bürostuhl). In der Praxis stellt sich 
hier oft die Frage, ob der Brutto- oder der Nettowert maßgebend ist. |

Bei lohnsteuerlichen bzw. arbeitneh-
merbezogenen Grenzwerten zählt grund-
sätzlich der Bruttowert. So sind z. B. 
Aufmerksamkeiten anlässlich eines be-
sonderen persönlichen Ereignisses ei-
nes Arbeitnehmers (z. B. Geburtstag) bis 
zu 60 EUR (brutto) steuerfrei. Auch die 
monatliche 50 EUR-Freigrenze für Sach-
bezüge stellt eine Bruttogrenze dar.

 ◼ Beispiel 

Ein Arbeitnehmer erhält von seinem 
Arbeitgeber anlässlich seines 50. Ge-
burtstags ein Buch im Wert von 58 EUR 
(netto).

Da der Bruttowert des Buchs 62,06 EUR 
(58 EUR x 1,07) beträgt, ist die Frei-
grenze für Aufmerksamkeiten über-
schritten und es liegt in voller Höhe 
Arbeitslohn vor.

Geschenke an Geschäftsfreunde sind 
nur dann als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig, wenn die Grenze von 35 EUR 
pro Kopf und Jahr nicht überschritten 
wird. Sind Unternehmen zum Vorsteu-

erabzug berechtigt, ist die 35 EUR-
Grenze eine Nettogrenze, ohne Vorsteu-
erabzugsberechtigung handelt es sich 
um eine Bruttogrenze. 

 ◼ Beispiel 

Eine GmbH (vorsteuerabzugsberech-
tigt) macht dem Geschäftsfreund A 
ein Geschenk i. H. von 41 EUR (inklu-
sive 19 % USt). Ein weiteres Geschenk 
an A ist für 2023 nicht vorgesehen.

Da die GmbH zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt ist, sind die Kosten abzugsfä-
hig (41 EUR/1,19 = 34,45 EUR).

MERKE | Bei den Grenzen für gering-
wertige Wirtschaftsgüter (800 EUR 
bzw. 1.000 EUR bei einem Sammelpos-
ten) wird immer auf den Nettowaren-
wert abgestellt. Dies gilt unabhängig 
davon, ob eine Berechtigung zum Vor-
steuerabzug besteht. So ist z. B. auch 
bei Anschaffungen im Rahmen der Ver-
mietungseinkünfte auf die Nettowerte 
abzustellen.

Für Unternehmer

Corona-Hilfen sind nicht ermäßigt zu besteuern

| Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster sind die im Jahr 2020 ge-
zahlten Corona-Hilfen keine außerordentlichen Einkünfte, die in der Einkommen-
steuer nur ermäßigt zu besteuern wären. |

Für Arbeitgeber

Kein Minijob und Hauptjob 
beim gleichen Arbeitgeber

| Es ist nicht möglich, bei demselben 
Arbeitgeber neben einer nicht gering-
fügigen versicherungspflichtigen Be-
schäftigung auch eine versicherungs-
freie geringfügige Beschäftigung zu 
verrichten. Es muss eine Zusammen-
rechnung der Lohnzahlungen vorge-
nommen werden, wenn diese von dem-
selben Arbeitgeber stammen, selbst 
wenn die Arbeitsverhältnisse unter-
schiedlich ausgestaltet sind. Mit dieser 
Entscheidung hat sich das Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg von der anderslau-
tenden Ansicht des Finanzgerichts 
Münster aus 2003 distanziert. |

Beispiele in den Geringfügigkeits-
Richtlinien verdeutlichen die Unter-
scheidung (Arbeitgeberidentität versus 
verschiedene Arbeitgeber): 

 ◼ Beispiele 

Ein freiberuflich selbstständiger Zahn-
arzt beschäftigt eine Arbeitnehmerin 
mit Hilfsarbeiten in seinen Praxisräu-
men und mit Reinigungsarbeiten in 
seiner Wohnung. 

Es ist von einem einheitlichen Beschäf-
tigungsverhältnis auszugehen (Arbeit-
geberidentität). Der Zahnarzt als Ar-
beitgeber ist eine natürliche Person, die 
nicht für den Arbeitsbereich in der Pra-
xis und den Arbeitsbereich im Haushalt 
getrennt betrachtet werden kann. Un-
bedeutend ist, dass sich die einzelnen 
Beschäftigungen abgrenzen lassen. 

A ist Geschäftsführer und Mehrheits-
gesellschafter bei der GmbH X und der 
GmbH Y. Arbeitnehmer Z wird bei der 
GmbH X im Rahmen einer mehr als ge-
ringfügigen (Haupt-)Beschäftigung 
eingesetzt und bei der GmbH Y im Rah-
men einer geringfügigen Beschäfti-
gung. Die ausgeübten Tätigkeiten sind 
– vom Umfang abgesehen – identisch. 

A übt das Direktionsrecht über beide 
Beschäftigungen aus. Da es sich um 
mehrere Beschäftigungen bei recht-
lich verschiedenen Arbeitgebern han-
delt, ist eine getrennte versicherungs-
rechtliche Beurteilung vorzunehmen.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
28.12.2022, Az. 6 K 6129/20, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234501; FG Münster, Urteil vom 
21.2.2003, Az. 11 K 1158/01 L; Geringfügigkeits-
Richtlinien der Spitzenorganisationen der Sozi-
alversicherung vom 16.8.2022 

 ◼ Sachverhalt

Ein Einzelunternehmer betrieb eine 
Gaststätte und ein Hotel. Im Streitjahr 
2020 war er von betrieblichen Ein-
schränkungen und Schließungen we-
gen der Coronaschutzverordnungen 
des Landes NRW betroffen. Ihm wur-
den pandemiebedingte Soforthilfen, 
Überbrückungshilfen und vergleich-
bare Zuschüsse i. H. von 64.254 EUR 
gewährt. Das Finanzamt unterwarf die 
Corona-Hilfen der tariflichen („nor-
malen“) Einkommensteuer, was das 
Finanzgericht Münster bestätigte.

Für das Finanzgericht kam eine ermä-
ßigte Besteuerung nach § 34 Abs. 1 
Einkommensteuergesetz nicht in Be-
tracht. Die Begründung: Es liegen keine 
außerordentlichen Einkünfte vor, da es 
an einer Zusammenballung der Ein-
künfte fehlt. 

Beachten Sie | Die Revision gegen 
dieses Urteil wurde nicht zugelassen. 

Quelle | FG Münster, Urteil vom 26.4.2023, 
Az. 13 K 425/22 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
235266; FG Münster, Newsletter Mai 2023
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Erbfallkostenpauschale auch für Nacherben
| Neben dem Vorerben kann auch der Nacherbe den Pauschbetrag für Erbfall-
kosten (z. B. Bestattungskosten und Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal) 
in Höhe von 10.300 EUR nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 S. 2 Erbschaftsteuer- und Schen-
kungsteuergesetz (ErbStG) in Anspruch nehmen. Der Abzug des Pauschbetrags 
setzt nach der geänderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht den Nach-
weis voraus, dass tatsächlich Kosten angefallen sind. |

Vor- und Nacherbschaft 

Der Anfall der Nacherbschaft gilt 
grundsätzlich als Erwerb vom Vorer-
ben. Während zivilrechtlich der Vorerbe 
und der Nacherbe zwar nacheinander, 
aber beide vom ursprünglichen Erblas-
ser erben, gilt erbschaftsteuerrechtlich 
der Vorerbe als Erbe (§ 6 Abs. 1 ErbStG). 
Sein Erwerb unterliegt in vollem Um-
fang der Erbschaftsteuer. Bei Eintritt 
der Nacherbfolge haben diejenigen, 
auf die das Vermögen übergeht, den 
Erwerb als vom Vorerben stammend 
zu versteuern.

 ◼ Sachverhalt 

Im Streitfall war die Steuerpflichtige 
Nacherbin ihrer verstorbenen Tante. 
Deren Ehemann, der kurze Zeit da-
nach verstarb, war Vorerbe. Die Nach-
erbin machte mit ihrer Erbschaftsteu-
ererklärung die Berücksichtigung des 
Pauschbetrags i. H. von 10.300 EUR 
geltend. Das Finanzamt berücksich-
tigte aber nur die tatsächlich angefal-
lenen geringen Abwicklungskosten – 
jedoch zu Unrecht, wie nun der Bun-
desfinanzhof entschieden hat.

Der Betrag i. H. von 10.300 EUR ist für 
jeden Erbfall nur einmal zu gewähren, 
namentlich für mehrere Miterben nur 
einmal. Die Abfolge von Vor- und Nach-
erbfall stellt jedoch erbschaftsteuer-

rechtlich nicht einen Erbfall mit mehre-
ren Erben dar. Vielmehr sind die beiden 
Vorgänge als zwei getrennte Erbfälle 
zu behandeln. Es entspricht dieser Sys-
tematik, den Pauschbetrag zweimal an-
zusetzen.

Der Bundesfinanzhof weist in seiner 
Urteilsbegründung darauf hin, dass es 
richtig ist, dass bei zweimaliger Ge-
währung der Pauschale auch die Beer-
digungskosten zweimal typisierend be-
rücksichtigt werden, obwohl sie nicht 
zweimal anfallen. Der Pauschbetrag 
umfasst aber nicht nur Beerdigungs-
kosten, sondern dient außerdem dazu, 
Nachlassregelungskosten im weiteren 
Sinne abzugelten – und diese Kosten 
können ohne Weiteres zweimal in je-
weils unbegrenzter Höhe anfallen. 

MERKE | Der Abzug des Pauschbe-
trags setzt nicht den Nachweis voraus, 
dass zumindest dem Grunde nach tat-
sächlich Kosten angefallen sind, die 
der Pauschbetrag erfasst. Der Abzug 
der Pauschale ist nach dem Gesetzes-
wortlaut ausdrücklich ohne Nachweis 
möglich. Soweit der Bundesfinanzhof 
in früheren Entscheidungen eine an-
dere Auffassung vertreten hat, hält er 
daran nicht mehr fest.

Quelle | BFH-Urteil vom 1.2.2023, Az. II R 3/20, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235079

Für Unternehmer

Homepage: Keine Nutzungsdauer von einem Jahr

| Für bestimmte materielle Wirtschaftsgüter „Computerhardware“ und be-
stimmte immaterielle Wirtschaftsgüter „Betriebs- und Anwendersoftware“ kann 
(Wahlrecht) nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 22.2.2022 
(Az. IV C 3 - S 2190/21/10002 :025) eine Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde 
gelegt werden. Die Oberfinanzdirektion Frankfurt (22.3.2023, Az. S 2190 A-
031-St214) hat nun darauf hingewiesen, dass Aufwendungen für eine Homepage 
nicht unter den Anwendungsbereich des Schreibens des Bundesfinanzministeri-
ums fallen. Bei einer Homepage kann in Anknüpfung an die als üblich anerkannte 
technische Nutzungsdauer von Software von einer Nutzungsdauer von drei Jahren 
ausgegangen werden. |

Für Arbeitnehmer

Keine Werbungskosten bei 
unangemessenen Feiern
| „Feste feiern – aber (steuerlich) rich-
tig“, das musste jüngst ein Steuer-
pflichtiger vor dem Finanzgericht Nürn-
berg erfahren. Denn die Aufwendungen 
für seine Abschiedsfeier in Höhe von 
94.980 EUR erkannte das Finanzgericht 
nicht als Werbungskosten an. |

 ◼ Sachverhalt

Ein ehemaliger angestellter Ge-
schäftsführer (und GmbH-Gesell-
schafter) hatte seine Abschiedsfeier an 
einem ehemaligen Rittergut mit auf-
wändigem und umfangreichem Unter-
haltungsprogramm veranstaltet. Die 
Gesamtaufwendungen (586,30 EUR pro 
Person) waren nach Ansicht des 
 Finanzgerichts nicht bei den Einkünf-
ten aus nichtselbstständiger Arbeit als 
Werbungskosten zu berücksichtigen. 
Der Grund: Es handelt sich um unan-
gemessene Repräsentationsaufwen-
dungen im Sinne von § 9 Abs. 5 und § 4 
Abs. 5 S. 1 Nr. 4 Einkommensteuerge-
setz (EStG).

MERKE | Dem Grunde nach „unübli-
che Aufwendungen“ im Sinne des § 4 
Abs. 5 S. 1 Nr. 4 EStG setzen voraus, 
dass hinsichtlich des Ortes der Veran-
staltung oder der Art und Weise der 
Unterhaltung der Gäste besondere 
Umstände erkennbar sind, die die Ver-
anstaltung von einer gewöhnlichen 
Feierlichkeit abheben. 

Die Kosten pro Person (586,30 EUR) 
überstiegen die finanziellen Aufwen-
dungen vergleichbarer betrieblicher 
Veranstaltungen erheblich. Sie lagen 
auch weit über dem Freibetrag von 
110 EUR für Betriebsveranstaltungen 
(§ 19 Abs. 1 Nr. 1a EStG), der hinsicht-
lich der Höhe der Aufwendungen als 
Maßstab herangezogen werden kann.

Quelle | FG Nürnberg, Urteil vom 19.10.2022, 
Az. 3 K 51/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
233634



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 08 | 2023

Daten für den Monat  
September 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.9.2023
• ESt, KSt = 11.9.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.9.2023
• ESt, KSt = 14.9.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG
Fälligkeit Beiträge 9/2023 = 27.9.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

6/22 11/22 2/23 5/23*
+ 8,2 % + 11,3 % + 9,3 % + 6,3 %

*  6/23 lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor.

Für Arbeitnehmer

Werbungskosten: Umzugskosten wegen  
Einrichtung eines Homeoffice

| Umzugskosten können beruflich veranlasst sein, wenn der Umzug zu einer we-
sentlichen Erleichterung der Arbeitsbedingungen führt. Eine solche Erleichterung 
hat das Finanzgericht Hamburg für das Streitjahr 2020 auch dann angenommen, 
wenn ein Umzug erfolgt, um für jeden Ehegatten in der neuen Wohnung ein Arbeits-
zimmer einzurichten, damit diese im Homeoffice wieder ungestört ihrer jeweiligen 
Tätigkeit nachgehen können. |

Zum Hintergrund: Umzugskosten sind 
nur dann als Werbungskosten abzugs-
fähig, wenn der Wohnungswechsel be-
ruflich veranlasst ist. Nach Ansicht der 
Finanzverwaltung ist das beispielsweise 
der Fall, wenn

 • sich die Entfernung zwischen Woh-
nung und Tätigkeitsstätte erheblich 
(d. h. täglich um mindestens eine 
Stunde) verkürzt,

 • der Umzug im überwiegenden be-
trieblichen Interesse des Arbeitge-
bers durchgeführt wird (z. B. beim 
Einzug in eine Dienstwohnung),

 • der Umzug wegen der erstmaligen 
Aufnahme einer beruflichen Tätig-
keit, eines Arbeitsplatzwechsels 
oder einer Versetzung erfolgt.

PRAXISTIPP | Ist der Umzug privat 
veranlasst, ist ein Werbungskostenab-
zug nicht möglich. Hier kann für die 
Umzugsdienstleistungen aber eine 
Steuerermäßigung nach § 35a Einkom-
mensteuergesetz in Betracht kommen.

 ◼ Sachverhalt

Vor Beginn der Coronapandemie üb-
ten die Steuerpflichtigen (Ehegatten) 
ihre Tätigkeiten jeweils in den Räum-
lichkeiten ihrer Arbeitgeber aus. Seit 
Beginn der Coronapandemie verlager-
ten sie – den Anweisungen bzw. Bitten 
ihrer Arbeitgeber folgend – ihre Tätig-
keit und übten diese zu Hause aus. Dies 
ging aber nur mit erheblichen Beein-
trächtigungen durch ein Abwechseln 
der eigenen Tätigkeit und der Inkauf-
nahme von Störungen einher. 

Das Ehepaar erkannte, dass die corona-
bedingten Einschränkungen nicht nur 
kurzfristig sein würden. Sie zogen da-
her in eine Wohnung mit zwei Arbeits-
zimmern (etwa 1,6 km von der bisheri-
gen Wohnung entfernt). Die in der 
Steuererklärung für 2020 angesetzten 
Umzugskosten erkannte das Finanz-
amt nicht an – jedoch zu Unrecht, wie 
das Finanzgericht Hamburg entschied. 
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Für Arbeitgeber

Neue Beitragssätze in 
der Pflegeversicherung 
ab 1.7.2023

| Das Bundesverfassungsgericht hat 
2022 entschieden, dass es mit dem 
Grundgesetz unvereinbar ist, dass bei-
tragspflichtige Eltern in der sozialen 
Pflegeversicherung unabhängig von der 
Zahl der von ihnen betreuten und erzo-
genen Kinder mit gleichen Beiträgen 
belastet werden. Demzufolge wurde 
der Gesetzgeber aufgefordert, eine 
Neuregelung zu treffen. Dies ist nun 
mit Wirkung ab dem 1.7.2023 erfolgt. |

Bislang galten in der Pflegeversiche-
rung folgende Beitragssätze (unterteilt 
nach Arbeitgeber (AG) und Arbeitneh-
mer (AN)):

 • Allgemein: 3,05 %  
(AG: 1,525 %; AN: 1,525 %)

 • Kinderlose: 3,40 %  
(AG: 1,525 %; AN: 1,875 %)

 • Allgemein Sachsen: 3,05 %  
(AG: 1,025 %; AN: 2,025 %)

 • Kinderlose Sachsen: 3,40 %  
(AG: 1,025 %; AN: 2,375 %)

Ab Juli 2023 ist Folgendes zu beachten: 
Bei kinderlosen Mitgliedern gilt ein Bei-
tragssatz von 4 %. Bei Mitgliedern mit 
einem Kind sind 3,4 % maßgebend. Ab 
zwei Kindern wird der Beitrag während 
der Erziehungsphase um 0,25 % je Kind 
bis zum fünften Kind weiter abgesenkt 
(max. also 1 %). Der Abschlag gilt aber 
nur bis zum Ablauf des Monats, in dem 
das jeweilige Kind das 25. Lebensjahr 
vollendet hat. Das heißt für Mitglieder

 • ohne Kinder: 4 %  
(AG: 1,7 %; AN: 2,3 %)

 • mit einem Kind: 3,40 % (lebens-
lang: AG: 1,7 %; AN: 1,7 %)

 • mit zwei Kindern: 3,15 %  
(AG: 1,7 %; AN: 1,45 %)

 • mit drei Kindern: 2,90 %  
(AG: 1,7 %; AN: 1,2 %)

 • mit vier Kindern: 2,65 %  
(AG: 1,7 %; AN: 0,95 %)

 • ab fünf Kindern: 2,4 %  
(AG: 1,7 %; AN: 0,7 %)

In Sachsen zahlen AG 1,2 %. Zieht man 
vom jeweiligen Gesamtbeitrag den AG-
Anteil ab, ergibt sich der jeweilige AN-
Anteil, z. B. für Mitglieder ohne Kinder: 
4 % (AG: 1,2 %; AN: 2,8 %).

Quelle | Gesetz zur Unterstützung und Ent-
lastung in der Pflege, BR-Drs. 220/23 (B) vom 
16.6.2023

Zunächst stellte das Finanzgericht her-
aus, dass keine erhebliche Verkürzung 
des Arbeitswegs eingetreten ist, denn 
das Homeoffice der Eheleute ist nicht 
als erste Tätigkeitsstätte einzuordnen.

Das Finanzgericht kam jedoch im 
Streitfall zu der Überzeugung, dass der 
Umzug zu einer wesentlichen Verbes-
serung und Erleichterung der Arbeits-
bedingungen der Steuerpflichtigen ge-
führt hatte. Denn erst der Umzug er-
möglichte eine ungestörte Ausübung 
der nichtselbstständigen Tätigkeit bei-
der Eheleute. 

Die Einrichtung von zwei Arbeitszim-
mern war angesichts der verschiede-
nen Arbeitsweisen der Eheleute erfor-
derlich für die ungestörte Ausübung 
der jeweiligen Tätigkeit. Durch die 
räumlich getrennte Arbeitsmöglichkeit 
konnten beide weiterhin zur Zufrieden-
heit ihrer Arbeitgeber ihrer Tätigkeit 
nachgehen und mussten sich nicht ei-
nem Risiko von schlechteren Arbeitser-
gebnissen mit möglichen negativen 
Konsequenzen für das Arbeitsverhält-
nis aussetzen. 

Im Übrigen wich die neue Wohnung 
nach Meinung des Finanzgerichts auch 
nicht derart von der bisherigen Woh-

nung ab, dass hier Anlass zur Annahme 
bestand, eine Erhöhung des Wohnkom-
forts sei Anlass für den Umzug gewe-
sen. 

Aufgrund der Gesamtumstände ließ 
sich im Streitfall mit der erforderlichen 
Sicherheit ermitteln, dass die Einrich-
tung der Arbeitszimmer Anlass des 
Umzugs war. 

Eine private Mitveranlassung dahin ge-
hend, dass die Einrichtung eines abge-
schlossenen Arbeitszimmers in der 
neuen Wohnung zur ungestörten Nut-
zung des ansonsten mit der Arbeits-
ecke belasteten Wohnraums führt, 
steht dem nicht entgegen. Denn auch 
bei der Verkürzung der Wegstrecke um 
mehr als eine Stunde steht der private 
Hinzugewinn an Freizeit durch Einspa-
rung der Fahrtstrecke der beruflichen 
Veranlassung nicht entgegen.

Beachten Sie | Da gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts Hamburg die 
Revision anhängig ist, können geeignete 
Fälle bis zu einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs offengehalten werden. 

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 23.2.2023, 
Az. 5 K 190/22, Rev. BFH Az. VI R 3/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 235554

Für Unternehmer

Ermäßigter Umsatzsteuersatz: Vermietung von 
Wohncontainern an Erntehelfer

| Für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurz-
fristigen Beherbergung von Fremden bereithält, gilt nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 S. 1 
Umsatzsteuergesetz (UStG) der ermäßigte Steuersatz von 7 %. Der Bundesfinanzhof 
hat nun entschieden, dass der ermäßigte Steuersatz auch auf die Vermietung von 
Wohncontainern an Saisonarbeiter (Erntehelfer) Anwendung findet. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Landwirt beschäftigte in den Be-
steuerungszeiträumen 2014 bis 2017 
(Streitjahre) saisonal rund 100 Ernte-
helfer, an die er Räume in Wohncon-
tainern vermietete. Die Dauer des je-
weiligen Mietverhältnisses betrug 
längstens drei Monate. 

Das Finanzamt wollte die Umsätze mit 
dem Regelsteuersatz (19 %) versteu-
ern, weil die Unterkünfte keine dauer-
haft feste Verbindung zum Grundstück 
besaßen. Das Finanzgericht Baden-
Württemberg und der Bundesfinanzhof 
sahen das allerdings anders.

Nach der aktuellen Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs begünstigt § 12 Abs. 2 
Nr. 11 S. 1 UStG nicht nur die Vermie-
tung von Grundstücken und mit diesen 
fest verbundenen Gebäuden. Vielmehr 
umfasst die Steuerermäßigung allge-
mein die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen durch einen Unterneh-
mer zur kurzfristigen Beherbergung 
von Fremden – und damit auch die Ver-
mietung von nicht ortsfesten Wohncon-
tainern an Erntehelfer. 

Quelle | BFH-Urteil vom 29.11.2022, Az. XI R 
13/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234117
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Für Unternehmer

Modernisierung des Personengesellschaftsrechts: 
GbR-Neuregelungen gelten ab 2024

| Durch das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) 
wurde das Recht der Personengesellschaften reformiert. Insbesondere für die Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) wurden zahlreiche Bestimmungen geändert 
oder neu eingefügt. Das Gesetz wurde bereits Mitte 2021 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet, es tritt aber „erst“ zum 1.1.2024 in Kraft. Daher sollte in den nächsten 
Monaten geprüft werden, ob und in welchem Umfang Handlungsbedarf besteht. |

Rechtsfähigkeit

Die Rechtsfähigkeit der als Außenge-
sellschaft auftretenden GbR ist seit der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
vom 29.1.2001 (Az. II ZR 331/00) aner-
kannt. Die neu gefassten §§ 705 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) über-
nehmen dies und gehen daher von der 
Rechtsfähigkeit der GbR aus.

MERKE | Von der rechtsfähigen GbR 
ist die nicht rechtsfähige GbR abzu-
grenzen. Für diese reinen Innengesell-
schaften enthalten die §§ 740 ff. BGB 
spezielle Regelungen. 

Eintragung in  
das Gesellschaftsregister

Für rechtsfähige GbRs wurde mit dem 
Gesellschaftsregister ein eigenes öf-
fentliches Verzeichnis geschaffen (vgl. 
hierzu die Bestimmungen der §§ 707 
bis 707d BGB). Dieses Register kann 
von jedermann eingesehen werden. Es 
beinhaltet Angaben zur Gesellschaft, zu 
den Gesellschaftern und zur Vertre-
tungsbefugnis der Gesellschafter.

MERKE | Die Eintragung in das Ge-
sellschaftsregister ist grundsätzlich 
freiwillig. Insbesondere hat die Eintra-
gung nichts mit der Frage der Rechts-
fähigkeit zu tun, das heißt, eine rechts-
fähige GbR kann auch dann bestehen, 
wenn sie nicht in das Gesellschaftsre-
gister eingetragen ist. 

Allerdings ist die Registereintragung 
Voraussetzung für die wirksame Vor-
nahme bestimmter Rechtsgeschäfte – 
nämlich den Erwerb von Gesell-
schaftsanteilen an Kapitalgesellschaf-
ten sowie den Erwerb von Grundbesitz 
und von Immaterialgüterrechten, 
wenn diese in öffentlichen Registern 
eingetragen sind (beispielsweise Mar-
ken- oder Patentrechte). 

Innenverhältnis

Hinsichtlich des Innenverhältnisses 
der GbR hat die IHK Köln (unter www.
iww.de/s8214) folgende Punkte zusam-
mengefasst: Wie sich die Gesellschaf-
ter untereinander organisieren, kann 
im Gesellschaftsvertrag festgelegt 
werden. Gibt es keine Regeln oder kei-
nen Vertrag, gelten ab 2024 folgende 
Grundsätze:

 • Die Stimmkraft und der Anteil an 
Gewinn und Verlust richten sich 
vorrangig nach den vereinbarten 
Beteiligungsverhältnissen. Wurden 
keine Beteiligungsverhältnisse ver-
einbart, richten sie sich nach dem 
Verhältnis der vereinbarten Werte 
der Beiträge. Sind auch Werte der 
Beiträge nicht vereinbart worden, 
hat jeder Gesellschafter ohne 
Rücksicht auf den Wert seines Bei-
trags die gleiche Stimmkraft und 
einen gleichen Anteil am Gewinn 
und Verlust (§ 709 Abs. 3 BGB).

 • Die Geschäfte führen alle Gesell-
schafter gemeinsam.

 • Der Austritt oder die Kündigung 
eines Gesellschafters führt nicht 
mehr automatisch zur Auflösung 
der GbR. 

Beachten Sie | Bei allen Neuerungen 
bleiben aber auch viele Grundsätze un-
verändert, z. B. haften die Gesellschaf-
ter weiterhin gesamtschuldnerisch. 

Weiterführender Hinweis

Die IHK Köln gibt auf ihrer Website (un-
ter www.iww.de/s8213) einen Überblick 
über die verschiedenen Regelungsbe-
reiche mit weiterführenden Links.

Quelle | Gesetz zur Modernisierung des Per-
sonengesellschaftsrechts (MoPeG), BGBl I 
2021, S. 3436; IHK Köln „Übersicht: Moderni-
sierung des Personengesellschaftsrechts“, 
unter www.iww.de/s8213

Für Unternehmer

Kleine Photovoltaik-
anlagen: Erwerbstätigkeit 
muss dem Finanzamt 
nicht mehr angezeigt 
werden

| Betreiber kleiner Photovoltaikanla-
gen (PV-Anlagen) müssen dem Finanz-
amt ihre Erwerbstätigkeit nach § 138 
Abs. 1 und 1b der Abgabenordnung (AO) 
nicht mehr anzeigen. Diese Nichtbean-
standungsregelung hat das Bundes-
finanzministerium getroffen. |

Hintergrund: Durch das Jahressteuer-
gesetz 2022 wurden eine ertragsteuer-
liche Steuerbefreiung für kleine PV-
Anlagen (§ 3 Nr. 72 Einkommensteuer-
gesetz (EStG)) und ein umsatzsteuerli-
cher Nullsteuersatz (§ 12 Abs. 3 Um-
satzsteuergesetz (UStG)) für die Liefe-
rung und Installation bestimmter PV-
Anlagen eingeführt. Dennoch sind Be-
treiber von PV-Anlagen nach § 138 Abs. 1 
und 1b AO grundsätzlich zur Anzeige 
der Eröffnung eines gewerblichen Be-
triebs oder einer Betriebsstätte und zur 
Übermittlung eines Fragebogens zur 
steuerlichen Erfassung verpflichtet.

Das Bundesfinanzministerium hat nun 
verfügt, dass es nicht beanstandet wird, 
wenn Betreiber von PV-Anlagen, die

 • Gewerbetreibende (§ 15 EStG) sind, 
bei Eröffnung eines Betriebs, der 
sich auf das Betreiben von nach § 3 
Nr. 72 EStG begünstigten PV-Anla-
gen beschränkt, und

 • in umsatzsteuerlicher Hinsicht Un-
ternehmer sind, deren Unterneh-
men sich ausschließlich auf den 
Betrieb einer PV-Anlage i. S. des  
§ 12 Abs. 3 Nr. 1 S. 1 UStG sowie ggf. 
eine steuerfreie Vermietung und 
Verpachtung nach § 4 Nr. 12 UStG 
beschränkt und die die Kleinunter-
nehmerregelung nach § 19 UStG 
anwenden,

ihre Erwerbstätigkeit nach § 138 Abs. 1 
und 1b AO nicht anzeigen.

Beachten Sie | Die Regelung gilt mit 
sofortiger Wirkung in allen Fällen, in 
denen die Erwerbstätigkeit ab dem 
1.1.2023 aufgenommen wurde.

Quelle | BMF-Schreiben vom 12.6.2023, Az. IV 
A 3 - S 0301/19/10007 :012, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 235756
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Kein Abzug finaler ausländischer  
Betriebsstättenverluste

| Nach der Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofs hat nun der Bundes-
finanzhof eine für international tätige deutsche Unternehmen wichtige Entschei-
dung getroffen. Danach können inländische Unternehmen Verluste aus einer im EU-
Ausland belegenen Niederlassung nicht steuermindernd mit im Inland erzielten 
Gewinnen verrechnen, wenn nach dem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung für die ausländischen Einkünfte kein deutsches Besteuerungsrecht be-
steht. Das gilt auch dann, wenn die Verluste im Ausland steuerrechtlich unter keinen 
Umständen verwertbar und damit final sind. |

 ◼ Sachverhalt

Eine in Deutschland ansässige Bank 
hatte in Großbritannien 2004 eine 
Zweigniederlassung eröffnet. Nach-
dem die Zweigniederlassung jedoch 
durchgehend nur Verluste erwirtschaf-
tet hatte, wurde sie 2007 wieder ge-
schlossen. Da die Filiale niemals Ge-
winne erzielt hatte, konnte die Bank die 
in Großbritannien erlittenen Verluste 
dort steuerlich nicht nutzen.

Doch auch in Deutschland sind die Ver-
luste nicht nutzbar. Denn nach dem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung unterliegen Betriebsstät-
teneinkünfte aus Großbritannien nicht 
der deutschen Besteuerung. Entschei-

dend ist dabei die Symmetriethese, nach 
der die abkommensrechtliche Steuer-
freistellung ausländischer Einkünfte 
sowohl positive als auch negative Ein-
künfte, also Verluste, umfasst. Vergleich-
bare Regelungen enthalten eine Vielzahl 
der von Deutschland abgeschlossenen 
Doppelbesteuerungsabkommen.

Beachten Sie | Wie der Bundesfinanz-
hof nach Anrufung des Europäischen 
Gerichtshofs entschied, verstößt dieser 
Ausschluss des Verlustabzugs auch im 
Hinblick auf finale Verluste nicht gegen 
das Unionsrecht.

Quelle | BFH-Urteil vom 22.2.2023, Az. I R 
35/22 (I R 32/18), unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
234963; BFH, PM Nr. 24/23 vom 27.4.2023

Für alle Steuerpflichtigen

Abzinsung eines ratierlich gezahlten Kaufpreises: 
Zinsen sind Einkünfte aus Kapitalvermögen

| Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass für den Fall, dass ein zum Privat-
vermögen gehörender Gegenstand veräußert und die Kaufpreisforderung langfris-
tig – d. h. für länger als ein Jahr – bis zu einem bestimmten Zeitpunkt gestundet 
wird, die geleisteten Kaufpreisraten in einen Tilgungs- und einen Zinsanteil aufzu-
teilen sind. |

Der Zinsanteil unterliegt als Ertrag aus 
sonstigen Kapitalforderungen nach § 20 
Abs. 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz 
(EStG) der Einkommensteuer. Dies gilt 
auch dann, wenn die Vertragsparteien 
Zinsen nicht vereinbart oder sogar aus-
drücklich ausgeschlossen haben. Uner-
heblich ist auch, dass der Vorteil der 
zinslosen Ratenzahlung beim Erwerber 
der Schenkungsteuer unterliegt.

Beachten Sie | Fraglich ist, ob sich das 
Finanzgericht ggf. zu einem Beschluss 
des Bundesfinanzhofs aus 2011 in Wi-
derspruch setzt. Hier hatte es der Bun-
desfinanzhof als ernstlich zweifelhaft 

angesehen, ob die zinslose Stundung ei-
ner Zugewinnausgleichsforderung un-
ter Eheleuten zur einkommensteuerli-
chen Erfassung eines Zinsanteils führe, 
da zugleich die Voraussetzungen einer 
schenkungsteuerlichen freigebigen Zu-
wendung erfüllt seien. Es bleibt daher 
abzuwarten, wie sich der Bundesfinanz-
hof im anhängigen Revisionsverfahren 
zu dieser Konfliktsituation zwischen Er-
trag- und Schenkungsteuerrecht positi-
onieren wird. 

Quelle | FG Köln, Urteil vom 27.10.2022, Az. 7 
K 2233/20, Rev. BFH Az. VIII R 1/23, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 235759; BFH-Urteil vom 
12.9.2011, Az. VIII B 70/09 

Für Arbeitnehmer

Ermäßigte Besteuerung 
von Abfindungen nur  
bei Zusammenballung 
der Einkünfte

| Nach ständiger Rechtsprechung kann 
eine Abfindung für den Arbeitsplatz-
verlust nur dann ermäßigt besteuert 
werden, wenn sie zu einer Zusammen-
ballung von Einkünften führt. Das Fi-
nanzgericht Niedersachsen hält diese 
Sichtweise bzw. Handhabung nicht für 
verfassungswidrig. |

Scheidet ein Arbeitnehmer auf Veran-
lassung des Arbeitgebers vorzeitig aus 
dem Dienstverhältnis aus und erhält er 
eine Abfindung, kann es sich hierbei um 
„normal“ zu besteuernden Arbeitslohn 
i. S. des § 19 Einkommensteuergesetz 
(EStG) oder um steuerbegünstigte Ent-
schädigungen nach § 24 Nr. 1 EStG 
handeln. Letztere können als außeror-
dentliche Einkünfte (§ 34 EStG) einem 
ermäßigten Steuersatz (Fünftelrege-
lung) unterliegen.

Eine Entschädigung ist aber nur dann ta-
rifbegünstigt, wenn sie zu einer Zusam-
menballung von Einnahmen innerhalb 
eines Veranlagungszeitraums führt. 
Diese Voraussetzung ist dann nicht er-
füllt, wenn die anlässlich der Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses gezahlte Ent-
schädigung die bis zum Ende des Veran-
lagungszeitraums (Jahresende) entge-
henden Einnahmen nicht übersteigt 
und der Steuerpflichtige keine weiteren 
Einnahmen bezieht, die er bei Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses nicht be-
zogen hätte.

Maßgeblich ist, ob der Steuerpflichtige 
infolge der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses in dem jeweiligen Veranla-
gungszeitraum insgesamt mehr erhält, 
als er bei ungestörter Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses erhalten hätte. 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 17.3.2023, 
Az. 15 K 19/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
235758
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerbefreiung für kleine Photovoltaikanlagen: 
Anwendungsschreiben des Bundesfinanzministeriums

| Durch das Jahressteuergesetz 2022 (BGBl I 2022, S. 2294) wurde eine Steuerbe-
freiung für kleine Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) im Einkommensteuergesetz 
eingeführt. In der Praxis wartete man auf ein Anwendungsschreiben der Finanz-
verwaltung, das nun veröffentlicht wurde. |

Gesetzliche Neuregelungen

Mit Schreiben vom 29.10.2021 gewährte 
das Bundesfinanzministerium für kleine 
PV-Anlagen mit einer installierten Leis-
tung von bis zu 10 kW/kWp ein Wahl-
recht (= steuerlich unbeachtliche Lieb-
haberei auf Antrag des Steuerpflichti-
gen). Dieses Wahlrecht wurde im Zuge 
des Jahressteuergesetzes 2022 durch 
eine Steuerbefreiung (§ 3 Nr. 72 Ein-
kommensteuergesetz (EStG)) ersetzt.

Bei der Steuerfreiheit der Einnahmen 
und Entnahmen im Zusammenhang mit 
dem Betrieb von PV-Anlagen sind ge-
wisse Höchstgrenzen (vgl. dazu unten 
ausführlich) zu beachten, wobei hier 
auf die installierte Bruttoleistung laut 
Marktstammdatenregister abgestellt 
wird. Insgesamt gilt eine Obergrenze 
von 100 kW (peak) pro Steuerpflichti-
gem oder Mitunternehmerschaft, die 

Daten für den Monat  
Oktober 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.10.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.10.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 10/2023 = 27.10.2023
(bzw. 26.10.2023 für Bundesländer, in denen der 
Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist)

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

7/22 12/22 3/23 7/23
 + 8,5 % + 9,6 % + 7,8 % + 6,5 %

für die Anwendung der Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 72 EStG nicht überschrit-
ten werden darf.

MERKE | Die Steuerbefreiung nach § 3 
Nr. 72 EStG gilt – unabhängig vom Zeit-
punkt der Inbetriebnahme der PV-An-
lage – für Einnahmen und Entnahmen, 
die nach dem 31.12.2021 erzielt oder 
getätigt werden. 

Anwendungsschreiben

1. Persönlicher Anwendungsbereich
§ 3 Nr. 72 S. 1 EStG gilt für natürliche 
Personen, Mitunternehmerschaften 
und Körperschaften.

2.  Begünstigte PV-Anlagen (auch dach-
integrierte und Fassaden-PV-Anla-
gen) und Höchstgrenzen

Es kommt auf die Art des Gebäudes an, 
wie hoch die maximale maßgebliche 

Leistung der Anlage(n) in kW (peak) je 
Steuerpflichtigem/Mitunternehmerschaft 
ist (gebäudebezogene Betrachtung):

 • Einfamilienhaus (30 kW (peak))
 • Wohnzwecken dienendes Zwei-/

Mehrfamilienhaus (15 kW (peak) je 
Wohneinheit)

 • gemischt genutzte Immobilie (15 kW 
(peak) je Wohn-/Gewerbeeinheit)
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Für alle Steuerpflichtigen

Online-Pokergewinn 
kann steuerpflichtig sein
| Gewinne aus dem Online-Pokerspiel 
können als Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb der Einkommensteuer unterlie-
gen. Das hat aktuell der Bundesfinanz-
hof entschieden. |

 ◼ Sachverhalt 

Ein Student hatte 2007 mit dem Online-
Pokerspiel (in der Variante „Texas 
Hold‘em/Fixed Limit“) begonnen. Aus-
gehend von kleinen Einsätzen und Ge-
winnen steigerte er seine Einsätze all-
mählich. Auch seine Gewinne stiegen 
erheblich an. Im Streitjahr 2009 erzielte 
er einen Gewinn von über 80.000 EUR, 
der in den Folgejahren weiter anstieg. 
Allein im Zeitraum von Juli bis Dezem-
ber 2009 belief sich seine registrierte 
Gesamtspielzeit auf 673 Stunden.

Das Finanzgericht Münster würdigte 
den Sachverhalt dahin gehend, dass 
der Student ab Oktober 2009 gewerb-
lich tätig gewesen sei und der von Ok-
tober bis Dezember 2009 erzielte Ge-
winn von rund 60.000 EUR somit der 
Einkommensteuer unterliege. Dies hat 
der Bundesfinanzhof nun bestätigt und 
dabei an frühere Entscheidungen zum 
Pokerspiel in Form von Präsenzturnie-
ren und in Casinos angeknüpft.

Beachten Sie | Poker ist in einkom-
mensteuerlicher Hinsicht kein reines 
Glücksspiel, sondern auch durch Ge-
schicklichkeitselemente gekennzeich-
net. Dies gilt auch beim Online-Poker, 
selbst wenn dort kein persönlicher Kon-
takt zu den Mitspielern möglich ist.

MERKE | Aber nicht jeder Pokerspie-
ler unterliegt der Einkommensteuer. 
Für Freizeit- und Hobbyspieler handelt 
es sich um eine private Tätigkeit, bei 
der sich Gewinne und Verluste steuer-
lich nicht auswirken. Wenn jedoch der 
Rahmen einer privaten Hobbytätigkeit 
überschritten wird, ist das Handeln als 
gewerblich anzusehen. Maßgebend ist 
die strukturelle Vergleichbarkeit mit 
einem Gewerbetreibenden bzw. Be-
rufsspieler (z. B. die Planmäßigkeit 
des Handelns, die Ausnutzung eines 
Marktes oder der Umfang des inves-
tierten Geld- und Zeitbudgets).

Quelle | BFH-Urteil vom 22.2.2023, Az. X R 
8/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236046; 
BFH, PM Nr. 31/23 vom 29.6.2023

 • nicht Wohnzwecken dienendes Ge-
bäude, z. B. Gewerbeimmobilie mit 
einer Gewerbeeinheit, Garagen-
grundstück (30 kW (peak))

 • Gewerbeimmobilie mit mehreren 
Gewerbeeinheiten (15 kW (peak) je 
Gewerbeeinheit)

 ◼ Beispiele

Der Steuerpflichtige A hat auf drei Ein-
familienhäusern jeweils eine Anlage 
mit einer Leistung von 25 kW (peak). 
Alle drei Anlagen sind begünstigt.

A hat auf seinem Haus mit zwei Wohn-
einheiten und der dazugehörigen Ga-
rage jeweils eine Anlage mit einer 
Leistung von 15,10 kW (peak). Beide 
Anlagen sind nicht begünstigt, da de-
ren Leistung (insgesamt 30,20 kW 
(peak)) die für diese Gebäudeart zuläs-
sigen 30,00 kW (peak) überschreitet.

Beachten Sie | Es ist nicht erforder-
lich, dass der Betreiber der PV-Anlage 
auch Eigentümer des Gebäudes ist, auf, 
an oder in dem sich die Anlage befindet.

In einem zweiten Schritt ist zu prüfen, 
ob die 100 kW (peak)-Grenze eingehal-
ten wurde. Dabei sind die Leistungen 
aller nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigten 
PV-Anlagen zu addieren.

 ◼ Beispiel

Ein Steuerpflichtiger betreibt zwei An-
lagen mit einer Leistung von 30 kW 
(peak) auf je einem Einfamilienhaus 
und eine Freiflächen-PV-Anlage mit 
einer Leistung von 50 kW (peak).

Da Freiflächen-PV-Anlagen (unabhän-
gig von der Größe) nicht begünstigt 
sind, ist diese Anlage nicht in die Prü-
fung der 100 kW (peak)-Grenze einzu-
beziehen. Die Anlagen auf den Einfami-
lienhäusern sind deshalb begünstigt.

Ist ein Steuerpflichtiger oder eine Mit-
unternehmerschaft, der bzw. die be-
günstigte PV-Anlagen betreibt, daneben 
an einer PV-Anlagen betreibenden an-
deren Mitunternehmerschaft beteiligt, 
sind die von der anderen Mitunterneh-
merschaft betriebenen Anlagen bei der 
Prüfung der 100 kW (peak)-Grenze nicht 
anteilig zu berücksichtigen. 

Beachten Sie | Betreibt der Steuer-
pflichtige PV-Anlagen mit einer Leis-
tung von insgesamt mehr als 100 kW 
(peak), ist die Steuerbefreiung insge-
samt nicht anzuwenden (Freigrenze).

3. Umfang der Steuerbefreiung
Von der Steuerbefreiung werden Ein-
nahmen und Entnahmen unabhängig 
von der Verwendung des von der PV-
Anlage erzeugten Stroms umfasst. 

Zu den Einnahmen gehören insbeson-
dere die Einspeisevergütung, Entgelte 
für anderweitige Stromlieferungen (z. B. 
an Mieter), Vergütungen für das Aufla-
den von Elektro-/Hybridelektrofahr-
zeugen, Zuschüsse und bei der Einnah-
menüberschussrechnung vereinnahmte 
und erstattete Umsatzsteuer.

4. Steuerermäßigung nach § 35a EStG
Gilt § 3 Nr. 72 EStG, wird unterstellt, dass 
die Anlage ohne Gewinnerzielungsab-
sicht betrieben wird. Unter den Voraus-
setzungen des § 35a EStG kann eine 
Steuerermäßigung gewährt werden.

5. Investitionsabzugsbeträge (IAB)
IAB, die in vor dem 1.1.2022 endenden 
Wirtschaftsjahren in Anspruch genom-
men und bis einschließlich zum 
31.12.2021 noch nicht gewinnwirksam 
hinzugerechnet wurden, sind nach § 7g 
Abs. 3 EStG rückgängig zu machen, 
wenn in nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigte 
PV-Anlagen investiert wurde.

6. Weitere Aspekte in Kürze
Neben den dargestellten Aspekten wer-
den auch diese Punkte thematisiert:

 • Betriebsausgabenabzugsverbot  
(§ 3c Abs. 1 EStG)

 • Verhältnis zu § 6 Abs. 3 und 5 EStG 
(Übertragung oder Überführung ei-
ner PV-Anlage zu Buchwerten)

 • Wegfall der gewerblichen Infektion 
(§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG) in Altfällen

 • Behandlung von PV-Anlagen in an-
derweitigem Betriebsvermögen

 • Folgen bei unterjährig erstmaliger 
oder letztmaliger Anwendung des  
§ 3 Nr. 72 EStG

7. Zeitliche Anwendung
Das Schreiben gilt für alle Einnahmen 
und Entnahmen, die nach 2021 erzielt 
oder getätigt werden. Anträge auf An-
wendung der Vereinfachungsregelung 
nach dem Schreiben vom 29.10.2021 
sind für PV-Anlagen, die nach 2021 in 
Betrieb genommen wurden, nicht mehr 
möglich. Für Anlagen, die bis zum 
31.12.2021 in Betrieb genommen wur-
den, wurde die Frist für die Antragstel-
lung bis zum 31.12.2023 verlängert!

Quelle | BMF-Schreiben vom 17.7.2023, Az. IV 
C 6 - S 2121/23/10001 :001, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 236439; BMF-Schreiben vom 29.10.2021, 
Az. IV C 6 - S 2240/19/10006 :006
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Für alle Steuerpflichtigen

Wachstumschancengesetz in der Pipeline
| Das Bundesfinanzministerium hat einen Referentenentwurf für ein „Gesetz zur 
Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuerver-
einfachung und Steuerfairness (Wachstumschancengesetz)“ veröffentlicht (Bearbei-
tungsstand: 14.7.2023). |

Der Entwurf enthält auf 279 Seiten u. a. 
Änderungen im Einkommensteuerge-
setz (Anhebung der Grenze für gering-
wertige Wirtschaftsgüter von 800 EUR 
auf 1.000 EUR, Einführung einer Frei-
grenze (1.000 EUR) für Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung etc.).

Beachten Sie | Über den Regierungs-
entwurf, der bereits am 16.8.2023 durch 
das Bundeskabinett in das Gesetzge-
bungsverfahren eingebracht werden 
soll, werden wir in der nächsten Aus-
gabe berichten. 

Für alle Steuerpflichtigen

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Steuerermäßigung 
auch für Mieter
| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Mieter Aufwendungen für haushalts-
nahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen nach § 35a Einkommensteuerge-
setz (EStG) steuermindernd geltend machen können – und zwar auch dann, wenn sie 
die Verträge mit den Leistungserbringern nicht selbst abgeschlossen haben. |

Hintergrund: Für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Handwerkerleis-
tungen können Steuerpflichtige eine 
Steuerermäßigung in Höhe von 20 % der 
Aufwendungen geltend machen. Im Ein-
zelnen gelten folgende Höchstbeträge:

 • maximal 4.000 EUR für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen 
sowie Pflege- und Betreuungsleis-
tungen,

 • maximal 510 EUR für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse bei ge-
ringfügig Beschäftigten sowie

 • maximal 1.200 EUR für die Inan-
spruchnahme von Handwerker-
leistungen (nur Lohnkosten).

 ◼ Sachverhalt 

Eheleute wohnten in einer angemiete-
ten Eigentumswohnung. Der Vermieter 
stellte mit der Nebenkostenabrech-
nung u. a. Aufwendungen für die Gar-
tenpflege und die Überprüfung von 
Rauchwarnmeldern in Rechnung. 
Hierfür begehrten sie die Steuerermä-
ßigung für haushaltsnahe Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen. Fi-
nanzamt und Finanzgericht lehnten ab 
– nicht aber der Bundesfinanzhof.

Der Steuerermäßigung steht nicht ent-
gegen, dass Mieter die Verträge mit den 
Leistungserbringern (z. B. dem Reini-

gungsbetrieb) regelmäßig nicht selbst 
abschließen. Es reicht aus, dass die 
Leistungen dem Mieter zugutekommen. 

Soweit das Gesetz zudem verlangt, dass 
der Steuerpflichtige für die Aufwendun-
gen eine Rechnung erhalten hat und die 
Zahlung auf das Konto des Leistungser-
bringers erfolgt ist, genügt als Nachweis 
auch eine Wohnnebenkostenabrech-
nung oder eine Bescheinigung, die dem 
anerkannten Muster (vgl. hierzu Anlage 2 
des Schreibens des Bundesfinanzminis-
teriums vom 9.11.2016) entspricht.

Hieraus müssen sich die Art, der Inhalt 
und der Zeitpunkt der Leistung sowie 
der Leistungserbringer und -empfänger 
nebst Entgelt einschließlich des Hinwei-
ses der unbaren Zahlung ergeben. Nur 
bei sich aufdrängenden Zweifeln an der 
Richtigkeit dieser Unterlagen bleibt es 
dem Finanzamt unbenommen, die Vor-
lage der Rechnungen zu verlangen. Der 
Mieter muss sich dann die Rechnungen 
vom Vermieter beschaffen.

MERKE | Diese Rechtsprechung gilt 
entsprechend für Aufwendungen der 
Wohnungseigentümer, wenn die Leis-
tungen durch die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft beauftragt wurden.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.4.2023, Az. VI R 
24/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236254; 
BFH, PM Nr. 33/23 vom 13.7.2023

Für Vermieter

Steuerfahndung erhält 
Daten von Online- 
Vermietungsportal
| Die Steuerfahndung Hamburg hat von 
einem Vermittlungsportal für die Bu-
chung und Vermittlung von Unterkünf-
ten erneut Daten zu steuerlichen Kon-
trollzwecken erhalten und aufbereitet. 
Die Daten werden nun an die Steuerver-
waltungen der Bundesländer verteilt, 
damit sie die erklärten Einkünfte mit 
den vorliegenden Daten abgleichen kön-
nen. Es liegen Daten zu Vermietungs-
umsätzen von ca. 56.000 Gastgebern 
mit einem Umsatzvolumen von insge-
samt mehr als 1 Milliarde EUR vor. |

Hintergrund: Hamburg hatte bereits 
2020 mit einem internationalen Grup-
penersuchen eine höchstrichterliche 
Entscheidung zur Herausgabe von Da-
ten erstritten. Die Auswertung der da-
maligen Daten hat 2021 und 2022 bun-
desweit zu Mehrsteuern in Höhe von 
ca. 4 Millionen EUR geführt. Das war 
Anlass für die Steuerfahndung Ham-
burg, mit einem weiteren internationa-
len Gruppenersuchen aktuellere Daten 
des Vermittlungsportals zu deutschen 
Vermietern anzufordern, die Wohnraum 
über diese Plattform vermietet haben.

Quelle | Finanzbehörde Hamburg, PM vom 
6.7.2023

Für Unternehmer

Erstattungszinsen zur 
Gewerbesteuer als 
Betriebseinnahmen 
| Nach § 4 Abs. 5b Einkommensteuer-
gesetz gilt: Die Gewerbesteuer und die 
darauf entfallenden Nebenleistungen 
sind keine Betriebsausgaben. Dennoch 
entschied das Finanzgericht Düsseldorf, 
dass Erstattungszinsen zur Gewerbe-
steuer steuerpflichtige Betriebseinnah-
men sind (Revision wurde zugelassen). |

Beachten Sie | Nur soweit Erstattungs-
zinsen im Zusammenhang mit gegen-
läufigen, zuvor nicht als Betriebsausga-
ben erfassten Nachforderungszinsen 
stehen, ist eine entsprechende Gewinn-
kürzung aus Billigkeitsgründen geboten.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 4.5.2023, 
Az. 9 K 1987/21 G,F, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 236518
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Kapitalanleger

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz:  
Finale Staatenaustauschliste 2023 liegt vor
| Nach den Vorgaben des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes werden 
Informationen über Finanzkonten in Steuersachen zwischen dem Bundeszentral-
amt für Steuern und der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates automa-
tisch ausgetauscht. Das Bundesfinanzministerium hat nun die Staatenaustausch-
liste 2023 bekannt gegeben. Enthalten sind die Staaten, mit denen der automatische 
Datenaustausch zum 30.9.2023 erfolgt. |

Für den Datenaustausch zum 30.9.2024 
wird dann eine neue Staatenaustausch-
liste 2024 im Rahmen eines weiteren 
Schreibens veröffentlicht.

Weiterführende Informationen zum In-
formationsaustausch über Finanzkon-

ten erhalten Sie u. a. auf der Webseite 
des Bundeszentralamts für Steuern 
(unter www.iww.de/s2991).

Quelle | BMF-Schreiben vom 20.7.2023, Az. IV 
B 6 - S 1315/19/10030 :057, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 236519

Für Arbeitnehmer

Doppelte Haushaltsführung: Bundesfinanzhof muss 
über den Abzug von Stellplatzkosten entscheiden
| Das Finanzgericht Niedersachsen hat entschieden, dass Stellplatzkosten im 
Rahmen einer doppelten Haushaltsführung zu den sonstigen (in voller Höhe ab-
ziehbaren) Mehraufwendungen gehören. Bis zu einer höchstrichterlichen Ent-
scheidung (die Revision ist anhängig) ist jedoch mit Gegenwehr der Finanzämter zu 
rechnen, da das Bundesfinanzministerium eine andere Auffassung vertritt. |

Hintergrund

Bei einer beruflich veranlassten doppel-
ten Haushaltsführung können Arbeit-
nehmer Unterkunftskosten seit 2014 
nur noch bis maximal 1.000 EUR im Mo-
nat als Werbungskosten abziehen. Der 
Höchstbetrag umfasst sämtliche entste-
henden Aufwendungen, wie z. B. Miete, 
Betriebskosten sowie Kosten der laufen-
den Reinigung und Pflege der Zweitwoh-
nung oder -unterkunft; nicht jedoch Auf-
wendungen für Hausrat, Einrichtungs-
gegenstände oder Arbeitsmittel, mit de-
nen die Zweitwohnung ausgestattet ist. 

Aufwendungen für die erforderliche 
Einrichtung und Ausstattung der Zweit-
wohnung, soweit sie nicht überhöht sind, 
können als sonstige notwendige Mehr-
aufwendungen der doppelten Haus-
haltsführung (außerhalb des Höchstbe-
trags) berücksichtigt werden. Dieses 
Urteil des Bundesfinanzhofs wird von 
der Finanzverwaltung akzeptiert.

Beachten Sie | Im Schreiben des Bun-
desfinanzministeriums aus 2020 ist 
hierzu weiter ausgeführt: Übersteigen 
die Anschaffungskosten für Einrichtung 
und Ausstattung der Zweitwohnung (ohne 
Arbeitsmittel) insgesamt nicht den Be-

trag von 5.000 EUR einschließlich Um-
satzsteuer, ist aus Vereinfachungsgrün-
den davon auszugehen, dass es sich um 
notwendige Mehraufwendungen der 
doppelten Haushaltsführung handelt.

Stellplatzkosten

Nach Ansicht des Bundesfinanzministe-
riums sind Miet-/Pachtgebühren für 
Kfz-Stellplätze vom Höchstbetrag um-
fasst. Dieser Ansicht hat das Finanzge-
richt Niedersachsen (wie bereits zuvor 
die Finanzgerichte Saarland und Meck-
lenburg-Vorpommern) indes eine Absage 
erteilt. Danach sind gesonderte Stell-
platzkosten keine Unterkunftskosten.

Das Finanzgericht Niedersachsen geht 
sogar noch einen Schritt weiter als die 
Kollegen aus dem Saarland und bezwei-
felt, dass der Fall anders zu beurteilen 
wäre, wenn Unterkunft und Stellplatz 
„eine untrennbare Einheit“ bilden, wenn 
also die Nutzung der Unterkunft nicht 
ohne Aufwendungen für die Nutzung ei-
nes Stellplatzes möglich wäre.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
16.3.2023, Az. 10 K 202/22, Rev. BFH Az. VI R 
4/23, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235999; 
BMF-Schreiben vom 25.11.2020, Az. IV C 5 - S 
2353/19/10011:006

Für alle Steuerpflichtigen

Pkw-Unfall im Ausland: 
Ende der Kfz-Steuer-
pflicht bei Nichtbenutzung
| Wird ein im Inland zugelassenes Fahr-
zeug, das wegen einer Beteiligung an ei-
nem Verkehrsunfall in Italien beschlag-
nahmt wurde, mehrere Monate später 
verschrottet, kann die Kfz-Steuerpflicht 
bereits zum Beschlagnahmezeitpunkt 
enden. Dies hat das Finanzgericht 
Münster entschieden. |

 ◼ Sachverhalt 

A (mit Wohnsitz im Inland und in Italien) 
war am 6.1.2020 mit seinem im Inland 
zugelassenen Kfz an einem Unfall in 
Italien beteiligt. Das Fahrzeug wurde 
beschlagnahmt und der Führerschein 
wegen fehlender Zulassung in Italien 
eingezogen. Infolge der hohen Kosten 
verzichtete A auf eine Ummeldung und 
ließ das Kfz verschrotten. Wegen der 
erforderlichen Genehmigung der italie-
nischen Behörden kam es erst am 
20.6.2020 zur Verschrottung. Erst da-
nach erhielt A die Fahrzeugpapiere wie-
der zurück und er konnte das Fahrzeug 
zum 14.7.2020 bei der inländischen Zu-
lassungsbehörde abmelden.

A beantragte beim Hauptzollamt das 
Ende der Steuerpflicht zum 6.1.2020. 
Dieses stellte jedoch auf den Zeitpunkt 
der Verschrottung (20.6.2020) ab und 
setzte die Kfz-Steuer entsprechend 
fest. Ein früheres Ende könne nicht an-
genommen werden, da A die Verzöge-
rung selbst zu verantworten habe. Das 
sah das Finanzgericht anders.

Im Streitfall greift § 5 Abs. 4 S. 2 KraftStG, 
wonach für das Ende der Steuerpflicht 
ein früherer Zeitpunkt zugrunde gelegt 
werden kann, wenn der Steuerschuld-
ner glaubhaft macht, das Fahrzeug seit 
diesem Zeitpunkt nicht benutzt zu haben 
und er die Abmeldung nicht schuldhaft 
verzögert hat. Beweisvorsorge ist also 
oberstes Gebot.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 14.4.2023, Az. 10 
K 824/22 Kfz, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236520



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 10 | 2023

Daten für den Monat  
 November 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.11.2023
• GewSt, GrundSt = 15.11.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.11.2023
• GewSt, GrundSt = 20.11.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 11/2023 = 28.11.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

8/22 1/23 4/23 8/23
+ 8,8 % + 9,2 % + 7,6 % + 6,4 %

Für alle Steuerpflichtigen

Wachstumschancengesetz: Regierungsentwurf  
liegt nun (endlich) vor
| Schon kurz nach der Sommerpause gab es wieder Streit in der Ampel-Koalition. 
Diesmal ging es um das „Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen 
und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschancen-
gesetz)“. So wurde der Regierungsentwurf von Bundesfamilienministerin Lisa Paus 
(Bündnis 90/Die Grünen) zunächst blockiert. Sie forderte größere Mittel für die 
Kindergrundsicherung. Nachdem hier Einigung erzielt wurde, konnte der Regie-
rungsentwurf dann doch (verspätet) vorgelegt werden. |

Der Entwurf enthält auf 287 Seiten (!) 
zahlreiche (steuerliche) Änderungen, die 
auszugsweise vorgestellt werden.

Investitionen in den Klimaschutz

Durch das eigenständige „Klimaschutz-
Investitionsprämiengesetz“ soll die 
Transformation der Wirtschaft insbe-
sondere in Richtung von mehr Klima-
schutz gefördert werden – und zwar 
durch eine Investitionsprämie (im Koali-
tionsvertrag als „Superabschreibung“ 
bezeichnet). 

Anspruchsberechtigt sollen Steuer-
pflichtige i. S. des Einkommen- und Kör-
perschaftsteuergesetzes (EStG und KStG) 
sein, soweit sie steuerpflichtige Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb oder selbstständiger 

Arbeit erzielen und nicht von der Besteu-
erung befreit sind. Bei gewerblichen Per-
sonengesellschaften soll die Mitunter-
nehmerschaft anspruchsberechtigt sein. 

Begünstigt ist die Anschaffung oder Her-
stellung eines neuen abnutzbaren beweg-
lichen Wirtschaftsguts des Anlagevermö-
gens sowie Maßnahmen an einem beste-
henden beweglichen abnutzbaren Wirt-
schaftsgut des Anlagevermögens (nach-
trägliche Anschaffungs-/Herstellungs-
kosten), wenn das Wirtschaftsgut in einem 
Einsparkonzept enthalten ist und dazu 
dient, die Energieeffizienz zu verbessern. 
Nicht begünstigt: Investitionen in Kraft-
Wärme-Kopplung oder Fernwärme. 

Die Investitionsprämie soll befristet gel-
ten. Konkret steht im Entwurf: Die Investi-
tion ist begünstigt, wenn sie der Berech-

tigte nach dem 31.12.2023 (frühestens 
Datum des Tages der Gesetzesverkün-
dung) begonnen und vor dem 1.1.2030 
abgeschlossen hat. Nach 2029 abge-
schlossene Investitionen sind begünstigt, 
soweit vor dem 1.1.2030 Teilherstellungs-
kosten entstanden sind oder Anzahlungen 
auf Anschaffungskosten geleistet werden. 

Die Investitionsprämie kann nur bean-
sprucht werden, wenn die förderfähigen 



– 2 – Im Oktober 2023

Aufwendungen mindestens 5.000 EUR 
betragen. Die Bemessungsgrundlage be-
zieht sich auf die im Förderzeitraum ins-
gesamt förderfähigen Aufwendungen und 
soll auf 200 Mio. EUR pro Anspruchsbe-
rechtigten für den gesamten Förderzeit-
raum begrenzt werden.

Die Investitionsprämie beträgt 15 % der 
beantragten Bemessungsgrundlage. Bei 
einer maximal zulässigen Bemessungs-
grundlage (200 Mio. EUR) kann die Prämie 
somit höchstens 30 Mio. EUR betragen.

Der elektronische Antrag auf Investi-
tionsprämie soll unabhängig von der 
Steuererklärung beim Finanzamt ge-
stellt werden können. Zu beachten ist, 
dass die Bemessungsgrundlage mindes-
tens 10.000 EUR betragen muss und je-
der Anspruchsberechtigte nach dem 
31.12.2024 und vor dem 1.1.2032 maxi-
mal vier Anträge stellen kann.

Innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Investitionsprämienbescheids 
soll die Prämie aus den Einnahmen an 
Einkommensteuer (bei Steuerpflichti-
gen i. S. des Körperschaftsteuergeset-
zes aus den Einnahmen an Körper-
schaftsteuer) ausgezahlt werden.

MERKE | Die Investitionsprämie soll 
als erfolgsneutrale Einnahme behan-
delt werden. Bei Kapitalgesellschaf-
ten soll sie in der Gewinnrücklage er-
fasst werden.

Ab dem Zeitpunkt der Festsetzung der 
Investitionsprämie sollen Abschrei-
bungen von den insoweit um die Inves-
titionsprämie geminderten Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten vor-
zunehmen sein. Folglich reduzieren 
sich die (gewinnmindernden) Ab-
schreibungen in den Folgejahren. 

Personengesellschaftsrechts-
modernisierungsgesetz

Ein (weiteres) Kernelement des Ent-
wurfs ist die Anpassung der Abgaben-
ordnung (AO) und anderer Steuerge-
setze an das Personengesellschafts-
rechtsmodernisierungsgesetz (MoPeG) 
vom 10.8.2021, das am 1.1.2024 in Kraft 
tritt.

§ 14a AO soll eine Legaldefinition des 
Begriffs „Personenvereinigung“ ent-
halten. Soweit in der AO und den Steu-
ergesetzen Personenvereinigungen ge-
nannt werden, soll es sich abweichend 
vom Zivilrecht wie bisher nur um Per-

sonenzusammenschlüsse ohne Rechts-
persönlichkeit handeln. Unterschieden 
wird zwischen rechtsfähigen und nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen. 
Eine nicht abschließende Auflistung ent-
hält § 14a Abs. 2 und 3 AO.

MERKE | Zu den nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen zählen insbe-
sondere die Bruchteilsgemeinschaften 
(§ 741 BGB), die Gütergemeinschaften 
(§ 1415 BGB) und die Erbengemein-
schaften (§ 2032 BGB).

Auch bei der Bekanntgabe und der Ein-
spruchsbefugnis bei der gesonderten 
und einheitlichen Feststellung soll zwi-
schen rechtsfähigen und nicht rechtsfä-
higen Personenvereinigungen unter-
schieden werden. Bei rechtsfähigen Per-
sonenvereinigungen sollen die Bescheide 
nicht mehr gegenüber einem Empfangs-
bevollmächtigten, sondern gegenüber 
der rechtsfähigen Personenvereinigung 
bekannt gegeben werden.

Option zur Körperschaftsteuer

Nach § 1a KStG können Personenhan-
dels- und Partnerschaftsgesellschaften 
im ertragsteuerlichen Bereich wie Kör-
perschaften behandelt werden. 

Durch diverse Änderungen möchte die 
Bundesregierung die Option attraktiver 
machen. Beispielsweise sollen nunmehr 
alle Personengesellschaften zur Kör-
perschaftsbesteuerung optieren können.

Rentenbesteuerung

Der steuerpflichtige Teil der Rente aus 
einer Basisversorgung beträgt bei einem 
Rentenbeginn im Jahr 2005 oder früher 
50 %. Der Besteuerungsanteil wird für je-
den neuen Rentnerjahrgang sukzessive 
erhöht. Bisher wären Renten ab 2040 
(Jahr des Rentenbeginns) zu 100 % zu 
berücksichtigen. 

Nun soll der Anstieg des Besteuerungs-
anteils für jeden neuen Renteneintritts-
jahrgang ab 2023 auf einen halben Pro-
zentpunkt jährlich reduziert werden (für 
2023 nur 82,5 % anstatt 83 %). 100 % gel-
ten dann erstmals für 2058.

Weitere Änderungen in Kürze

Ab 2024 soll eine Freigrenze für Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung 
gelten. Einnahmen i. S. des § 21 Abs. 1 EStG 
sollen steuerfrei sein, wenn die Summe 
dieser Einnahmen im Veranlagungszeit-

raum insgesamt weniger als 1.000 EUR 
betragen hat. Die Einnahmen sollen 
aber auf Antrag steuerpflichtig bleiben, 
wenn die Ausgaben höher sind.

Geschenke an Geschäftspartner und 
Kunden sind nur dann steuermindernde 
Betriebsausgaben, wenn eine Grenze 
eingehalten wird. Diese soll ab 2024 von 
35 EUR auf 50 EUR erhöht werden.

Die Grenze für eine Sofortabschreibung 
von geringwertigen Wirtschaftsgütern 
soll von 800 EUR auf 1.000 EUR erhöht 
werden. Für Sammelposten (Erhöhung 
der Grenze von 1.000 EUR auf 5.000 EUR) 
soll die Auflösungsdauer um zwei auf 
drei Jahre reduziert werden. Dies soll 
für Wirtschaftsgüter gelten, die nach 
2023 angeschafft, hergestellt oder in das 
Betriebsvermögen eingelegt werden.

Auch interessant: Anhebung der Sonder-
abschreibung (§ 7g EStG) für Betriebe, 
die die Gewinngrenze von 200.000 EUR im 
Jahr vor der Investition nicht überschrei-
ten, von 20 % auf 50 % der Investitions-
kosten für nach 2023 angeschaffte oder 
hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter.

Verpflegungsmehraufwand: Anhebung 
der Pauschalen ab 2024 von 28 EUR auf 
30 EUR und von 14 EUR auf 15 EUR.

Bei einer Betriebsveranstaltung liegt 
kein Arbeitslohn vor, wenn die Zuwen-
dung den Freibetrag von 110 EUR (ab 
2024: 150 EUR) nicht übersteigt.

Die Freigrenze für private Veräußerungs-
geschäfte soll ab 2024 um 400 EUR auf 
1.000 EUR erhöht werden. 

EBENFALLS GEPLANT | 
• Befristete Wiedereinführung der de-

gressiven Abschreibung für bewegli-
che Wirtschaftsgüter und befristete 
Einführung einer degressiven Ab-
schreibung für Wohngebäude.

• Anhebung der Grenze für die Buch-
führungspflicht bestimmter Steuer-
pflichtiger und der Grenze für die 
umsatzsteuerliche Ist-Besteuerung.

• Erhöhung des Schwellenwerts zur 
Befreiung von der Abgabe von viertel-
jährlichen Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen von 1.000 EUR auf 2.000 EUR.

• Verbesserung des Verlustabzugs.
• Änderungen bei der Thesaurie-

rungsbegünstigung (§ 34a EStG) 
und der Zinsschranke.

Quelle | Gesetz zur Stärkung von Wachstums-
chancen, Investitionen und Innovation sowie 
Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachs-
tumschancengesetz), Regierungsentwurf, Bear-
beitungsstand: 29.8.2023
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Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer und Homeoffice-Pauschale seit 2023:  
Bundesfinanzministerium veröffentlicht Anwendungsschreiben
| Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde der Abzug für Kosten für ein (häusliches) Arbeitszimmer mit Wirkung ab 2023 teil-
weise neu geregelt. Zudem wurde die bislang befristet geltende Homeoffice- bzw. Tagespauschale dauerhaft im Einkommen-
steuergesetz verankert. Das Bundesfinanzministerium hat nun zu den Neuregelungen umfangreich Stellung bezogen. |

Arbeitszimmer

Nach wie vor sind Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer grundsätz-
lich nicht als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abzugsfähig (§ 4 Abs. 5 
S. 1 Nr. 6b S. 1 und § 9 Abs. 5 S. 1 Ein-
kommensteuergesetz (EStG)). 

MERKE | Bei den Aufwendungen han-
delt es sich insbesondere um die Kos-
ten für die Ausstattung des Zimmers  
(z. B. Tapeten), Miete bzw. Abschrei-
bungen für das Gebäude sowie Was-
ser-/Energiekosten. Arbeitsmittel (z. B. 
Aktenschränke) sind von den Abzugs-
beschränkungen nicht betroffen.

Soweit aber der Mittelpunkt der ge-
samten betrieblichen und beruflichen 
Betätigung im häuslichen Arbeitszim-
mer liegt, sind die Aufwendungen in 
voller Höhe abziehbar. Anstelle des Ab-
zugs der tatsächlichen Aufwendungen 
ist ab 2023 ein pauschaler Abzug in Höhe 
von 1.260 EUR möglich (Wahlrecht). 

Bei dieser Jahrespauschale (Kürzung 
um 1/12 für jeden vollen Kalendermo-
nat, in dem die Voraussetzungen nicht 
vorliegen) handelt es sich um einen per-
sonenbezogenen Betrag, weil er sich 
am Höchstbetrag der Homeoffice-Pau-
schale (ab 2023: 1.260 EUR) orientiert.

MERKE | Liegt der Mittelpunkt der 
Betätigung nicht im Arbeitszimmer, 
steht den Steuerpflichtigen aber kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, ist 
nur noch die Homeoffice-Pauschale ab-
ziehbar. Der auf 1.250 EUR gedeckelte 
Abzug von Aufwendungen ist ab 2023 
nicht mehr möglich.

Liegen die Voraussetzungen für den Ab-
zug der Aufwendungen nicht im gesam-
ten Jahr vor und wird die Jahrespau-
schale gekürzt („1/12“), kann für diesen 
Kürzungszeitraum die Homeoffice-Pau-
schale zu gewähren sein.

Das Bundesfinanzministerium geht in 
seinem Schreiben darüber hinaus ins-
besondere auf folgende Punkte ein: 

 • Nutzung des Arbeitszimmers zur 
Erzielung unterschiedlicher Ein-
künfte, durch mehrere Steuer-
pflichtige und in Zeiten der Nichtbe-
schäftigung sowie Vermietung eines 
häuslichen Arbeitszimmers.

Homeoffice-Pauschale

Die Homeoffice-Pauschale gilt für Un-
ternehmer (Betriebsausgaben) und für 
Arbeitnehmer (Werbungskosten). Sie 
kann auch bei den Aufwendungen für 
die erstmalige Berufsausbildung (Son-
derausgaben) genutzt werden. Das Be-
sondere ist, dass für diese Pauschale 
kein dem Typusbegriff entsprechendes 
häusliches Arbeitszimmer vorliegen 
muss. Bereits Arbeiten „am Küchen-
tisch“ berechtigen zum Abzug. 

Ab 2023 kann für jeden Tag, an dem die 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
überwiegend (zeitlicher Faktor) in der 
Wohnung ausgeübt und keine außerhalb 
der Wohnung belegene erste Tätigkeits-
stätte aufgesucht wird, für die gesamte 
Betätigung ein Betrag von 6 EUR als Ta-
gespauschale, max. 1.260 EUR im Jahr 
(= 210 Arbeitstage), abgezogen werden. 

Beachten Sie | Aufwendungen für Ar-
beitsmittel sowie betrieblich oder be-
ruflich veranlasste Telefon-/Internet-
kosten sind parallel abzugsfähig. 

 ◼ Beispiel

A ist an einem Tag am Vormittag für 
fünf Stunden im Homeoffice tätig. Am 
Nachmittag fährt er für drei Stunden 
zu einem Kunden (Auswärtstätigkeit).

Bis 2022 konnte A nur die Kosten der 
Auswärtstätigkeit absetzen. Ab 2023 
kann er auch die Pauschale von 6 EUR 
geltend machen, da er seine Tätigkeit 
an diesem Tag überwiegend im Home-
office erbracht hat. 

Abwandlung: A fährt nicht zu einem 
Kunden, sondern zu seiner Tätigkeits-
stätte bei seinem Arbeitgeber.

A erhält nur die Entfernungspauschale 
für die Fahrt zur ersten Tätigkeitsstätte 
(keine Homeoffice-Pauschale).

Steht für die betriebliche oder berufli-
che Tätigkeit dauerhaft kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung, ist ein Ab-
zug der Tagespauschale auch zulässig, 
wenn die Tätigkeit am selben Kalender-
tag auswärts oder an der ersten Tätig-
keitsstätte ausgeübt wird (§  4 Abs.  5 
Nr. 6c S. 2 EStG).

Beachten Sie | Ein anderer Arbeits-
platz ist grundsätzlich jeder Arbeits-
platz, der zur Erledigung büromäßiger 
Arbeiten geeignet ist. 

Bislang wurde diese Regelung teilweise 
so interpretiert, dass die Pauschale nur 
dann abziehbar ist, wenn die Tätigkeit 
im Homeoffice zeitlich überwiegt. Die-
ser Ansicht hat das Bundesfinanzmi-
nisterium jedoch eine Absage erteilt. 

 ◼ Beispiel

Lehrerin L hat in der Schule dauerhaft 
keinen anderen Arbeitsplatz. Am Vor-
mittag unterrichtet sie fünf bis sechs 
Stunden, am Nachmittag bereitet sie 
für ein bis zwei Stunden den Unterricht 
zu Haue vor.

L kann für alle Tage, an denen sie auch 
nur geringfügig im Homeoffice tätig 
wurde, die Pauschale von 6 EUR abset-
zen (höchstens 1.260 EUR im Jahr). Zu-
sätzlich erhält sie für die Fahrten zur 
Schule die Entfernungspauschale.

Werden für die Wohnung, in der sich das 
Homeoffice befindet, Unterkunftskosten 
im Rahmen einer doppelten Haushalts-
führung abgezogen, ist die Tagespau-
schale nicht anzusetzen. Aber: Wird der 
monatliche Grenzbetrag von 1.000 EUR 
für die Unterkunftskosten überschrit-
ten, lassen sich nicht mehr sämtliche 
Aufwendungen abziehen und die Tages-
pauschale ist anzuwenden. 

Beachten Sie | Die Pauschale ist unter 
den weiteren Voraussetzungen auch zu 
berücksichtigen, wenn die betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit im eigenen 
(Familien-)Haushalt ausgeübt wird.

Quelle | BMF-Schreiben vom 15.8.2023, Az. IV 
C 6 - S 2145/19/10006 :027, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 236925
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für GmbH-Gesellschafter

EU-Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung
| Am 31.7.2023 hat die EU-Kommission das erste vollständige sektorunabhängige 
Set von Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards veröffentlicht (= European Sus-
tainability Reporting Standards, kurz: ESRS). Das Set besteht aus zwei allgemeinen 
Standards, die übergreifend für die Erstellung der Nachhaltigkeitsberichte anzuwen-
den sind und zehn thematischen Standards, die den drei Bereichen der Nachhaltig-
keit „Umwelt“, „Soziales“ und „Governance“ zugeordnet sind. |

Hintergrund

Nach § 289d Handelsgesetzbuch (HGB) 
haben die gegenwärtig zur nichtfinanzi-
ellen (Konzern-)Berichterstattung ver-
pflichteten Unternehmen ein Wahlrecht: 
Sie können ein oder mehrere nationale, 
europäische oder internationale Rah-
menwerke zur Erstellung des nichtfi-
nanziellen Berichts nutzen oder hierauf 
verzichten (mit Begründungszwang). Im 
Unterschied dazu sind die bislang zur 
nichtfinanziellen Berichterstattung ver-
pflichteten (Mutter-)Unternehmen, die

 • große Kapitalgesellschaften i. S. des 
§ 267 Abs. 3 HGB sind und zugleich 

 • eine Kapitalmarktorientierung 
i. S. des § 264d HGB aufweisen sowie 

 • im Jahresdurchschnitt mehr als 500 
beschäftigte Arbeitnehmer haben,

zur Beachtung der ESRS bei Erstellung 
ihrer Nachhaltigkeitsberichte bereits 
für das am oder nach dem 1.1.2024 be-
ginnende Geschäftsjahr verpflichtet.

Für ab 2025 beginnende Geschäftsjahre 
ist das Set an ESRS dann von allen ande-
ren (ebenfalls zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung verpflichteten) großen Ka-
pital- und großen Personengesellschaf-
ten i. S. des § 264a HGB anzuwenden.

Darüber hinaus erlangen die ESRS eine 
mittelbare Bedeutung auch für die wei-
teren zukünftig zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung verpflichteten Unter-
nehmen. Hierbei handelt es sich um:

Gruppe 1: Kleine und mittelgroße kapi-
talmarktorientierte Kapitalgesellschaf-
ten (ausgenommen: Kleinst-Gesellschaf-
ten sowie nicht komplexe Kreditinstitute 

und firmeneigene Versicherungsunter-
nehmen). Hier muss die erstmalige Er-
stellung eines Nachhaltigkeitsberichts 
grundsätzlich für die ab dem 1.1.2026 
beginnenden Geschäftsjahre erfolgen. 

Beachten Sie | Es besteht die Möglich-
keit der Verschiebung der erstmaligen 
Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts 
auf die ab dem 1.1.2028 beginnenden 
Geschäftsjahre bei entsprechender kur-
zer Begründung im Lagebericht.

Gruppe 2: Außerhalb der EU ansässige 
Drittstaat-Unternehmen, wenn sie in den 
beiden letzten aufeinander folgenden Ge-
schäftsjahren in der EU Nettoumsatzer-
löse von jeweils mehr als 150 Mio. EUR 
erzielt haben und in der EU ein großes 
Tochterunternehmen (TU), oder ein klei-
nes oder mittelgroßes kapitalmarktori-
entiertes TU beherrschen oder bei Feh-
len eines solchen TU eine in der EU bele-
gene Zweigniederlassung mit einem 
Nettoumsatz von mehr als 40 Mio. EUR 
haben. Hier ist ein konsolidierter Nach-
haltigkeitsbericht für ab dem 1.1.2028 
beginnende Geschäftsjahre zu erstellen.

MERKE | Für diese beiden Gruppen 
sollen jeweils eigene Sets von Standards 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung bis 
zum 30.6.2024 erlassen werden. Die Un-
ternehmen können dann das jetzt vorlie-
gende allgemeine Standard-Set verwen-
den oder die noch zu erlassenden spezi-
ellen Standards für die jeweilige Gruppe.

Quelle | Das vollständige Set der ESRS (veröf-
fentlicht als Annex 1 to the Commission Delega-
ted Regulation supplementing Directive 2013/34/
EU as regards sustainability reporting stan-
dards) ist abrufbar unter www.iww.de/s8544.

Für Unternehmer

Broschüre mit Steuertipps für Existenzgründer
| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre mit Steuertipps 
für Existenzgründer aktualisiert (Stand: April 2023). Die 72-seitige Broschüre (unter 
www.iww.de/s6252) enthält z. B. Informationen zum Gründungszuschuss und zeigt, 
wie eine umsatzsteuerliche Rechnung aussehen muss. |

Für Arbeitnehmer

Dienstreise: Keine  
pauschalen Kilometer-
sätze für Fahrten mit 
dem Fahrrad
| Benutzen Arbeitnehmer für Fahrten 
zur ersten Tätigkeitsstätte ihr Fahrrad, 
können sie die Entfernungspauschale 
ansetzen. Die Bundesregierung hat nun 
aber ausgeführt, dass es bei Fahrten 
anlässlich einer beruflich veranlassten 
Auswärtstätigkeit keine pauschalen  
Kilometersätze (0,30 EUR je gefahre-
nen Kilometer) gibt. |

Die Begründung leuchtet ein. Denn nach 
§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 2 Einkommen-
steuergesetz ist anstelle der tatsächli-
chen Fahrtkosten nur dann eine Dienst-
reisepauschale vorgesehen, wenn diese 
im Bundesreisekostengesetz (BRKG) zu 
finden ist. In § 5 BRKG sind Pauschalen 
aber nur für die Benutzung eines Kraft-
wagens oder ein anderes motorbetrie-
benes Fahrzeug vorgesehen.

Für Dienstreisen mit einem privaten 
Fahrrad können somit nur die entstan-
denen Fahrtkosten über den anhand der 
tatsächlichen Aufwendungen ermittel-
ten persönlichen Kilometersatz als Wer-
bungskosten geltend gemacht werden. 

Quelle | BT-Drs. 20/7889, S. 20 f. vom 28.7.2023

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: FAQ zu 
Photovoltaikanlagen

| Das Bundesfinanzministerium hat sei-
nen Fragen-Antworten-Katalog (FAQ) 
zum Nullsteuersatz für die Lieferungen 
von Solarmodulen an den Betreiber ei-
ner Photovoltaikanlage mit Wirkung ab 
1.1.2023 erneut aktualisiert (Stand: 
23.6.2023, unter www.iww.de/s7492). |
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 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.12.2023
• ESt, KSt = 11.12.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.12.2023
• ESt, KSt = 14.12.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 12/2023 = 27.12.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/22 2/23 5/23 9/23

+ 10,9 % + 9,3 % + 6,3 % + 4,3 %

Für Unternehmer

Erbschaft- und Schenkungsteuer: Antrag auf  
Optionsverschonung ist mit Risiko verbunden
| Das Finanzgericht Münster hat jüngst entschieden, dass die Regelverschonung für 
durch Schenkung erworbenes Betriebsvermögen nicht in Anspruch genommen wer-
den kann, wenn zuvor die Optionsverschonung beantragt wurde, deren Vorausset-
zungen aber tatsächlich nicht vorliegen. |

Hintergrund

Für begünstigtes Vermögen (vor allem 
Betriebsvermögen) im Sinne des § 13b 
Abs. 2 des Erbschaftsteuer- und Schen-
kungsteuergesetzes (ErbStG) sind (je 
nach Höhe des Erwerbs) verschiedene 
Begünstigungen möglich. In der Regel 
(begünstigtes Vermögen bis 26 Mio. EUR) 
hat der Erwerber die Wahl zwischen 
zwei Verschonungsmodellen:

Die Regelverschonung beträgt 85 % 
mit einem zusätzlichen Abzugsbetrag 
von höchstens 150.000 EUR. Dieser 
Abzugsbetrag verringert sich, soweit 
der Wert dieses Vermögens insgesamt 
die Wertgrenze von 150.000 EUR über-
steigt, um 50 % des diese Wertgrenze 
übersteigenden Betrags. Das bedeutet: 
Bei einem begünstigten Vermögen von 
bis zu 1 Mio. EUR wird eine vollständige 
Verschonung erzielt. 

Auf Antrag wird bei der Optionsverscho-
nung eine Befreiung zu 100 % gewährt, 
wenn die Quote des Verwaltungsvermö-
gens maximal 20 % beträgt. 

In Abhängigkeit von der Verschonungs-
regelung ist innerhalb eines Zeitraums 
von fünf oder sieben Jahren darauf zu 
achten, dass bestimmte Mindestlohn-
summen nicht unterschritten werden. 

 ◼ Sachverhalt (gekürzt und vereinfacht)

Der Vater übertrug auf seinen Sohn (S) 
eine OHG-Beteiligung im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge sowie 
Grundbesitz. In seiner Schenkung-
steuererklärung beantragte S für den 
gesamten Erwerb des begünstigten 
Vermögens die Optionsverschonung 
nach § 13a Abs. 10 ErbStG. Nach den 
weiteren Angaben in der Erklärung 
machte das Verwaltungsvermögen der 
OHG 90 % oder mehr aus. 

Das Betriebsfinanzamt stellte den Wert 
des Anteils am Betriebsvermögen der 
OHG sowie die Summe der gemeinen 
Werte des Verwaltungsvermögens 
fest, wobei dieses mehr als 70 % des 
Betriebsvermögens ausmachte. Das 
Grundstück bewertete es als Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft.
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Das für die Schenkungsteuer zuständige 
Finanzamt setzte daraufhin Schen-
kungsteuer fest, wobei es für das land- 
und forstwirtschaftliche Vermögen eine 
Begünstigung nach § 13a ErbStG be-
rücksichtigte, für den OHG-Anteil aller-
dings nicht. Die Optionsverschonung 
sei insoweit nicht zu gewähren, weil die 
Verwaltungsvermögensquote von 20 % 
überschritten sei. Da der Antrag des S 
auf Optionsverschonung unwiderruf-
lich sei, komme auch die Regelver-
schonung nicht in Betracht.

Hiergegen legte S in der Folge Ein-
spruch ein und nahm seinen Antrag 
auf Optionsverschonung, den er ver-
sehentlich gestellt habe, zurück. Er 
begehrte nun die Regelverschonung. 
Zudem führte S aus, dass er bei der 
Antragstellung irrtümlich davon aus-
gegangen sei, dass das Grundstück 
kein begünstigtes Betriebsvermögen 
darstelle.

Nach der Entscheidung des Finanzge-
richts Münster hat das Finanzamt für 
die OHG-Anteile zu Recht weder die Op-
tionsverschonung noch die Regelver-
schonung gewährt:

 • Die Optionsverschonung scheitert 
an der überschrittenen Verwal-
tungsvermögensquote von 20 %. 

 • Die Regelverschonung ist nicht zu 
gewähren, weil S in der Schen-
kungsteuererklärung wirksam und 
unwiderruflich die Optionsver-
schonung beantragt hat. 

Der Antrag bewirkt, dass einzelne für 
die Regelverschonung geltende Tatbe-
standsmerkmale durch andere ersetzt 
werden. Die Optionserklärung betrifft 
ausdrücklich den gesamten Erwerb 
des begünstigten Vermögens. Der et-
waige Irrtum des S über die Qualifizie-
rung des Grundstücks als land- und 
forstwirtschaftliches Betriebsvermö-

gen betrifft die OHG-Beteiligung nicht, 
da die Option für jede wirtschaftliche 
Einheit gesondert abgegeben werden 
kann.

Relevanz für die Praxis

Das Finanzgericht Münster hat sich in 
seiner Entscheidung auf die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs zur Vor-
gängerregelung (§ 13a Abs. 8 ErbStG) 
bezogen, wonach ein „Rückfall” zur Re-
gelverschonung nach der unwiderrufli-
chen Erklärung zur optionalen Vollver-
schonung nicht möglich ist. 

Zudem hat der Bundesfinanzhof hier 
Folgendes herausgestellt: Bei einer 
einheitlichen Schenkung von mehreren 
wirtschaftlichen Einheiten kann die Er-
klärung zur optionalen Vollverschonung 
für jede wirtschaftliche Einheit geson-
dert abgegeben werden.

Beachten Sie | Für das Finanzgericht 
Münster lagen keine Gründe für eine 
Revision vor. Auf die daraufhin von S ein-
gelegte Nichtzulassungsbeschwerde 
hat der Bundesfinanzhof die Revision 
nun aber zugelassen (Beschluss vom 
12.7.2023). Ob der Bundesfinanzhof hier 
für neue Erkenntnisse sorgen wird, 
bleibt vorerst abzuwarten. 

MERKE | Bis auf Weiteres ist in Erb-
schaftsteuer- oder Schenkungsteuer-
fällen zu beachten, dass der Antrag 
auf optionale Vollverschonung mit ei-
nem (hohen) Risiko verbunden sein 
kann, zumal die 20 %-Grenze des Ver-
waltungsvermögens von mehreren 
Aspekten abhängt und mitunter nicht 
einfach zu ermitteln ist.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 27.10.2022, 
Az. 3 K 3624/20 Erb, Rev. BFH Az. II R 19/23, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236917; BFH-Ur-
teil vom 26.7.2022, Az. II R 25/20

Für GmbH-Geschäftsführer

Mindestlohn: GmbH-Geschäftsführer haften  
nicht persönlich

| In zwei aktuellen Entscheidungen hat das Bundesarbeitsgericht (BAG, Urteile 
vom 30.3.2023, Az. 8 AZR 120/22 und Az. 8 AZR 199/22) geklärt, dass Geschäfts-
führer bei einer GmbH-Insolvenz für ausstehenden Mindestlohn nicht persönlich 
haften. Ein Geschäftsführer einer GmbH haftet nur dann persönlich für die Ver-
bindlichkeiten der Gesellschaft, wenn ein besonderer Haftungsgrund gegeben 
ist. Aber das war nach der Überzeugung des Bundesarbeitsgerichts vorliegend 
nicht der Fall. |

Für alle Steuerpflichtigen

Digitale Rentenübersicht 
ist online

| Die digitale Rentenübersicht ist seit 
dem 30.6.2023 online. Unter www.ren-
tenuebersicht.de können alle Bürger 
eine Übersicht über ihre persönlichen 
Altersvorsorgeansprüche (kostenlos) 
online abrufen. Die Altersvorsorgean-
sprüche werden übersichtlich und zen-
tral gebündelt dargestellt. Die Über-
sicht gibt einen Überblick über die 
voraussichtliche finanzielle Absiche-
rung im Alter.  |

Beachten Sie | Die Informationsschrei-
ben der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und der Anbieter der zusätzlichen 
Altersvorsorge gibt es auch weiterhin. 

In dem Portal wird eine Liste mit den in 
der derzeitigen Pilotphase angebunde-
nen Vorsorgeeinrichtungen zur Verfü-
gung gestellt. Weitere Vorsorgeeinrich-
tungen werden im Laufe des Jahres fol-
gen. Die Liste wird dann aktualisiert.

Quelle | Deutsche Rentenversicherung Bund, 
summa summarum, Ausgabe 3/2023

Für Unternehmer

Mindeststeuergesetz: 
Regierungsentwurf  
liegt vor

| Die Bundesregierung hat den Entwurf 
eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2022/2523 des Rates zur 
Gewährleistung einer globalen Min-
destbesteuerung und weiterer Begleit-
maßnahmen beschlossen. |

Hintergrund: Die EU-Mitgliedstaaten ha-
ben sich am 15.12.2022 auf die Richtlinie 
(EU) 2022/2523 zur Gewährleistung einer 
globalen Mindestbesteuerung für multi-
nationale Unternehmensgruppen und 
große inländische Gruppen in der Union 
(Mindestbesteuerungsrichtlinie) geeinigt. 
Der Regierungsentwurf dient der Um-
setzung dieser Richtlinie. Das Gesetzge-
bungsverfahren soll bis Ende 2023 ab-
geschlossen sein.

Quelle | Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2022/2523 des Rates zur Gewährleistung 
einer globalen Mindestbesteuerung und weite-
rer Begleitmaßnahmen, Regierungsentwurf, 
Bearbeitungsstand: 11.8.2023
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Für alle Steuerpflichtigen

Familienheim: Erbschaftsteuerbefreiung trotz 
Einzug erst nach Ablauf der Sechsmonatsfrist
| Kann ein Erbe wegen der Vermietung für einen festen Zeitraum nicht innerhalb 
von sechs Monaten nach dem Erbfall in die Wohnung (Familienheim) einziehen, 
schließt dies nicht zwangsläufig aus, dass er die Wohnung trotzdem noch unver-
züglich i. S. des § 13 Abs. 1 Nr. 4c des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergeset-
zes (ErbStG) zur Selbstnutzung bestimmen kann. Dies hat das Finanzgericht Mün-
chen entschieden. Die Revision ist bereits anhängig. |

Hintergrund

Die vom Erblasser zuvor selbst genutzte 
Wohnimmobilie kann erbschaftsteuer-
frei vererbt werden, wenn das Familien-
heim vom Ehegatten weitere zehn Jahre 
lang bewohnt wird. Erben Kinder oder 
Enkel (verstorbener Kinder), ist darüber 
hinaus zu beachten, dass die Steuerbe-
freiung auf eine Wohnfläche von 200 qm 
begrenzt ist. 

Beachten Sie | Die Steuerbefreiung 
kann auch dann gewährt werden, wenn 
der Erblasser aus zwingenden Gründen 
an einer Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken gehindert war.

Der Erwerber muss die Wohnung unver-
züglich, d. h., ohne schuldhaftes Zögern, 
zur Selbstnutzung für eigene Wohnzwe-
cke bestimmen. Angemessen ist nach 
der Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs regelmäßig ein Zeitraum von sechs 
Monaten nach dem Erbfall.

Sachverhalt und Entscheidung

Eine pflegebedürftige und hochbetagte 
Erblasserin musste in ein Pflegeheim 

umziehen und war zur Finanzierung 
der Heimkosten auf die Vermietung der 
bisher selbstgenutzten eigenen Woh-
nung angewiesen. In diesem Fall steht, 
so das Finanzgericht, ein auf vier Jahre 
geschlossener Zeitmietvertrag – ohne 
die Möglichkeit einer Eigenbedarfs-
kündigung – nach dem Tod der Erblas-
serin der Erbschaftsteuerbefreiung bei 
der Tochter als Alleinerbin nicht entge-
gen – und zwar auch dann nicht, wenn 
der Mietvertrag nach dem Tod der Mut-
ter noch eine Restlaufzeit von über 
zwei Jahren hat und die Tochter die 
Wohnung erst nach einer Renovierung 
zu eigenen Wohnzwecken nutzen kann.

PRAXISTIPP | Ungeachtet dieser 
Entscheidung ist es zu empfehlen, die 
Möglichkeit einer Eigenbedarfskündi-
gung in den Mietvertrag aufzunehmen, 
um so eine unverzügliche Selbstnut-
zung zu eigenen Wohnzwecken nach 
dem Erbfall zu ermöglichen.

Quelle | FG München, Urteil vom 26.10.2022, 
Az. 4 K 2183/21, Rev. BFH Az. II R 48/22, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 234961; BFH-Urteil 
vom 16.3.2022, Az. II R 6/21

Für Vermieter

Einkunftserzielungs-
absicht beim Erwerb  
zahlreicher unbebauter 
Grundstücke
| Die nach § 21 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) steuerbare Tä-
tigkeit ist nach Auffassung des Finanz-
gerichts München objekt- und nicht 
grundstücksbezogen ausgerichtet – und 
zwar auch dann, wenn sich die Objekte 
auf einem Grundstück befinden. Nach 
der Entscheidung des Finanzgerichts ist 
auch die Einkunftserzielungsabsicht 
objektbezogen zu prüfen. |

 ◼ Sachverhalt

Ehegatten erwarben im Zeitraum 2003 
bis 2016 insgesamt 111 Immobilien-
objekte in ganz Deutschland, die sie 
nach ihren Angaben zur Erzielung von 
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung vorsahen und entsprechend 
in den Anlagen V der jeweiligen Ein-
kommensteuererklärungen ansetzten. 
Es handelte sich dabei überwiegend um 
unbebaute Grundstücke, die teilweise 
als landwirtschaftliche Flächen oder 
Lagerflächen vermietet werden sollten. 
Einige Objekte blieben unvermietet. Bei 
diesen erkannte das Finanzamt die Ver-
luste endgültig nicht an. 

Der Argumentation der Eheleute, die 
Einkunftserzielungsabsicht und die in 
diesem Rahmen zu prüfende Total-
überschussprognose seien nicht für je-
des einzelne Objekt isoliert zu betrach-
ten, sondern für die Gesamtheit der 
Objekte, erteilte das Finanzgericht eine 
Absage. Danach gilt die objektbezogene 
Betrachtung auch dann, wenn sich die 
Objekte auf einem Grundstück (im zivil-
rechtlichen Sinne) befinden. 

PRAXISTIPP | Vermietet der Steuer-
pflichtige demgegenüber mehrere Ob-
jekte bzw. das gesamte Grundstück auf 
der Grundlage lediglich eines Rechts-
verhältnisses, so ist die Vermietungstä-
tigkeit einheitlich zu beurteilen. 

Ferner ist unbedingt zu beachten, dass 
die Vermutung einer Einkunftserzie-
lungsabsicht bei auf Dauer angelegter 
Vermietung nur für die Vermietung von 
Wohnraum gilt, nicht jedoch für die 
Vermietung von Gewerbeimmobilien 
oder von unbebauten Grundstücken.

Quelle | FG München, Urteil vom 26.9.2022, Az. 7 
K 169/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235059

Für Unternehmer

Betriebsausgaben: Abgrenzung zwischen  
Bewirtungskosten und Aufmerksamkeiten
| Das Landesamt für Steuern Niedersachsen hat darauf hingewiesen, dass je nach Ein-
zelfall geprüft werden muss, ob Geschäftspartnern Aufmerksamkeiten gereicht wer-
den oder ob hier die Abzugsbeschränkung zu Bewirtungskosten (Abzug nur zu 70 %) 
nach § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz (EStG) greift. |

Eine Bewirtung liegt nicht vor, wenn 
Aufmerksamkeiten in geringem Um-
fang gereicht werden, wie es z. B. an-
lässlich betrieblicher Besprechungen 
als Geste der Höflichkeit üblich ist.

Da aber auch in einer Bewirtung eine üb-
liche Geste der Höflichkeit liegen kann, 
kommt es wesentlich auf den Umfang der 
dargereichten Aufmerksamkeiten an. Auf 

die im Lohnsteuerrecht für den Begriff 
der Aufmerksamkeiten genannte Nicht-
aufgriffsgrenze von 60 EUR kann nicht 
zurückgegriffen werden. Die Frage, ob 
Aufwendungen zu Arbeitslohn führen, 
hat mit den Anforderungen an den Nach-
weis von als Betriebsausgaben geltend 
gemachten Aufwendungen nichts zu tun.
Quelle | LfSt Niedersachsen, Verfügung vom 
6.7.2023, Az. S 2145-St 226-2108/2023
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Künstlersozialabgabe: 
Abgabesatz bleibt im  
Jahr 2024 bei 5,0 %

| Der Abgabesatz zur Künstlersozial-
versicherung wird auch im Jahr 2024 
(unverändert) 5,0 % betragen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales hat hierzu u. a. wie folgt Stellung 
genommen: |

Die bei der Künstlersozialkasse gemel-
dete Honorarsumme hat im Jahr 2022 
wieder den Stand wie vor der Corona-
pandemie erreicht. Dies und der Einsatz 
zusätzlicher Bundesmittel in Höhe von 
insgesamt über 175 Millionen EUR in 
den Jahren 2021 bis 2023 haben zur fi-
nanziellen Stabilisierung der Künstler-
sozialkasse beigetragen und machen es 
möglich, dass der aktuelle Abgabesatz in 
der Künstlersozialversicherung in Höhe 
von 5,0 % auch im Jahr 2024 beibehalten 
werden kann.

MERKE | Über die Künstlersozialver-
sicherung werden über 190.000 selbst-
ständige Künstler und Publizisten als 
Pflichtversicherte in den Schutz der 
gesetzlichen Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung einbezogen. 

Die Künstler und Publizisten tragen, 
wie abhängig beschäftigte Arbeitneh-
mer, die Hälfte ihrer Sozialversiche-
rungsbeiträge. Die andere Beitrags-
hälfte wird finanziert durch einen Bun-
deszuschuss (20 %) und durch die 
Künstlersozialabgabe der Unterneh-
men (30 %), die künstlerische und pu-
blizistische Leistungen verwerten.

Der Abgabesatz wird jährlich für das 
jeweils folgende Jahr festgelegt. Be-
messungsgrundlage sind alle in ei-
nem Jahr an selbstständige Künstler 
und Publizisten gezahlten Entgelte.

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 2024; 
BMAS, „Künstlersozialabgabe bleibt im Jahr 
2024 stabil bei 5,0 %“, Mitteilung vom 14.7.2023

Für GmbH-Geschäftsführer

Verdeckte Gewinnausschüttung wegen Privatnutzung 
des Pkw trotz Nutzungsverbot? 

| Überlässt eine Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer (GGf) 
ein betriebliches Fahrzeug zur Nutzung, spricht der Beweis des ersten Anscheins 
dafür, dass das Fahrzeug vom GGf auch für private Fahrten genutzt wird. Dies gilt 
nach der Ansicht des Finanzgerichts Münster auch dann, wenn die Privatnutzung im 
Geschäftsführer-Anstellungsvertrag ausdrücklich verboten ist und insbesondere 
dann, wenn der GGf kein Fahrtenbuch führt. |

Das Finanzgericht Münster hat in seiner 
Urteilsbegründung insbesondere die 
bisherige Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs gegenübergestellt:

Sichtweise des I. Senats  
des Bundesfinanzhofs

Der I. Senat des Bundesfinanzhofs ist 
bislang davon ausgegangen, dass für 
die Privatnutzung eines dem GGf von 
der Gesellschaft zur Nutzung überlas-
senen betrieblichen Fahrzeugs ein An-
scheinsbeweis greift. Danach spricht 
der Beweis des ersten Anscheins dafür, 
dass ein (Allein-)GGf einen ihm zur Ver-
fügung stehenden betrieblichen Pkw 
auch für private Fahrten nutzt. 

Dies gilt auch bei einem im Geschäfts-
führer-Anstellungsvertrag ausdrück-
lich vereinbarten Privatnutzungsverbot 
– und zwar insbesondere dann, wenn 

 • der GGf kein Fahrtenbuch führt, 
 • keine organisatorischen Maßnah-

men getroffen wurden, die eine 
Privatnutzung ausschließen, und 

 • eine unbeschränkte Zugriffsmög-
lichkeit auf den Pkw besteht. 

Sichtweise des VI. Senats

Dagegen vertritt der VI. Senat des Bun-
desfinanzhofs die Ansicht, dass für lohn-
steuerliche Zwecke bereits die bloße 
Gestattung der Privatnutzung unabhän-
gig von den tatsächlichen Nutzungsver-
hältnissen beim Arbeitnehmer den Zu-
fluss eines geldwerten Vorteils begrün-
det und der Anscheinsbeweis nicht an-
zuwenden ist.

Es gibt keinen auf der allgemeinen Le-
benserfahrung gründenden Erfahrungs-
satz, nach dem ein angestellter GGf ge-
nerell arbeitsvertraglich vereinbarte 
Nutzungsverbote nicht achtet. Selbst 
wenn er in Ermangelung einer „Kontroll-
instanz“ bei einer Zuwiderhandlung keine 
arbeitsrechtlichen oder strafrechtlichen 
Konsequenzen zu erwarten hat, rechtfer-
tigt dies keinen entsprechenden steuer-

strafrechtlich erheblichen Generalver-
dacht. Dass der Arbeitgeber ein arbeits-
vertraglich vereinbartes Privatnut-
zungsverbot nicht überwacht, ändert 
daran nichts. Diese Grundsätze hat der 
VI. Senat auch auf einen alleinigen GGf 
einer GmbH angewandt.

Sichtweise des  
Finanzgerichts Münster

Das Finanzgericht Münster hat nun für 
den Fall eines alleinigen GGf einer 
GmbH die Rechtsprechung des I. Se-
nats des Bundesfinanzhofs zugrunde 
gelegt und die Grundsätze des An-
scheinsbeweises angewendet.

Den Anscheinsbeweis konnte die GmbH 
im Streitfall auch nicht mit dem Ein-
wand erschüttern, dem GGf hätte für 
die privaten Fahrten ein Fahrzeug im 
Privatvermögen zur Verfügung gestan-
den. Denn bei den betrieblichen Fahr-
zeugen handelte es sich um sehr hoch-
wertige und stark motorisierte Fahr-
zeuge, die mit den „privaten“ Fahrzeu-
gen nicht vergleichbar waren. Darüber 
hinaus wurden diese Fahrzeuge auch 
von der Ehefrau des GGf genutzt. 

Beachten Sie | Der wegen des An-
scheinsbeweises anzunehmenden Pri-
vatnutzung lag keine entsprechende 
Nutzungs- und Überlassungsvereinba-
rung zugrunde. Vielmehr enthielt die 
Vereinbarung ein Privatnutzungsverbot. 
Die private Nutzung durch den GGf war 
daher nicht durch das Arbeitsverhältnis, 
sondern durch das Gesellschaftsver-
hältnis veranlasst und führte zu einer 
verdeckten Gewinnausschüttung.

Da gegen die Entscheidung bereits die 
Revision anhängig ist, darf nun mit 
Spannung erwartet werden, wie sich der 
Bundesfinanzhof positionieren wird.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 28.4.2023, 
Az. 10 K 1193/20 K,G,F, Rev. BFH Az. I R 33/23, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237191; BFH-Ur-
teil vom 23.1.2008, Az. I R 8/06; BFH-Urteil 
vom 21.3.2013, Az. VI R 46/11



Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 12 | 2023

Daten für den Monat  
 Januar 2024

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.1.2024

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.1.2024

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 1/2024 = 29.1.2024

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

10/22 3/23 6/23 10/23
+ 11,6 % + 7,8 % + 6,8 % + 3,0 %

Für alle Steuerpflichtigen

Wichtige Grundsätze zur Aufbewahrung und  
Vernichtung von Geschäfts unterlagen
| Insbesondere rund um den Jahreswechsel stellt sich regelmäßig die Frage, 
welche Geschäftsunterlagen vernichtet werden können und welche weiterhin 
aufzubewahren sind. Grund genug, sich mit dem Thema der Archivierung näher 
zu beschäftigen. |

Gesetzliche Grundlagen und  
generelle Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungspflichten sind Be-
standteil der handelsrechtlichen und 
steuerlichen Aufzeichnungs- und Buch-
führungspflichten. Folglich ist derjenige, 
der nach Steuer- oder Handelsrecht zum 
Führen von Büchern verpflichtet ist, 
auch aufbewahrungspflichtig. 

Beachten Sie | Die handelsrechtliche 
Grundlage bildet § 257 Handelsgesetz-
buch (HGB) i. V. mit § 238 HGB. Die ent-
sprechende steuerliche Grundlage 
stellt insbesondere § 147 Abgabenord-
nung (AO) dar.

Für Privatbelege besteht grundsätzlich 
keine Aufbewahrungspflicht. Sie wer-
den aber bei der Einkommensteuerver-
anlagung im Rahmen der Mitwirkungs-
pflicht benötigt. 

Zudem sind im Privatbereich zwei Be-
sonderheiten zu beachten: 

 • Zweijährige Aufbewahrungsfrist 
für Rechnungen im Zusammen-
hang mit einem Grundstück (§ 14b 
Abs.  1 S.  5 Umsatzsteuergesetz 
(UStG)) sowie 

 • besondere Aufbewahrungspflich-
ten für Steuerpflichtige, bei denen 
die Summe der positiven Einkünfte 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 Einkom-
mensteuergesetz (Überschuss-
einkünfte) mehr als 500.000 EUR im 
Kalenderjahr beträgt (§ 147a AO).

Erfreulich ist, dass sich die handels- 
und die steuerrechtlichen Aufbewah-
rungspflichten weitestgehend entspre-
chen. Die folgende Aufzählung zeigt die 
Aufbewahrungsfristen für wichtige Ge-
schäftsunterlagen:

 • Zehn Jahre lang müssen Unter-
nehmen beispielsweise Inventare, 
Jahresabschlüsse, Lageberichte, 
Eröffnungsbilanzen und Buchungs-
belege aufbewahren. Gleiches gilt 
für alle Arbeitsanweisungen und 
Organisationsunterlagen, die diese 
Belege verständlich machen und 
erläutern. 
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 • Sechs Jahre lang müssen z. B. 
Handels- und Geschäftsbriefe so-
wie Unterlagen, die für die Besteu-
erung wichtig sind (z. B. Ein- und 
Ausfuhrlieferunterlagen, Stunden-
lohnzettel), aufgehoben werden.

MERKE | Nach den Plänen der Bun-
desregierung sollen die handels- und 
steuerrechtlichen Aufbewahrungsfris-
ten für Buchungsbelege von zehn auf 
acht Jahre verkürzt werden. 

Fristbeginn und mögliche  
Fristverlängerungen

Die Aufbewahrungsfrist für ein Ge-
schäftsjahr beginnt erst mit dem 
Schluss des Kalenderjahrs, in dem die 
letzten Unterlagen entstanden sind 
oder die letzten Aufzeichnungen (insbe-
sondere Buchungen) vorgenommen 
wurden (§ 257 Abs. 5 HGB bzw. § 147 
Abs. 4 AO).

 ◼ Beispiel

Eine GmbH hat den Jahresabschluss 
für 2012 im Mai 2013 aufgestellt und 
dem Finanzamt übermittelt.

Die Aufbewahrungsfrist läuft ab dem 
31.12.2013. Beträgt die Aufbewah-
rungsdauer zehn Jahre, endet die Auf-
bewahrungsfrist somit am 31.12.2023. 
Ab Januar 2024 können die entspre-
chenden Unterlagen also grundsätz-
lich vernichtet werden.

Aber nicht nur bei der Bestimmung des 
Fristbeginns ist Sorgfalt geboten, son-
dern auch am Fristende müssen mögli-
che Verlängerungen im Auge behalten 
werden. So können vor allem folgende 
Sachverhalte zu einer Verlängerung der 
Aufbewahrungsfrist bzw. zur Verschie-
bung der Aktenvernichtung führen:

 • noch nicht abgeschlossene Außen-
prüfungen,

 • noch nicht abgelaufene Festset-
zungsfristen,

 • anhängige steuerstraf- oder buß-
geldrechtliche Verfahren,

 • Vorläufigkeit von Steuerfestset-
zungen gemäß § 165 AO oder 

 • laufende Anträge an das Finanzamt.

Beachten Sie | Für die zu erwartenden 
Aufwendungen für die Aufbewahrung 
von Geschäftsunterlagen ist sowohl 
handels- als auch steuerrechtlich eine 
Rückstellung für ungewisse Verbind-

lichkeiten zu bilden, da hierfür eine 
öffentlich-rechtliche Aufbewahrungs-
pflicht besteht. Die Grundsätze zur Er-
mittlung der Rückstellung hat die 
Oberfinanzdirektion Niedersachsen 
2015 umfangreich dargelegt.

Verletzung der  
Aufbewahrungspflichten

Wie bei der Verletzung von Aufzeich-
nungspflichten ist das Finanzamt auch 
bei der Verletzung der Aufbewahrungs-
fristen grundsätzlich zur Schätzung 
nach § 162 AO berechtigt. Ausnahmen 
gelten nur für höhere Gewalt wie Feuer, 
Hochwasser etc. 

Das Handelsrecht schreibt keinen be-
stimmten Ort für die Aufbewahrung 
der Geschäftsunterlagen vor. Bei der 
Führung der Handelsbücher und der 
sonst erforderlichen Aufzeichnungen 
auf Datenträgern muss jedoch insbe-
sondere sichergestellt sein, dass die 
Daten während der Dauer der Aufbe-
wahrungsfrist verfügbar sind und je-
derzeit innerhalb angemessener Frist 
lesbar gemacht werden können (§ 239 
Abs. 4 HGB). 

Das Steuerrecht verlangt die Aufbe-
wahrung der Unterlagen grundsätzlich 
in Deutschland (§  146 Abs.  2 AO). Die 
möglichen Ausnahmen für eine Aufbe-
wahrung im Ausland sind in §  146 
Abs. 2a und Abs. 2b AO geregelt.

MERKE | Sollen Unterlagen elektro-
nisch aufbewahrt werden, sind die 
Grundsätze zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterla-
gen in elektronischer Form sowie zum 
Datenzugriff (GoBD) zu beachten. Die 
GoBD sind in einem Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums aus 2019 
aufgeführt.

Beachten Sie | Rechnungen und Kas-
senzettel auf Thermopapier haben den 
Nachteil, dass die Schrift schnell ver-
blasst und dann häufig nicht mehr les-
bar ist. Thermobelege sollten daher 
zeitnah kopiert und systematisch abge-
heftet werden.

Quelle | Eckpunkte der Bundesregierung für 
ein weiteres Bürokratieentlastungsgesetz, PM 
des BMJ vom 30.8.2023; OFD Niedersachsen 
5.10.2015, Az. S 2137 - 106 - St 221/St 222; GoBD: 
BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Az. IV A 4 - S 
0316/19/10003 :001

Für Arbeitgeber

Freie Unterkunft und 
Verpflegung:  
Voraussichtliche Sach-
bezugswerte für 2024
| Die Sachbezugswerte für freie oder 
verbilligte Verpflegung und Unter-
kunft werden jährlich an die Entwick-
lung der Verbraucherpreise angepasst. 
Nach dem vorliegenden Entwurf – mit 
der Zustimmung durch den Bundesrat 
ist wie in den Vorjahren zu rechnen – 
soll der Sachbezugswert für freie Un-
terkunft 278 EUR monatlich betragen 
(in 2023 = 265 EUR). |

Der monatliche Sachbezugswert für 
Verpflegung soll in 2024 um 25 EUR auf 
313 EUR steigen. 

Beachten Sie | Aus dem monatlichen 
Sachbezugswert für Verpflegung abge-
leitet, ergeben sich für 2024 die nach-
folgenden Sachbezugswerte für die je-
weiligen Mahlzeiten (Werte für 2023 in 
Klammern):

Frühstück:
 • monatlich: 65 EUR (60 EUR)
 • kalendertäglich: 2,17 EUR (2,00 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen:
 • monatlich: 124 EUR (114 EUR)
 • kalendertäglich: 4,13 EUR (3,80 EUR)

Quelle | Vierzehnte Verordnung zur Ände-
rung der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung, BR-Drs. 512/23

Für Arbeitnehmer

Wie müssen Arbeitnehmer 
Gewinnanteile aus typisch 
stillen Beteiligungen 
versteuern?

| Der Bundesfinanzhof muss in zwei 
Revisionsverfahren (Az. VIII R 11/23 und 
VIII R 12/23) eine wichtige Frage zu stil-
len Beteiligungen klären: Unter wel-
chen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang sind Gewinnanteile aus Mitar-
beiterbeteiligungen in Form typisch 
stiller Beteiligungen als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen und nicht als Ein-
künfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
zu qualifizieren? Bis zu einer Entschei-
dung können geeignete Fälle mit einem 
Einspruch offengehalten werden. |
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Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastungen: Unterbringung  
in einer Pflegewohngemeinschaft
| Aufwendungen für die krankheits-, pflege- und behinderungsbedingte Unter-
bringung in einer dem jeweiligen Landesrecht unterliegenden Pflegewohnge-
meinschaft können steuermindernd als außergewöhnliche Belastung zu berück-
sichtigen sein. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden. |

 ◼ Sachverhalt

Der schwerbehinderte (Grad der Be-
hinderung 100) und pflegebedürftige 
(Pflegegrad 4) Steuerpflichtige wohnte 
gemeinsam mit anderen pflegebedürf-
tigen Menschen in einer Pflegewohn-
gemeinschaft, deren Errichtung und 
Unterhaltung dem Wohn- und Teilhabe-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len unterfiel. Dort wurde er rund um 
die Uhr von einem ambulanten Pflege-
dienst und Ergänzungskräften betreut, 
gepflegt und hauswirtschaftlich ver-
sorgt.

Die Aufwendungen für die Unterbrin-
gung (Kost und Logis) in der Pflege-
wohngemeinschaft machte der Steuer-
pflichtige in seiner Einkommensteuer-
erklärung als außergewöhnliche Be-
lastungen geltend. Das Finanzamt 
lehnte das allerdings ab, weil diese 
Aufwendungen nur bei einer vollstati-
onären Heimunterbringung abzugsfä-
hig seien.

Das Finanzgericht Köln und der Bun-
desfinanzhof beurteilten den Sachver-
halt jedoch anders.

Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass 
Aufwendungen für die krankheits- oder 
pflegebedingte Unterbringung in einer 
dafür vorgesehenen Einrichtung grund-
sätzlich als außergewöhnliche Belas-
tung abzugsfähig sind. 

Dies gilt nicht nur für Kosten der Unter-
bringung in einem Heim i. S. des § 1 
HeimG, sondern auch für Kosten der 
Unterbringung in einer Pflegewohnge-
meinschaft, die dem jeweiligen Landes-

recht unterfällt. Ausschlaggebend ist 
allein, dass die Pflegewohngemein-
schaft (ebenso wie das Heim) in erster 
Linie dem Zweck dient, ältere oder 
pflegebedürftige Menschen oder Men-
schen mit Behinderung aufzunehmen 
und ihnen Wohnraum zu überlassen, in 
dem die notwendigen Betreuungs-, 
Pflege- und Versorgungsleistungen er-
bracht werden. 

Die Abzugsfähigkeit der Unterbrin-
gungskosten knüpft nicht daran an, 
dass dem Steuerpflichtigen (wie bei der 
vollstationären Heimunterbringung) 
Wohnraum und Betreuungsleistungen 
„aus einer Hand“ zur Verfügung gestellt 
werden. Ausreichend ist, wenn er als 
(Mit-)Bewohner einer Pflegewohnge-
meinschaft neben der Wohnraumüber-
lassung von externen (ambulanten) 
Leistungsanbietern (gemeinschaftlich 
organisiert) Betreuungs-, Pflege- und 
Versorgungsleistungen in diesen Räum-
lichkeiten bezieht.

MERKE | Allerdings sind auch krank-
heits- oder pflegebedingt anfallende 
Kosten nur insoweit abzugsfähig, als 
sie zusätzlich zu den Kosten der nor-
malen Lebensführung anfallen. Des-
halb waren die tatsächlich angefalle-
nen Unterbringungskosten im Streit-
fall um eine sogenannte Haushaltser-
sparnis zu kürzen. 

Quelle | BFH-Urteil vom 10.8.2023, Az. VI R 
40/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237867, 
BFH, PM Nr. 40/23 vom 19.10.2023

Für Unternehmer

Verluste in der Anlauf-
phase: In diesen Fällen 
sind sie anzuerkennen

| Ein selbstständiger Unternehmens-
berater erzielt Einkünfte aus selbst-
ständiger Arbeit. Nach Ansicht des 
Finanzgerichts Münster waren die er-
klärten Verluste innerhalb der Anlauf-
phase von fünf Jahren im Streitfall an-
zuerkennen, weil der Berater ein 
belastbares und dem Grunde nach ge-
eignetes Betriebskonzept vorgelegt 
hat, um zukünftig Gewinne zu erwirt-
schaften. Zudem konnte er darlegen, 
dass er Maßnahmen zur Erzielung von 
Gewinnen ergriffen hat. |

Relevanz für die Praxis

Ob Steuerpflichtige mit Gewinnerzie-
lungsabsicht handeln, ist gerade bei 
Aufnahme einer Tätigkeit nicht immer 
eindeutig zu erkennen. Gegen die An-
nahme einer Gewinnerzielungsabsicht 
spricht das Vorliegen persönlicher Be-
weggründe zur Fortführung der verlust-
bringenden Tätigkeit (Steuern sparen) 
oder wenn Steuerpflichtige eine verlust-
bringende Tätigkeit aus im Bereich ihrer 
Lebensführung liegenden persönlichen 
Neigungen ausüben. 

Fehlt es an typischerweise persönli-
chen Motiven, dann spricht der Beweis 
des ersten Anscheins für die Annahme 
einer Gewinnerzielungsabsicht, wenn 
die Betriebsführung so eingerichtet ist, 
dass der Betrieb nach seiner Wesens-
art und der Art seiner Bewirtschaftung 
auf Dauer dazu geeignet und bestimmt 
ist, mit Gewinn zu arbeiten. 

Bei dauernden Verlusten ist nicht per se 
von Liebhaberei auszugehen. Zu prüfen 
ist, ob Steuerpflichtige Maßnahmen zur 
Steigerung der Rentabilität des Be-
triebs ergriffen haben. 

MERKE | Grundsätzlich werden Ver-
luste während einer Anlaufphase aner-
kannt, es sei denn, es steht von vornhe-
rein fest, dass nachhaltig keine Gewinne 
erzielt werden können. Die Dauer einer 
solchen Anlaufphase ist je nach der Ei-
genart des neu aufgebauten Betriebs 
festzulegen, wobei ein Zeitraum von 
weniger als fünf Jahren nur in Ausnah-
mefällen in Betracht kommt.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 13.6.2023, Az. 2 
K 310/21 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236810

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre: Elternzeit und Beurlaubung/Teilzeit-
beschäftigung aus familiären Gründen

| Die Finanzverwaltung Nordrhein-Westfalen hat eine Broschüre veröffentlicht, 
in der zahlreiche Fragen zum Elterngeld, zur Elternzeit, zur Beurlaubung aus 
familiären Gründen etc. beantwortet werden. Die Broschüre enthält 24 Seiten und 
kann unter www.iww.de/s6252 heruntergeladen werden. |
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Berücksichtigung früherer Erwerbe bei der Schenkung-
steuer: Festgestellter Grundstückswert ist bindend
| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass ein für Zwecke der Schenkungsteuer 
gesondert festgestellter Grundbesitzwert für alle Schenkungsteuerbescheide bin-
dend ist, bei denen er in die steuerliche Bemessungsgrundlage einfließt. Das gilt 
auch für die Berücksichtigung früherer Erwerbe nach § 14 Abs. 1 des Erbschaft-
steuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG), d. h. bei einer Schenkung, die in-
nerhalb von zehn Jahren nach der ersten Schenkung erfolgt. |

 ◼ Sachverhalt

Vater (V) hatte seinem Sohn (S) 2012 
einen Miteigentumsanteil an einem 
Grundstück geschenkt. Das Finanzamt 
hatte den Grundbesitzwert festgestellt 
und der Besteuerung zugrunde gelegt. 
Schenkungsteuer fiel aber nicht an, 
weil der Grundstückswert (87.392 EUR) 
unter dem Freibetrag für Kinder 
(400.000 EUR) lag. 

2017 erhielt S von V eine weitere Schen-
kung i. H. von 400.000 EUR. Da mehrere 
innerhalb von zehn Jahren von dersel-
ben Person anfallende Vermögensvor-
teile zusammenzurechnen sind (§ 14 
Abs. 1 ErbStG), ermittelte das Finanz-
amt einen Gesamtbetrag für beide 
Schenkungen und setzte Schenkung-
steuer von rund 10.000 EUR fest. Dabei 
berücksichtigte das Finanzamt den 
Vorerwerb mit 87.392 EUR.

S hingegen meinte, dass der damals 
festgestellte Wert zu hoch und deshalb 
nunmehr nach unten zu korrigieren 
sei. Bei der Schenkung in 2012 habe er 
sich nur deshalb nicht gegen den fal-
schen Grundstückswert gewendet, 
weil die Schenkungsteuer ohnehin mit 
0 EUR festgesetzt worden sei. Erfolg-
reich war er mit dieser Sichtweise bzw. 
Begründung aber nicht.

Grundstückswerte sind – im Gegensatz 
zu Werten sonstiger Schenkungsge-
genstände (z. B. Geld) – für Zwecke der 
Schenkungsteuer in einem eigenen 
Verfahren gesondert festzustellen. 

Beachten Sie | Der festgestellte Wert 
entfaltet Bindungswirkung für alle 
Schenkungsteuerbescheide, bei denen 
er in die Bemessungsgrundlage ein-
fließt. Das gilt auch für die Berücksichti-
gung eines früheren Erwerbs nach § 14 
Abs. 1 ErbStG.

MERKE | Hält der Steuerpflichtige 
den festgestellten Grundstückswert 
für zu hoch, muss er sich sogleich ge-
gen diese Feststellung wenden. Macht 
er dies nicht und wird der Bescheid 
über den festgestellten Wert be-
standskräftig, dann kann der Steuer-
pflichtige die Unrichtigkeit bei den 
nachfolgenden Schenkungsteuerfest-
setzungen nicht mehr mit Erfolg gel-
tend machen. 

Quelle | BFH-Urteil vom 26.7.2023, Az. II R 
35/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237663; 
BFH, PM Nr. 39/23 vom 12.10.2023

Für Arbeitnehmer

Firmenwagen: Ohne arbeitsvertragliche Regelung 
mindern Garagenkosten den geldwerten Vorteil nicht 
| Die vom Arbeitnehmer für seine Garage getragene Absetzung für Abnutzung min-
dert den geldwerten Vorteil aus der Überlassung eines betrieblichen Arbeitgeber-
Fahrzeugs zur außerdienstlichen Nutzung nicht. Dies gilt nach einer Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs zumindest dann, wenn keine rechtliche Verpflichtung des Ar-
beitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber besteht, das Fahrzeug in der Garage un-
terzustellen. |

Die Entscheidung macht deutlich: Für 
eine Vorteilsminderung ist es erforder-
lich, dass Kosten vom Arbeitnehmer 
gegenüber dem Arbeitgeber „über-
nommen“ werden, was eine arbeitsver-

tragliche oder andere arbeits- oder 
dienstrechtliche Vereinbarung über die 
Kostentragung erfordert.
Quelle | BFH-Urteil vom 4.7.2023, Az. VIII R 
29/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237109

Für Unternehmer

EU-Taxameter und  
Wegstreckenzähler:  
Bis Ende 2025 ist eine 
zertifizierte technische 
Sicherheitseinrichtung 
nicht verpflichtend
| Eigentlich müssen EU-Taxameter und 
Wegstreckenzähler ab 2024 über eine 
zertifizierte technische Sicherheitsein-
richtung (TSE) verfügen. Doch nun gibt es 
eine Nichtbeanstandungsregelung, die 
betroffene Unternehmer freuen dürfte. |

Hintergrund: Durch Artikel 2 der Verord-
nung zur Änderung der Kassensiche-
rungsverordnung vom 30.7.2021 wurde 
der Anwendungsbereich des § 1 Kas-
sensicherungsverordnung auf EU-Taxa-
meter und Wegstreckenzähler ausge-
weitet. Damit sind diese elektronischen 
Aufzeichnungssysteme sowie die damit 
zu führenden digitalen Aufzeichnungen 
ab 2024 durch eine TSE zu schützen.

Nach dem Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums sind die technisch not-
wendigen Anpassungen und Aufrüstun-
gen umgehend durchzuführen und die 
rechtlichen Voraussetzungen unverzüg-
lich zu erfüllen. Es wird aber nicht bean-
standet, wenn diese Aufzeichnungssys-
teme längstens bis zum 31.12.2025 
noch nicht über eine TSE verfügen.

Beachten Sie | Bereits mit Schreiben 
vom 30.8.2023 hat die Verwaltung eine 
Vereinfachung geschaffen: Danach kön-
nen die Kosten für die nachträgliche 
erstmalige Ausrüstung bestehender EU-
Taxameter oder Wegstreckenzähler mit 
einer TSE und die Kosten für die erstma-
lige Implementierung der einheitlichen 
digitalen Schnittstelle eines bestehen-
den elektronischen Aufzeichnungssys-
tems in voller Höhe sofort als Betriebs-
ausgaben abgezogen werden.

Quelle | BMF-Schreiben vom 13.10.2023, Az. IV 
D 2 - S 0319/20/10002 :010, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 237966; BMF-Schreiben vom 
30.8.2023, Az. IV D 2 - S 0316-a/19/10006 :037


